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erhoffte Ablösung der KKE als drittgrößte Partei hat nicht stattgefunden, zudem stehen sie in den 
Wahlergebnissen inzwischen hinter dem nationalistischen LA.O.S. zurück. 
SYN versteht sich als pluralistische Partei mit dezentralem Charakter. Die Funktionen sind auf drei 
Ebenen verteilt, dem Zentralen Politischen Komitee, den Provinz- und den Basisorganisationen. Zu 
zentralen Fragen werden griechenlandweite Mitgliederentscheide durchgeführt. Was Inhalte betrifft, 
gelingt im SYN die Konsensfindung durch die üblichen Instrumente wie Arbeitsgruppen und die 
Möglichkeit, Änderungsanträge für programmatische Entwürfe einzubringen. Schwieriger sieht es in 
personellen und strategischen Fragen aus. 
Nicht nur erlaubt SYN die Bildung von Strömungen, inzwischen wird die Partei vollkommen von 
ihren beiden großen Fraktionen eingenommen. Über 60 Prozent der Mitglieder stehen der Linken 
Strömung nahe, etwa 30 Prozent dem Erneuernden Flügel. Daneben sind das Rot-Grüne Netzwerk, das 
ökologische Positionen betont, und die radikale Initiative für den Linken Wiederaufbau als 
Zusammenschlüsse organisiert, haben aber keinen nennenswerten Einfluss. Bei innerparteilichen 
Wahlen ist es für Mitglieder praktisch unmöglich, ohne die Unterstützung entweder der Reformer oder 
der Linken zu kandidieren. 
Von Seiten des Erneuernden Flügels wurde mehrfach kritisiert, dass die Parteilinke versucht, die 
wichtigsten Parteiämter mit ihren Leuten zu besetzen. Am deutlichsten war dies bei der Europawahl 
und in deren Folge bei der Neubesetzung des Generalsekretärs. In beiden Fällen sahen sich die 
Reformer in der Defensive. Als Tsipras vor der Parlamentswahl versuchte, sich zum 
Spitzenkandidaten zu küren, verhinderten sowohl ihr Widerstand als auch Gegenstimmen im SYRIZA 
dieses Vorhaben. 
Die befürchtete Zerreißprobe für das Linksbündnis wurde zunächst aufgeschoben, da das Wahler-
gebnis über den niedrigen Erwartungen lag, die wichtigsten Kandidaten den Einzug ins Parlament 
geschafft haben und sich die Frage nach einer Zusammenarbeit mit der PASOK vorerst nicht mehr 
stellt. Im Juni 2010 kam es nach langen internen Differenzen dennoch zum Bruch in der Partei. Der 
Erneuernde Flügel verließ SYN und leitete den Prozess der Gründung der eigenständigen Demokra-
tischen Linken ein. Auch die Debatte um die weitere Entwicklung des SYRIZA wird weitergeführt 
werden, zumal der Kongress des Bündnisses im November 2009 die Gegensätze zwischen seinen 
wichtigsten Fraktionen nur verschärfte.  
 
Die Kommunistische Partei Griechenlands (KKE) 
 
Einführung – Sozialstruktur und Milieu der Partei 
Nach den beiden großen politischen Blöcken PASOK (350.000 Mitglieder) und Nea Dimokratia 
(370.000 Mitglieder) ist die KKE drittgrößte Partei Griechenlands, gibt jedoch keine genauen Zahlen 
zu ihrer Anhängerschaft an. Ihre größte Mitgliederschaft hatte sie mit rund 50.000 in den 80er Jahren, 
gemessen an der Leserschaft der Parteizeitung Rizospastis dürfte sich die Zahl derzeit bei über 30.000 
bewegen. Obwohl das Parteimilieu weit stärker mit der Arbeiterschaft verbunden ist, als dies bei SYN 
der Fall ist, haben ihre wichtigen Funktionsträger ebenfalls zum größeren Teil einen universitären 
Hintergrund. Auf den vorderen Plätzen der Listen zur Parlamentswahl 2009 überwiegen Personen mit 
einer Festanstellung in der Partei: Lehrer, Rechtsanwälte und Ärzte. Dennoch lässt sich feststellen, 
dass Arbeiter und Gewerkschafter in den ländlichen Regionen stärker vertreten sind. Von den 21 
Parlamentariern sind fünf Frauen. Ihre Berufe verteilten sich wie folgt: drei exklusive 
Parteifunktionäre, zwei Ärzte, zwei Rechtsanwälte, zwei Beamte in der Verwaltung, zwei in der 
Landwirtschaft Beschäftigte, zwei Volkswirtschaftler, ein Schauspieler, ein Universitätsprofessor, eine 
Journalistin, ein Agronom, ein Bauunternehmer, ein Selbstständiger, ein Seemann und eine 
Verkäuferin. 
Die KKE wird seit knapp 20 Jahren von Aleka Papariga geführt, was jedoch an der männlichen 
Dominanz in der Partei nichts veränderte. Das auf dem Parteitag im Februar 2005 gewählte 
Zentralkomitee setzte sich aus 77 Mitgliedern zusammen, von denen 14 Frauen sind. Im Politbüro, das 
die Partei zwischen den Treffen des ZK leitet, saßen elf Mitglieder, darunter zwei Frauen. 
 
Position der Partei in der Gesellschaft und dem politischen System 
Allen ihr nicht angeschlossenen oder nahestehenden Organisationen, Parteien und Bewegungen steht 
die KKE kritisch bis sehr ablehnend gegenüber. Gleichzeitig ist sie, als eine fest etablierte Größe in 
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der griechischen Politik, nicht ausgegrenzt wie kommunistische, insbesondere marxistisch-
leninistische, Parteien in anderen Ländern. An der Beerdigung ihres ehemaligen Generalsekretärs 
Florakis nahmen die höchsten Vertreter des Staates, der Parteien und der Kirche teil. Auf ihren 
Parteitagen sind Nea Dimokratia, PASOK und andere Parteien eingeladen, niemals aber SYN. 
Reformkommunistische Parteien, die stärker den Dialog mit der Gesellschaft suchen, gelten als 
»opportunistisch« und unterstützen nach Meinung der KKE den durch die Oktoberrevolution 
eingeschlagenen Weg zum Sozialismus nicht. 
Die KKE bringt eine Tageszeitung heraus, den Rizospastis, deren Sonntagsausgabe im März 2008 eine 
Auflage von 24.550 hatte. Zu den wichtigen Printmedien gehört ebenso das in mehreren Sprachen 
erscheinende theoretische Organ des ZK, die International Communist Review. Wissenschaftlichen 
Marxismus-Leninismus betreibt sie über das Zentrum für Marxistische Forschung in Athen. Daneben 
unterhält die Partei einen Radiosender und einen Fernsehkanal; in Letzterem laufen auch 
Werbesendungen. Ihre Jugendorganisation, die Kommunistische Jugend Griechenlands (KNE), ist 
sehr eng mit der Partei verknüpft und folgt ihrer Programmatik. Ihre monatliche Zeitschrift ist der 
Odigitis. Im Feld der Gewerkschaften besitzt die KKE ihre eigene Organisation, die Militante Front 
aller Arbeiter (PAME), der nach eigenen Angaben über 410.000 Mitglieder angehören. PAME folgt 
eng den Leitlinien der Partei und ist eine der wichtigsten Interessenvertretungen der Arbeiter in 
Griechenland. Ihre Streikaktionen, die bis zur Besetzung von Ministerien reichen, sind häufig 
medienwirksam inszeniert und vermitteln bewusst ein Bild der Geschlossenheit und Stärke. 
 
Die strategische Ausrichtung der Partei 
Zwei große Spaltungen, bei denen stets der dogmatische Flügel in der Partei verblieb, haben eine 
Partei geschmiedet, die »moskautreu« ist, auch wenn die UdSSR längst nicht mehr existiert. Während 
andere Kommunisten weltweit nach neuen Wegen suchen, hält die KKE am wissenschaftlichen 
Marxismus-Leninismus als der stärksten Waffe des revolutionären Klassenkampfes fest. Kürzlich 
drückte es Manos Kopsidis, Pressesprecher der KKE bis 2002, so aus: »Für Jahrzehnte behandelte die 
KKE den Marxismus, und behandelt ihn noch heute, wie ein religiöses Dogma.« Das Geschichtsbild 
der KKE ist gut ersichtlich aus ihrer Verlautbarung zum 90. Jahrestag der Oktoberrevolution: Die 
Entwicklung der Sowjetunion bis zur Perestroika wird fast ausnahmslos positiv aufgefasst. Kritik wird 
durchaus auch für die Zeit vor der Perestroika geäußert, der jedoch ein stark revisionistischer 
Charakter zugemessen wird. So wird beklagt, dass zu viele Anstrengungen in die Rüstung statt in die 
Infrastruktur gesteckt wurden. Als bedeutsamer gilt aber, dass nach dem 20. Parteitag der KPdSU 
1956 die opportunistischen Tendenzen in der Partei an Einfluss gewannen und das sozialistische 
System langsam durch kapitalistische Mechanismen geschwächt wurde. Eine besondere Verklärung 
oder Verurteilung einzelner Parteiführer findet bei der KKE (mit Ausnahme Lenins) nicht statt, es ist 
vielmehr der Charakter der KPdSU, dem ihre Aufmerksamkeit gilt. Aufgabe und Ziel bleibt es für die 
KKE, die sozialistische Gesellschaft als Vorstufe des Kommunismus in Griechenland aufzubauen, und 
zwar in der Form, wie sie bereits in der Sowjetunion existierte. 
Für die Wahlen 2009 vertraute die KKE auf die verbreitete Stimmung gegen die großen Parteien und 
auf Forderungen, die mehrere Kernforderungen enthalten wie z. B: ein Mindestlohn von monatlich 
1.300 Euro und Mindestrenten von 1.050 Euro bei einem Rentenalter von 55 Jahren für Frauen und 60 
Jahren für Männer (dem Rentenalter der ehemaligen UdSSR), ein Arbeitslosengeld in Höhe von 80 
Prozent des Mindestlohns, kostenlose Kinderbetreuung und kostenlose öffentliche Dienste, die 35-
Stunden-Woche, ein Steuerfreibetrag von 30.000 Euro für vierköpfige Familien, keine indirekte 
Besteuerung grundlegender Gebrauchsgüter und Nahrungsmittel, öffentliche Wohnungsbaupro-
gramme und die Sicherung des Rechts auf Sport, Tourismus und Kultur durch staatliche Angebote. 
Die KKE hat bisher keine ausgeprägte Umweltpolitik. Sie möchte die Wälder allesamt unter staatliche 
Aufsicht stellen, eine große Anzahl an Umweltaufsichtsbehörden schaffen und den Emissionshandel 
beseitigen. An seine Stelle sollen nicht näher genannte Maßnahmen zur Verringerung der tatsächlichen 
Treibhausemissionen treten. 
Wer die KKE erklären will, kommt nicht umhin, über die ideologische Basis der Partei hinaus-
zugehen. Die Überzeugung für die vertretenen Positionen ist tatsächlich genuin, und in der 
griechischen Gesellschaft ist die Sympathie für den Staatssozialismus wesentlich größer als in anderen 
Ländern Europas. Aber nicht übersehen werden darf, dass die KKE sich durch ihre Beharrlichkeit und 
Kompromisslosigkeit auszeichnet und durch ihren weitreichenden Parteiapparat in den vergangenen 
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Jahrzehnten die stärkste Oppositionskraft gegen soziale Einschnitte darstellte. Ihre Wählerschaft speist 
sich aus vielen politischen Lagern, vor allem jenen, die mit dem »Zweiparteiensystem«, der Abfolge 
von PASOK und ND an der Regierung, unzufrieden sind – nicht ohne Grund steht jede Wahl unter 
dem Motto, die Parteien abzustrafen. 
Die KKE setzt vor allem auf zentral koordinierte Protestaktionen und Streiks, um gegen Missstände 
anzukämpfen. PAME ist dabei die größte der ihr angeschlossenen Zusammenschlüsse. Auch im 
universitären und kulturellen Raum stehen ihr viele Menschen nahe, und Parteibasisorganisationen 
sind überall dort zu finden, wo mehrere Kommunisten tätig sind. Die institutionelle Festigung 
gewährleistet ihr einen beständigen Einfluss in der griechischen Gesellschaft und eine wesentlich 
größere Kernwählerschaft als der SYN. So machten bei der KKE 80 Prozent ihrer Wähler von 2007 
auch bei den Parlamentswahlen 2009 ihr Kreuz bei den Kommunisten, im Falle des SYN waren es nur 
55 Prozent. 
 
Linke Ideen für die europäische Politik 
Die KKE steht in vollkommener Opposition zur EU, die als imperialistisches Konstrukt angesehen 
wird. Aus diesem Grund steht sie auch in großer Distanz zur Europäischen Linkspartei und ihren 
Mitgliedern, denen sie vorwirft, in diesem Rahmen zu handeln. Die Frage, ob die KKE durch ihre 
Partizipation nicht selbst die EU als Bestandteil der heutigen kapitalistischen Realität und damit als 
Handlungsfeld akzeptiert, stellt sie sich nicht. Ihr letzter Europawahlkampf lief regelmäßig unter der 
Parole, die Unterstützung der KKE diene dazu, mit der EU und den anderen Parteien abzurechnen. Die 
einzige Alternative zur bestehenden Einbindung Griechenlands unter das Kapital und den 
Imperialismus in Form von EU und NATO sei die Bildung einer antimonopolistischen, 
antiimperialistischen, demokratischen Kampffront unter Führung der KKE, um den Klassen der 
Gesellschaft eine Perspektive zu geben. Aus beiden großen Organisationen würde Griechenland sofort 
austreten. Nur durch die Befreiung von diesen Konstrukten des Imperialismus könne der Aufbau einer 
sozialistischen Gesellschaft auf nationaler Ebene erfolgen. 
Einige Politiker der KKE gehen so weit, ihre Kritik des Westens mit nationalistischen Positionen zu 
verbinden, allen voran die Journalistin und Parlamentarierin Liana Kanelli. Sie ist Herausgeberin der 
Zeitschrift Nemesis, die Sprachrohr für diese Tendenzen ist. 
 
Selbstverständnis und Organisation 
Die KKE hatte sich inzwischen auf dem 15. Parteitag 1996 ein neues Programm gegeben, das bis 
heute gilt. Ihrem Selbstverständnis nach ist die Partei eine revolutionäre Organisation und Avantgarde 
der Arbeiterklasse geblieben. In den Statuten der Partei ist die Organisation nach den Grundsätzen des 
Demokratischen Zentralismus festgeschrieben. Wichtige programmatische Beschlüsse werden 
entweder vom Zentralkomitee – eher noch dem Politbüro – oder den alle fünf Jahre stattfindenden 
Parteitagen getroffen. Fraktionsbildungen sind nicht erlaubt, und die regionalen Gliederungen haben 
kaum Möglichkeiten, eigenes Material zu veröffentlichen, werden jedoch großzügig mit Materialien 
aus der Parteizentrale bedient. 
Die KKE lehnt es ab, den derzeitigen Kapitalismus mit dem Wort Neoliberalismus zu beschreiben. Für 
sie ist der Imperialismus nach Definition Lenins das Endstadium der kapitalistischen Entwicklung, in 
dem wir uns bis heute befinden. Auch die Globalisierung ist demnach ein Moment der 
imperialistischen Entwicklung. Der Übergang zum Sozialismus, der 1917 begann, ist noch immer im 
Prozess begriffen, wenn auch durch die Konterrevolution eine Schlacht verloren wurde. Daher haben 
ideologische Diskussionen in der Partei auch wenig Platz – schließlich wurde der Charakter des 
Systems bereits von Lenin analysiert. Die Sprache der Partei ist deshalb in ihren Verlautbarungen sehr 
monoton und bedient sich eines Begriffsvokabulars, das in der Linken inzwischen als nicht mehr 
zeitgemäß gilt. Große Anstrengungen setzt die KKE auf die Pflege ihrer eigenen Parteigeschichte und 
die positive Interpretation des Staatssozialismus. 
Mitglieder haben verschiedene Pflichten, z. B. die Partei an ihrem Arbeitsplatz zu repräsentieren, an 
den Treffen der Basisorganisationen teilzunehmen, ihre Beschlüsse und die der oberen Gremien 
ungeachtet der eigenen Meinung umzusetzen und die Verbreitung der Parteizeitung und anderer 
Medien zu steigern. Zudem sollen sie sich im Marxismus-Leninismus schulen und die Theorie gegen 
linke und rechte Abweichler und die Bourgeoisie verteidigen. Dass die Praxis dennoch anders 
aussieht, sollte nicht verwundern. Die Basisorganisationen kümmern sich vor allem um die 



 
 

240 

Organisation von Veranstaltungen, Plakataktionen, Koordinierung mit den angeschlossenen 
Verbänden und um den regelmäßigen Widerstand gegen Regierungsmaßnahmen. 
 
 
Höchste Stimmenanteile KKE und SYRIZA 
Partei Präfektur Prozente 

KKE Samos 17,86 Prozent 

 Lesbos 14,10 Prozent 

 B’Piräus 12,86 Prozent 

SYRIZA A’Athen 7,97 Prozent 

 B’Athen 7,40 Prozent 

 A’Piräus 5,84 Prozent 
 
Niedrigste Stimmenanteile KKE und SYRIZA 
Partei Präfektur Prozente 

KKE Rodopi 2,51 Prozent 

 Xanthi 2,75 Prozent 

 Evritania 3,24 Prozent 

SYRIZA Evros 2,09 Prozent 

 Evritania 2,27 Prozent 

 Kilkis 2,49 Prozent 
 
Die aktuelle Krise 
 
Gegenwärtig sieht sich Griechenland mit einem enormen Haushaltsdefizit und Staatsschulden 
konfrontiert, deren Ausmaß über Jahre verschleiert wurde und die nun mit einer Wucht 
zurückschlagen, dass der gesamte Euroraum in eine Daseinskrise gebracht wird. Die PASOK-
Regierung musste faktisch einen Teil der griechischen Souveränität abgeben, um die weitere 
Finanzierung des Staates zu gewährleisten. Derzeit hat der Prozess heftiger sozialer Einschnitte erst 
begonnen, und gepaart mit mäßigen Konjunkturaussichten stehen dem Land schwierige Jahre bevor. 
Es verwundert nicht, dass sowohl KKE als auch SYN sich eindeutig gegen die Maßnahmen wehren, 
die von EU und IWF diktiert wurden. Beide Parteien haben massiv an den jüngsten Protesten 
mitgewirkt, überwiegend in Form von Demonstrationen. Dabei gelang der KKE mit dem Ausrollen 
von Bannern auf dem Akropolis-Hügel eine besonders aufsehenerregende Aktion. Linke und 
Kommunisten lehnen die Ausübung von Gewalt gleichermaßen ab und haben sich von den 
Demonstranten distanziert, deren Brandanschlag zum Tod dreier Menschen führte. Die KKE sieht eine 
»Stunde der Entscheidung« gekommen und fordert die Menschen dazu auf, gegen die Plutokratie in 
den Widerstand zu treten, wozu ihre Organisationen die einzig sinnvolle Front bieten würden. Ihr 
jüngster Aufruf endet mit den Worten: »Komm mit uns auf den großen Marsch bis zur endgültigen 
Überwindung des kapitalistischen Jochs. Um es effektiv zu bekämpfen, müssen wir stärker werden. 
Gebt Kraft für die Kraft der Zukunft, der KKE.« 
Für den SYN ist die Flucht zum IWF eine unentschuldbare Handlung der Regierung. Sie habe mit den 
Maßnahmen, die allesamt dem Wahlprogramm der PASOK widersprechen, ihr demokratisches 
Mandat verloren. Kredite sollte Griechenland einzig durch die EZB beziehen; die europäischen 
Verträge sollten dementsprechend neu verhandelt werden. Anstelle des Stabilitätspakts soll ein Pakt 
für sozialen Schutz, Sicherung menschenwürdiger Beschäftigung und nachhaltige Entwicklung treten. 
Strategisch will die Partei mit anderen Organisationen und Institutionen weiteren Protest ausrichten 
und die gesellschaftliche Wahrnehmung der Probleme durch Solidarität mit den Betroffenen vor Ort 
und durch größere Informationskampagnen schärfen. 
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Spitzenpolitikern der PASOK schwebt für die Zukunft das skandinavische Modell mit griechischer 
Prägung vor, dessen Umsetzung auch nur in Teilen derzeit jedoch in weite Ferne gerückt ist. Sowohl 
Papandreou als auch Vizepremier Pangalos haben sich entsprechend geäußert. Inwiefern dieses 
Modell unter den Sozialisten jemals umgesetzt werden kann, ist zweifelhaft, aber zumindest haben sie 
inmitten der Krise eine Zukunftsvision formuliert. KKE und SYN hingegen verteidigen momentan im 
Wesentlichen die Errungenschaften des alten Systems, was angesichts der vielen Menschen, die durch 
dessen Niedergang negativ betroffen sind, verständlich ist. Jedoch haben sie Schwierigkeiten, selbst 
einen alternativen Gesellschaftsentwurf anzubieten. Die Gründe dafür liegen im Fall des SYN 
teilweise in inhaltlichen Differenzen, mehr noch aber daran, dass die Partei sich selbst nicht offen für 
eine Revolution aussprechen kann, die für die Verwirklichung ihrer Programme letztlich notwendig 
wäre. Dazu ist die Lage in Griechenland zurzeit noch zu stabil, zumal die Regierung trotz aller 
Widerstände noch immer überwiegend positiv beurteilt wird. Die KKE ist auch in den revolutionären 
Elementen der griechischen Gesellschaft nicht einflussreich genug, um einen von ihr kontrollierten 
Volksaufstand bis zum Ende durchzuführen. Umfragen vom Mai 2010 sehen die KKE bei 7,1 Prozent 
und SYRIZA bei 4 Prozent, also nicht stärker als bei den letzten Parlamentswahlen. Auch die PASOK 
liegt gerade mal bei 28 Prozent, damit aber immer noch weit vor der ND, die auf 18,5 Prozent kommt. 
Den größten Anteil haben derzeit mit 31 Prozent die unentschlossenen Wähler. 
 
Quellen 
 
Grundsatzdokumente des SYN/SYRIZA 
- SYN: Programmatikes Katevthynseis [Programmatische Richtungen], Athen 2003. 
- SYN: Katastatiko tou Synaspismou tis Aristeras ton Kinimaton kai tis Oikologias [Satzung der Koalition der 
Linken, der Bewegungen und der Ökologie], Athen 2005. 
- SYN: I Politiki Apofasi tou 1ou Synedriou tou SYN [Politischer Beschluss des 1. Kongresses des SYN], Athen 
1992. 
- SYRIZA: O SYRIZA kai i politiki sygkyria [SYRIZA und die politischen Umstände] Athen 2008. 
 
Grundsatzdokumente der KKE 
- KKE: To Programma tou KKE [Das Programm der KKE], Athen 1996. 
- KKE: To Katastatiko tou KKE [Die Satzung der KKE], Athen 1996. 
- KKE: Diakiryxi tis Kentrikis Epitropis tou KKE gia ta 90 chronia tis Oktobrianis Sosialistikis Epanastasis 
[Verlautbarung des ZK der KKE zum 90. Jahrestag der sozialistischen Oktoberrevolution, Athen 2007. 
- KKE: Apofasi tou 18ou Synedriou tou KKE gia to Sosialismo [Beschluss des 18. Parteitages der KKE zum 
Sozialismus], Athen 2009 
 
Sekundärliteratur 
- Nikos Marantzidis: To KKE meta to 1991: Apo ton proletariako diethnismo ston ethnolaikismo [Die KKE nach 
1991: Vom proletarischen Internationalismus zum Volkspopulismus], in: G. Konstantinidis/N. Marantzidis/T. S. 
Pappas (Hg.): Kommata kai politiki stin Ellada – Oi sygchrones exelixeis, EKDOSEIS KRITIKI [Übersetzung], 
Athen 2009, S. 259-270. 
- Alexandros Bistis/Vasilis Fillipos: Analysi tis Ereunas tou 5ou Synedriou tou SYN [Analyse der Studie zum 5. 
Parteitag des SYN], in: Aygi, Ausgabe vom 13. Juli 2008. 
- Myrto Tsakatika/Giorgos Xezonakis/Alexandros Bistis: Ananeosi politikou prosopikou kai metaylistikes axies 
ston SYN [Erneuerung des politischen Personals und postmaterialistische Werte im SYN], in: 
Konstantinidis/Marantzidis/Pappas (Hg.): Kommata kai politiki stin Ellada, S. 271-306. 
 
Zur aktuellen Politik 
- Hier ist an erster Stelle die Tageszeitung Eleutherotypia (http://www.enet.gr/) zu nennen, in der täglich über 
SYN und KKE und häufig auch über die Splitterparteien berichtet wird und die mit exzellenten Kommentaren 
und Analysen zur griechischen Linken aufwarten kann. Darüber hinaus berichten die PASOK-nahen Zeitungen 
TO BIMA (http://www.enet.gr/) und ETHNOS (www.tovima.gr/) ausführlich über die das linke Politikspektrum. 
Die Materialien von SYN und KKE zur Parlamentswahl 2009 wurden ebenfalls zu Rate gezogen. 
 
Quellen für die Wahlergebnisse und Statistiken 
Griechisches Innenministerium: http://ekloges.ypes.gr/pages/index.html 
Meinungsforschungsinstitut VPRC: http://www.vprc.gr/uplds/File/vouleytikes Prozent20ekloges 
Prozent202009/Graphs_VoteAnalysis_WeightedBasedOnFinalResults.pdf 
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Boris Kanzleiter und Đorđe Tomić 
Die Linke im post-jugoslawischen Raum 
 
Es gibt wahrscheinlich keine andere Region in Europa, in der Vergangenheit und Gegenwart der 
Linken in einem so eklatanten Missverhältnis stehen wie im ehemaligen Jugoslawien. Ein Blick in die 
Geschichte zeigt die starke Präsenz einer sozialistischen und kommunistischen Bewegung. Vor dem 
Ersten Weltkrieg konnten Sozialisten wie Svetozar Marković die Grundlage für eine revolutionäre 
Bewegung schaffen. Am Beginn der zwanziger Jahre gelang der neu gegründeten Kommunistischen 
Partei Jugoslawiens (KPJ) der Durchbruch zu einer Massenpartei. Nach dem deutschen Angriff auf 
Jugoslawien im April 1941 gelang es den antifaschistischen Partisaninnen und Partisanen nicht nur 
hunderttausende Kombattanten zu mobilisieren, sondern auch die Monarchie zu stürzen und einen 
neuen sozialistischen Staat zu etablieren. Der Bruch mit Moskau 1948 leitete das weltweit beachtete 
Experiment der „Arbeiterselbstverwaltung“ und „Blockfreiheit“ ein. Staats- und Parteiführer Josip 
Broz Tito und der herrschende Bund der Kommunisten Jugoslawiens (BdKJ) verfügten in den 1960er 
und 1970er Jahren weltweit über ein enormes Prestige. Aber auch die Tito-kritischen, linksorientierten 
Oppositionsströmungen, wie die auf einen „humanistischen Marxismus“ orientierte „Praxis-Gruppe“, 
erregten in dieser Zeit weltweit Aufmerksamkeit. 

In scharfem Kontrast zu dieser reichen Geschichte steht die Lage der Linken der Gegenwart. Am 
Beginn des 21. Jahrhunderts durchlebt die Linke im ehemaligen Jugoslawien eine existenzielle Krise. 
Ausgangspunkt des Niedergangs war die schwere strukturelle soziale und politische Krise in der 
Spätphase des Sozialismus in den 1980er Jahren des 20. Jahrhunderts. Die Erosion der Legitima-
tionsgrundlage des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens war die Voraussetzung für die erfolgreiche 
Mobilisierung nationalistischer Bewegungen, welche zum Zerfall Jugoslawiens in den Kriegen der 
neunziger Jahre führten. Die Durchsetzung des Nationalismus war verknüpft mit der Stärkung rechter 
und oftmals rechtsextremistischer Ideologien als hegemoniale Identifikationsmuster in den post-
jugoslawischen Gesellschaften. 

Die Kriege der neunziger Jahre forderten nicht nur über einhunderttausend Todesopfer und 
machten Millionen von Menschen zu Flüchtlingen, sondern zerstörten auch weite Teile der 
Infrastruktur und Industrie. Eine rigide neoliberale Wirtschaftspolitik setzt seither nicht nur die 
Privatisierung des Großteils der Industrien sondern auch den Abbau sozialstaatlicher Daseinsfürsorge 
durch. Langzeitfolgen von Staatszerfall, Krieg und neoliberaler Strukturreform sind auf der Ebene 
politischer Machtstrukturen weit verbreitete Korruption und populistisch-autoritäre Politikmodelle. 
Auch über zehn Jahre nach dem Ende bewaffneter Konflikte müssen die Länder des ehemaligen 
Jugoslawiens in vieler Hinsicht als „Nachkriegsgesellschaften“ bezeichnet werden, in denen viele im 
Krieg ausgeprägte Strukturen – wie beispielsweise die enge Verknüpfung von Organisierter Krimi-
nalität und Staatsapparaten – weiter stark ausgeprägt sind. Auf der gesellschaftlichen Ebene stehen 
einer kleinen Elite von Kriegs- und Privatisierungsgewinnern große Bevölkerungsanteile gegenüber, 
die sozial marginalisiert und ohne Perspektive bleiben. Galt der Lebensstandard in Jugoslawien in den 
1970er Jahren als vergleichbar mit Italien, leben heute weite Bevölkerungsanteile in extremer Armut, 
die streckenweise an Länder der „Dritten Welt“ erinnert. Die Linke hat ihre historische Niederlage 
bisher kaum verarbeitet. Die Neuformulierung einer linksorientierten Perspektive ist eine Zukunfts-
aufgabe. 

Vor dem Hintergrund der hier nur grob skizzierten gesellschaftlich-politischen Konstellation im 
post-jugoslawischen Raum soll im folgenden Text die bestehende Linke analysiert werden. Es soll 
dabei eine Bestandsaufnahme über linksorientierte Parteien, Organisationen und soziale Bewegungen 
erfolgen. Außerdem sollen die Haupttendenzen in der politischen Standortbestimmung dieser Kräfte 
geschildert werden. In die Darstellung werden dabei alle wesentlichen Kräfte aufgenommen, die sich 
in ihrer Selbstdefinition als „links“ bezeichnen. Dazu werden (1) der Zerfall des Bundes der Kommu-
nisten in sozialdemokratische Nachfolgeparteien und (2) die Initiativen der anti-nationalistischen, 
zivilgesellschaftlichen Linken beschrieben. Schließlich gehen wir auf (3) die Gewerkschafts- und 
Studentenbewegung ein.  
Wir haben uns bei dieser Gliederung für eine an politischen Kriterien orientierte Darstellung 
entschieden und nicht für Länderkapitel. Der Grund für diese Entscheidung liegt darin, dass wir trotz 
nationaler Unterschiede oft eine Symmetrie in der Entwicklung der Linken in den verschiedenen post-
jugoslawischen Staaten ausmachen können, die mit der gewählten Gliederung besser darzustellen ist. 
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Angesichts der Komplexität des Themas versteht es sich von selbst, dass im folgenden Überblick viele 
Aspekte nur gestreift werden können und einer ausführlicheren Analyse bedürften. 
 
Der Zerfall des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens in sozialdemokratische Nachfolgeparteien 
Die Ursachen der Zerstörung Jugoslawiens werden kontrovers diskutiert.418 Es können allerdings 
kaum Zweifel bestehen, dass eine der innenpolitischen Hauptursachen für den Zerfall Jugoslawiens in 
der Existenzkrise des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens bestand. In der zweiten Hälfte der 
1980er Jahre entwickelten die Parteiführungen in den sechs Republiken (Slowenien, Kroatien, 
Bosnien-Herzegowina, Serbien, Montenegro, Mazedonien) und den beiden autonomen Provinzen 
(Vojvodina und Kosovo auf dem Territorium Serbiens) vor dem Hintergrund einer schweren 
Gesellschaftskrise völlig konträre politische Strategien. 

Die serbische Republikführung unter Slobodan Milošević forderte seit 1987 eine stärkere 
Zentralisierung der Kompetenzen der Föderation und eine Stärkung der serbischen Republik. Damit 
sollte die (Kon)Föderalisierung Jugoslawiens, welche in der Verfassung von 1974 durchgesetzt 
worden war, rückgängig gemacht werden. Im Gegensatz dazu drängte vor allem die Republikführung 
Sloweniens auf eine noch stärkere Dezentralisierung und fand Alliierte insbesondere unter den 
albanischen Kommunisten im Kosovo sowie in den Parteiorganisationen der Vojvodina, Kroatiens und 
Mazedoniens. Der Bund der Kommunisten Jugoslawiens wurde zunehmend handlungsunfähig. Auf 
dem 14. Kongress des BdKJ im Januar 1990 in Belgrad eskalierte der Konflikt in einen endgültigen 
Bruch. Die Partei auf Bundesebene zerfiel in ihre Bestandteile auf der Ebene der Republiken. Damit 
war auch der Staatszerfall eingeleitet, der ein Jahr später mit den Unabhängigkeitserklärungen 
Sloweniens und Kroatiens vollzogen wurde und in den Krieg führte.419 

Die Anatomie des Zerfalls des BdKJ ist von eminenter Bedeutung für das Verständnis des 
heutigen Parteiensystems in der Region. Denn aus den Zerfallsprodukten der ehemaligen Staatspartei 
gingen die meisten „postkommunistischen“ sozialistischen bzw. sozialdemokratischen Parteien hervor, 
die heute in den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens bestehen. In den meisten Nachfolgerepubliken 
haben sie wichtigen und teilweise dominanten Einfluss auf das politische Leben.420  

Am deutlichsten zeigt sich diese Tendenz in Serbien, Mazedonien und Montenegro. In Serbien 
regierte die 1990 als Nachfolgepartei des Bundes der Kommunisten gegründete Sozialistische Partei 
Serbiens (SPS) ohne Unterbrechung bis zum Sturz Slobodan Miloševićs im Oktober 2000.421 In den 
folgenden Jahren schmolz die Unterstützung der SPS zwar erheblich. Bei den Parlamentswahlen im 
Mai 2008 erzielte eine von der SPS angeführte Wahlallianz 7,8 Prozent der Stimmen. Dennoch bleibt 

                                                
418 In der Forschung werden institutionelle, außenpolitische, wirtschaftliche und politisch-kulturelle Faktoren als 
Ursachen für den Zerfall bzw. die Zerstörung Jugoslawiens diskutiert. Auf die stellenweiße äußerst kontroverse 
Debatte kann in diesem Text nicht ausführlich eingegangen werden. Einblicke bietet: Ramet, Sabrina P. (2005): 
Thinking about Yugoslavia. Scholary Debates about the Yugoslav Breakup and the Wars in Bosnia and Kosovo. 
Cambridge: Cambridge University Press. 
419 Bei der Analyse des Zerfalls des BdKJ ist zu betonen, dass die Partei bereits seit dem Zweiten Weltkrieg 
föderalisiert war. Der BdKJ bestand aus insgesamt acht Parteiorganisationen, die auf der Ebene der sechs 
Republiken und zwei autonomen Provinzen organisiert waren und über jeweils eigenständige Führungen und 
Zentralkomitees verfügten. Wie Otmar Nikola Haberl zeigt, erreichten die Republikparteiorganisationen bereits 
ab Mitte der 1960er Jahre weitreichende Kompetenzen. Seit dem 9. Kongress des BdKJ 1969 fanden zuerst die 
Kongresse der Republiksparteien statt und erst anschließend der Kongress des BdKJ auf Föderationsebene. Vgl. 
Haberl, Othmar Nikola (1976): Parteiorganisation und nationale Frage in Jugoslawien (Philosophische und 
soziologische Veröffentlichungen – Osteuropa-Institut an der Freien Universität Berlin, Bd. 13). Berlin: Otto 
Harrassowitz. 
420 Gleichzeitig muss man bemerken, dass unmittelbar sich nach der „Wende“ auch manche nicht-linken Parteien 
aus den politischen Strukturen des jeweiligen Bundes der Kommunisten oder einer seiner Jugendorganisationen 
heraus entwickelt haben, oder zumindest ihre materiellen Ressourcen für die Neugründung benutzten. So 
entstand z.B. die stärkste slowenische Parlamentspartei – Liberale Demokraten Sloweniens (LDS) – aus dem 
Bund der Sozialistischen Jugend. Vgl. Lukšič, Igor (2006): Das politische System Sloweniens. In: Ismayr, 
Wolfgang (Hg.): Die politischen Systeme Osteuropas. Wiesbaden: VS Verl. für Sozialwissenschaften, S. 660. 
421 Die SPS wurde formell am 17. Juli 1990 in Belgrad durch den Zusammenschluss des Bundes der 
Kommunisten Serbiens und des Sozialistischen Bundes des werktätigen Volkes Serbiens (SSRNS), also der 
„Massenorganisationen“ in der SFRJ, gegründet. Vgl. Milošević, Milan (2000): Die Parteienlandschaft Serbiens. 
Berlin: Berlin-Verl. Spitz, S. 45. 
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die SPS ein wichtiger politischer Faktor in Serbien. Seit Sommer 2008 befinden sich die ehemaligen 
Milošević-Sozialisten als Juniorpartner in einer Koalition mit der Demokratischen Partei (DS), ihren 
Hauptrivalen der Neunziger Jahre.422 

 Auch die postkommunistische Union der Sozialdemokraten Mazedoniens (SDSM) übte seit 1990 
über lange Zeiträume die Regierungsmacht aus und stellt in der südlichsten ehemaligen 
jugoslawischen Republik eine wichtige politische Kraft dar. Bei den Parlamentswahlen am 1. Juni 
2008 erreichte ein Bündnis unter Führung der SDSM  22,5 Prozent. Die aktuelle Regierung wird von 
der konservativen VRMO-DPMNE des aktuellen Premierministers Gruevski geführt.423 

Am stärksten ausgeprägt ist die Kontinuität der Machausübung der „Postkommunisten“ in der 
kleinen nur 600.000 Einwohner zählenden Republik Montenegro. Dort konnte sich die aus dem BdKJ 
hervorgegangene Demokratische Partei der Sozialisten Montenegros (DPS) seit 1990 über einen 
Zeitraum von mittlerweile zwanzig Jahren ununterbrochen an der Macht halten. Die beherrschende 
politische Figur stellt dabei Milo Đukanović dar, der in unterschiedlichen Funktionen in den 
vergangenen 20 Jahren die Geschicke Montenegros bestimmt. Das ehemals jüngste Mitglied des ZK 
des BdKJ zeigte dabei erstaunliche Wandlungsfähigkeit: Am Beginn seiner Machtausübung stand er in 
einem engen Bündnis mit Milošević. Ab 1997 arrangierte er sich aber mit dem „Westen“ und steuerte 
auf einen Unabhängigkeitskurs. Die Amtszeit Đukanovićs wird von zahlreichen Korruptionsvorwürfen 
begleitet.424 

Aber nicht nur in Serbien, Mazedonien und Montenegro, auch in den anderen Nachfolgestaaten 
Jugoslawiens verfügen die postkommunistischen Sozialdemokraten über wichtigen Einfluss. In 
Slowenien gewann im April 1990 mit Milan Kučan ein führender Parteifunktionär die erste freie 
Präsidentschaftswahl. Kučans neu gegründete slowenische Sozialdemokraten wurden bei den 
gleichzeitig stattfindenden Parlamentswahlen stärkste einzelne Partei, verloren die Regierungsmacht 
aber an eine Koalition um das oppositionelle nationalliberale DEMOS-Bündnis. In der Folge regierten 
die Sozialdemokraten in Slowenien allerdings in wechselnden Koalitionen von 1992 bis 1996 sowie 
von 2000 bis 2004 und seit 2008. Bei den Präsidentschaftswahlen im Oktober 2008 konnte sich der 
Sozialdemokrat Danilo Türk in der Stichwahl mit überzeugenden 68 Prozent durchsetzen (im ersten 
Wahlgang hatte er allerdings nur 24,4 Prozent erreicht).425 
In Kroatien verlor die postkommunistische Sozialdemokratische Partei (SDP)426 die ersten freien 
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 1990 und musste die Macht an die extremistischen 
Nationalisten der Kroatischen Demokratischen Gemeinschaft (HDZ) unter Franjo Tudjman abgeben. 
In der unmittelbaren Nach-Tudjman-Ära von 2000 bis 2003 konnte die SDP vorübergehend die 
Regierung stellen, die sie aber wieder an die nun zu einer gemäßigt nationalkonservativen Partei 
mutierten HDZ verloren. Im Januar 2009 setzte sich allerdings der Sozialdemokrat Ivo Josipović bei 
den Präsidentschaftswahlen durch.427 

                                                
422 Siehe zu dieser für viele Beobachter überraschenden Entwicklung: Kanzleiter, Boris (2008): Politischer 
Umbruch in Serbien (Standpunkte, 25). Berlin: Rosa-Luxemburg-Stiftung.  
423 In den Legislaturperioden 1990-1994, 1994-1998 und 2002-2006 stellte die SDSM die mazedonische 
Regierung, so dass sie durchaus als dominante Partei im politischen System fungiert. Vgl. Siljanovska Davkova, 
Gordana (2006): Makedonske političke partije kroz prizmu ideologije. In: Lutovac, Zoran (Hg.): Političke 
stranke i birači u državama bivše Jugoslavije. Beograd: Friedrich Ebert Stiftung; Institut društvenih nauka, S. 
209. 
424 Zur Entwicklung der politischen Systems in Montenegro, sowie zu Đukanovićs Rolle darin vgl.: Kovačević, 
Filip (2007): Montenegro and the Politics of Postcommunist Transition: 1990 to 2006. In: Mediterranean 
Quarterly, Jg. 18, H. 3, S. 72–93. 
425 Die Sozialdemokraten in Slowenien wechselten mehrmals den Namen ihrer Partei. Die Partei der 
Demokratischen Erneuerung (SDP) wurde zunächst in Sozialdemokratische Erneuerung (SP) und später in die 
Soziale Demokraten (SD) umbenannt. Vgl. Lukšič, S. 660 
426 Die Sozialdemokratische Partei Kroatien (SDP) als reformierte Nachfolgepartei des Bundes der 
Kommunisten Kroatiens vereinigte sich im April 1994 mit einer kleinen, 1989 gegründeten 
sozialdemokratischen Partei. Vgl.  Zakošek, Nenad (2006): Das politische System Kroatiens. In: Ismayr, 
Wolfgang (Hg.): Die politischen Systeme Osteuropas. Wiesbaden: VS Verl. für Sozialwissenschaften, S. 707. 
427 Die Wahl Josipovićs kann als ein positives Zeichen in der innenpolitischen Entwicklung Kroatiens gewertet 
werden. Im Gegensatz zu seinem Amtsvorgänger Stipe Mesić setzt Josipović auf deutliche Gesten der 
Versöhnung mit Serbien. Josipović setzt sich auch von der nationalkonservativen katholischen Kirche ab.  
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Kompliziert sind die Verhältnisse in Bosnien-Herzegowina. In dieser Republik setzten sich vor 
Kriegsausbruch im Frühjahr 1992 zunächst drei nationalistische Parteien (Serbische Demokratische 
Partei SDS, Partei der Demokratischen Aktion SDA und HDZ) durch, welche vorgaben, die Interessen 
der drei ethnischen Gruppen des Landes (Serben, Muslime und Kroaten) zu vertreten. Um diese 
Parteien gruppierten sich die kriegführenden Kräfte. Die postkommunistischen Sozialdemokraten428 
zersplitterten in verschiedene Parteien, die nur lokalen Einfluss ausüben konnten.429 Im serbischen Teil 
Bosnien-Herzegowinas, der Serbischen Republik (Republika Srpska), dominierte unter 
Premierminister Milorad Dodik von 1998 bis 2001 und erneut seit 2006 allerdings der Bund der 
Unabhängigen Sozialdemokraten (SNSD), der als Nachfolgepartei des BdKJ bezeichnet werden kann. 
Dagegen bleibt die SDP nach den allgemeinen Wahlen von 2006 in der Föderation lediglich 
drittstärkste Kraft. Im gemeinsamen Parlament Bosnien-Herzegowinas bleiben die Sozialdemokraten 
dennoch als kleine Fraktionen bestehen.430 
 
Programmatische Neuausrichtung der postkommunistischen Sozialdemokratie: Nationale Wendung, 
Marktwirtschaft und „Europa“ 
Machtpolitische und programmatische Differenzen zwischen den Republiksparteien prägten bereits 
während der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawiens (SFRJ) die Entwicklung des Bundes 
der Kommunisten Jugoslawiens.431 Dennoch konnte der Zusammenhalt der Partei durch eine Reihe 
von inneren und äußeren Faktoren bis zum Ende der 1980er Jahre erhalten werden. Anfang der 1990er 
kam es aber zu einer dramatischen Entwicklung, welche die Krise der gesamtjugoslawischen Linken 
deutlich macht. Denn in den Kriegen der neunziger Jahre standen die „postkommunistischen 
Sozialdemokraten“ auf verschiedenen Seiten der Fronten und zählten dabei zu den wichtigsten 
kriegführenden Kräften. Gleichzeitig zeigt sich in langfristiger Perspektive ein Paradox: Denn die 
Parteien entwickelten gleichzeitig eine deutliche Symmetrie in ihrer programmatischen Entwicklung. 
Diese lässt sich mit den Stichworten „nationale Wendung“, „Marktwirtschaft“ und „Europa“ 
umschreiben. 
Der nationalistische Diskurs in den verschiedenen ehemaligen jugoslawischen Republiken wurde am 
Ende der achtziger Jahre zunächst meist von Intellektuellen außerhalb der Parteistrukturen des BdKJ 
entwickelt. Einige dieser Intellektuelle wie der bosnische Muslimführer Alija Izetbegović oder der 
Gründer der Serbischen Radikalen Partei, Vojislav Šešelj, waren bekennende Antikommunisten. Eine 
Reihe führender anderer nationalistischer Intellektueller wie Dobrica Ćosić in Serbien und Franjo 

                                                
428 Die Nachfolgepartei des Bundes der Kommunisten Bosnien-Herzegowinas, die SK BiH – SDP gewann bei 
den ersten Parlamentswahlen im Jahr 1990 lediglich 8,32%. Vgl. Anđelić, Neven (2009): SDP - prvih 100 
godina. Kratki pogled na socijaldemokratiju u BiH. Sarajevo: Forum Lijeve Incijative, S. 37. 
429 So entstand während des Krieges in Banja Luka der (serbische) Bund der unabhängigen Sozialdemokraten 
(SNSD), während die alten „Reformisten“ in Tuzla die Union bosnisch-herzegowinischer Sozialdemokraten 
gründeten. Die letzteren vereinigten sich dann mit der alten/neuen SDP an der Spitze mit Zlatko Lagumdžija. 
Die SDP gewann darauf die Parlamentswahlen im Jahr 2000, allerdings im Rahmen der Koalition „Allianz für 
den Wandel“. Zwei Jahre später verlor sie aufgrund einer intensiver Reformpolitik sowie einiger Affären wieder 
die Macht, und die alte ethnische Struktur etablierte sich aufs Neue im politischen System. Vgl. Ebd., S. 39. 
430 Rein hypothetisch hätten die „serbischen“ und die „anderen“ Sozialdemokraten nach dem aktuellen 
Machtverhältnis 12 von 42 Sitzen im Parlament Bosnien-Herzegowinas. Vgl. Wahlergebnisse 2006 unter: 
Zentrale Wahlkommission BiH. URL: http://www.izbori.ba/rezultati/konacni/parlament_bih/index.htm#, letzter 
Zugriff: 14.01.2010. 
431 Innerhalb des BdKJ kam es mehrmals zu scharfen Konfrontationen, die oft zwischen Republiksparteien 
ausgetragen wurden. So kam es Mitte der sechziger Jahre zu einer scharfen Konfrontation zwischen 
konservativen Zentralisten um den serbischen Innenministers und Geheimdienstchef Aleksandar Ranković und 
wirtschaftsliberalen Föderalisten um den slowenischen Spitzenfunktionär Edvard Kardelj. In diesem 
Machtkampf unterlag im Sommer 1966 die Ranković-Fraktion. 1970/71 führte die Spitze der Kommunisten in 
Kroatien unter Savka Dabčević-Kučar eine nationalistische Bewegung für mehr Selbständigkeit Kroatiens. Der 
„Kroatische Frühling“ wurde Ende 1971 unter Ägide Titos repressiv unterdrückt. Funktionäre der albanischen 
Kommunisten im Kosovo unterstützten 1968 und 1981 Rebellionen für die Einrichtung einer eigenständigen 
Republik Kosovo. Einen guten Einblick in die Konflikte im BdKJ bietet Haberl in seiner Studie.  



 
 

246 

Tudjman in Kroatien waren indes frühere Mitglieder des BdKJ, die Ende der 1960er oder Anfang der 
1970er Jahre wegen nationalistischer Positionen aus der Partei ausgeschlossen worden waren.432 

Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Krise sowie der Legitimations- und Existenzkrise des 
BdKJ kam es Ende der 1980er Jahre in den meisten Republiken zu einer ähnlichen Entwicklung. Die 
Parteiorganisationen übernahmen zunehmend die Diskurse der außerhalb der Partei stehenden 
nationalistischen Intellektuellen. Besonders ausgeprägt war diese Entwicklung in Serbien, wo 
Slobodan Milošević seit 1987 ein enges Bündnis mit der nationalistischen Intelligenz einging. Aber 
auch in Slowenien näherte sich die Partei bereits zu einem frühen Zeitpunkt Intellektuellen an, die mit 
nationalistischen Argumenten für eine selbständige Entwicklung Sloweniens plädierten. In Kroatien 
und Bosnien-Herzegowina waren die postkommunistischen Sozialdemokraten in den neunziger Jahren 
zwar keine kriegführenden Regierungsparteien. Das hinderte sie aber nicht, den Kernbestand der 
Diskurse der jeweiligen nationalistischen Rechten über die „nationale Frage“ zu übernehmen.433 
Obwohl die Schärfe der nationalistischen Rhetorik seit dem Ende des Krieges deutlich nachgelassen 
hat, bleiben nationale Narrative weiter prägend für die Identität der meisten Parteien. 
Die postkommunistischen Sozialdemokraten verwarfen nicht nur die Maxime der „Brüderlichkeit und 
Einheit“, welche die Nationalitätenpolitik des BdKJ umschrieb, sondern sie verabschiedeten sich auch 
von der „Arbeiterselbstverwaltung“, dem zweiten Grundprinzip des jugoslawischen Sozialismus. Zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten und in unterschiedlicher Form übernahmen alle wesentlichen Nachfol-
geparteien des BdKJ die neoliberalen Leitgedanken von Privatisierung und Marktreform. Und mehr 
als das: Die Parteien fungierten teilweise als regelrechte „Privatisierungsagenturen“. Ausgestattet mit 
Machtpositionen in Unternehmen und Staatsapparat konnten wesentliche Teile des Funktionärskaders 
die Betriebe aus dem „gesellschaftlichen Eigentum“ in ihr Privateigentum über-führen.434 

Wie die anderen Parteien, welche in den postjugoslawischen Mehrparteiensysteme Machtfunktio-
nen übernahmen, fungieren auch die postkommunistischen sozialdemokratischen Parteien in hohem 
Maße als klientelistische Versorgungsorganisationen für ihre Funktionäre. Auch nach dem weitgehen-
den Abschluss der Privatisierungsprozesse bieten die staatlichen Machtfunktionen Zugang zu erhebli-
chen Ressourcen. So werden führende Funktionen im öffentlichen Sektor entsprechend des Parteibu-
ches besetzt. Korruption und Machtmissbrauch sind integraler – und vielleicht konstituierender – Be-
standteil der postjugoslawischen Machtsysteme.435  
Die Ausrichtung auf den Machterhalt erklärt auch den manchmal atemberaubenden programmatischen 
Wandel, den einzelne sozialdemokratische Parteien in den vergangenen Jahren durchliefen. Wie 
bereits dargestellt wechselte beispielsweise Milo Đukanović 1997 innerhalb kürzester Zeit von einem 
engen Bündnis mit Slobodan Milošević zu einer prowestlichen Politik und konnte damit über den 
Kosovo-Krieg 1999 hinweg den eigenen Machterhalt sichern. Die SPS ihrerseits verabschiedete sich 
2008 mehr oder weniger umstandslos vom Milošević-Erbe und ging ein Bündnis mit den ehemaligen 
Erzfeinden von der „prowestlichen“ Demokratischen Partei ein. 
Diese rapiden Wandlungsprozesse sind indes das Markenzeichen aller großen politischen Parteien im 
post-jugoslawischen Raum. Sie markieren die Funktion der Parteien als einer Form „postmoderner“ 
Unternehmen, die sich dem westeuropäischen links-rechts-Schema entziehen. Der Machterhalt ist der 
Imperativ ihrer Politik. Die Etiketten wie „sozialdemokratisch“, „konservativ“ oder „liberal“ sagen 

                                                
432 Zu dieser Entwicklung siehe: Dragović-Soso, Jasna (2002): ‚Saviours of the Nation‘. Serbia’s Intellectual 
Opposition and the Revival of Nationalism. London: Hurst. 
433 Ein Beispiel ist die kroatische SDP. Die meisten SDP Funktionäre benutzen den in Kroatien üblichen Begriff 
„branitelj“ (Verteidiger) für die Kriegsveteranen völlig distanz- und kritiklos. Damit wird den kroatischen 
Truppen in den Kriegen der neunziger Jahre generell eine defensive Position unterstellt statt ihr Verhalten in der 
Eskalation des Konfliktes zu kritisieren. SDP-Funktionäre nehmen auch an den jährlich stattfinden Feiern zum 4. 
August statt. Am 4. August 1995 startete die kroatische Armee eine großangelegte Offensive, in deren Folge 
über 150.000 Serben aus Kroatien vertrieben wurden. 
434 Eine genaue Analyse dieses Transformationsprozesses wurde bisher kaum geleistet, obwohl die Entwicklung 
ein wichtiges Forschungsfeld darstellt. Einblicke bietet: Obradović, Marija: Privatisation and the break-up of 
Yugoslavia, in: South-East Europe Review 2/2007, S. 33–55. 
435 Wie Michael Ehrke von der Friedrich-Ebert-Stiftung mit Blick auf die Entwicklung erklärt: „Hinter der 
sozialdemokratischen Programmatik kann sich die Ethik der Mafia verbergen.“ Ehrke, Michael (2009): Sozial-
demokratische Parteien in Zentral- und Südosteuropa. Politische Gesinnungsvereinigungen oder Management-
agenturen für die Regierung. Bonn: Friedrich-Ebert-Stiftung Internat. Politikanalyse, S.7. 
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relativ wenig über die Identität dieser Organisationen aus. Umfassende Programmdebatten gibt es in 
keiner Partei der postkommunistischen Sozialdemokratie im ehemaligen Jugoslawien. 
Zumindest auf einer deklarativen Ebene sind die Nachfolgeparteien des vor zwanzig Jahre 
zusammengebrochenen BdKJ heute im Mainstream der europäischen Sozialdemokratie angekommen. 
Sie plädieren für die schnelle Aufnahme ihrer Länder in die Europäische Union, soweit sie nicht 
bereits Mitglied der EU sind wie Slowenien. Auch der Nato-Beitritt wird gefordert, soweit er nicht 
schon erfolgt ist wie im Fall von Slowenien und Kroatien. Die meisten Nachfolgeparteien des BdKJ 
sind bereits seit Mitte der 1990er Jahre Mitglieder der Sozialistischen Internationale. Keine 
Nachfolgepartei des BdKJ ist dagegen Mitglied der European Left. 
Eine Verzögerung dieses Wandlungsprozesses zeigte sich lediglich bei der – allerdings wesentlichen – 
Ausnahme der SPS in Serbien. Doch hat sich auch in der SPS seit dem erneuten Regierungseintritt im 
Sommer 2008 der sozialdemokratische Mainstream weitgehend durchgesetzt. Auch die SPS möchte 
nun einen schnellen Beitritt Serbiens zur EU und hat einen Eintritt in die Sozialistische Internationale 
beantragt. Einen Nato-Beitritt lehnt die SPS aber weiterhin ab. Allerdings lehnen auch alle anderen 
wesentlichen politischen Parteien in Serbien einen Nato-Beitritt zumindest deklarativ ab, was aufgrund 
des NATO-Bombardements von 1999 auch nicht weiter verwunderlich ist. 
Angesichts der geschilderten Entwicklung der postkommunistischen Sozialdemokratie im ehemaligen 
Jugoslawien drängt sich die Frage auf, ob diese Parteien als „links“ zu bezeichnen sind. Trotz vieler 
Einschränkungen muss diese Frage doch positiv beantwortet werden. Denn trotz aller ideologischen 
und programmatischen Wandlungsprozesse gibt es einige Politikfelder, auf denen sich die 
postkommunistische Sozialdemokratie deutlich von den konkurrierenden neoliberalen, konservativen 
und rechtspopulistischen Parteien unterscheidet. Dabei handelt es sich meist um kulturelle und 
geschichtspolitische Fragen, von denen hier nur zwei angedeutet werden sollen.  

Erstens: Im Gegensatz zur religiösen nationalistischen Rechten halten die postkommunistischen 
Sozialdemokraten meist Distanz zu den erstarkten Kirchen. Sie bilden damit einen gewissen Gegenpol 
bei der durch die meist ultrakonservativen Kirchen angestrebten Retraditionalisierung der 
Gesellschaft. Zweitens: Obwohl auch die postkommunistischen Sozialdemokraten das Bild vom 
antifaschistischen Partisanenkampf oftmals nationalistisch umdeuteten, bleiben sie dennoch immerhin 
deklarativ in der Tradition des Antifaschismus verhaftet. Die konservativen und rechtspopulistischen 
Parteien popularisieren dagegen oft das Vermächtnis antikommunistischer Nationalisten wie der 
kroatischen Ustascha oder serbischen Tschetniks, die im Zweiten Weltkrieg in unterschiedlicher Form 
mit den Deutschen kollaborierten. 

Die Parteienforschung im ehemaligen Jugoslawien steht noch am Anfang. Verlässliche 
differenzierte quantitative und qualitative Daten zur Mitgliederentwicklung und zu den Unterstützern 
der postkommunistischen Sozialdemokratie liegen nur in einigen Fällen vor.  

Die wenigen vorhandenen Studien zeigen, dass Parteien links von der Mitte vor allem von 
Landwirten, Arbeiterinnen und Arbeitern, Rentnerinnen und Rentnern, Studierenden sowie von 
Arbeitslosen unterstützt werden. Gleichzeitig lässt sich anhand der Ergebnisse der neuesten Studien 
erkennen, dass innerhalb der genannten Gruppen linke Parteien ungefähr das gleiche Ausmaß an 
Unterstützung finden wie rechte Parteien.436 Dabei können sich die meisten Befragten nach den 
eigenen politischen Ansichten weder links noch rechts verorten oder unterstützen Parteien, die sie als 
Parteien der Mitte verstehen.437 In einer 2005 in Serbien durchgeführten Studie gaben 50% aller 
Befragten an, sie fühlten sich keiner Partei nahe. Über diesem Durchschnitt der Parteilosen lag nur die 
Gruppe der Befragten, die sich selbst als Teil einer „unteren Klasse“ sieht (54%).438 

 
Der linksorientierte Widerstand gegen Nationalismus und Neoliberalismus 
Die skizzierte Transformation war der Haupttrend beim Zerfall des BdKJ. Allerdings entwickelten 
sich am Ende der 1980er Jahre und Beginn der 1990er Jahre auch explizit antinationalistische Ansätze 
                                                
436 Šiber, Ivan (2006): Političko ponašanje hrvatskih birača u izborima 1990 - 2003. In: Lutovac, Zoran (Hg.): 
Političke stranke i birači u državama bivše Jugoslavije. Beograd: Friedrich Ebert Stiftung; Institut društvenih 
nauka, S. 323–362; Stojiljković, Zoran (2006): Socijalni rascepi i linije političkih podela u Srbiji. In: Lutovac, 
Zoran (Hg.): Političke stranke i birači u državama bivše Jugoslavije. Beograd: Friedrich Ebert Stiftung; Institut 
društvenih nauka, S. 9–39. 
437 Šiber, S. 329. 
438 Stojiljković, S. 25. 
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aus dem BdKJ. Die bedeutendste Kraft war dabei das vom letzten jugoslawischen Premierminister 
Ante Marković Ende 1990 gegründete Bündnis reformorientierter Kräfte Jugoslawiens (SRSJ). 
Marković hatte 1990 stark an Popularität gewonnen, weil ihm vorübergehend die Eindämmung der 
immensen Inflation gelungen war. Er setzte sich mit einer gesamtjugoslawischen Perspektive von den 
nationalistischen Kräften ab. Gleichzeitig waren seine politischen und wirtschaftlichen Transforma-
tionsideen aber durch eine deutliche neoliberale Tendenz geprägt.439 

Aber es artikulierten sich auch linksorientierte pro-jugoslawische Kräfte. Bereits im Frühjahr 1989 
war die Vereinigung für eine Jugoslawische Demokratische Initiative (Udruženje za jugoslovensku 
demokratsku inicijativu – UJDI) gegründet worden. In UJDI versammelten sich Politiker und Intellek-
tuelle mit hoher moralischer Integrität und Ansehen.440 So wurde der surrealistische Schriftsteller, Spa-
nienveteran, frühere Kommandant der Jugoslawischen Volksarmee und jugoslawische Außenminister, 
Koča Popović, Mitglied des UJDI-Rates. Auch der weltweit angesehene Wirtschaftswissenschaftler 
und Theoretiker der Arbeiterselbstverwaltung Branko Horvat engagierte sich in UJDI. Bekannte 
Mitglieder waren zudem mehrere frühere Mitglieder der Zeitschrift Praxis wie Predrag Vranicki 
(Zagreb), Nebojša Popov (Belgrad) und Božidar Gajo Sekulić (Sarajevo). Mitglieder waren auch 
ehemalige Protagonisten der Studentenproteste von 1968 und der feministischen Bewegung der 
1970er Jahre.441 

Der politische Ansatz von UJDI bestand in der Hauptforderung nach einer „radikalen 
Demokratisierung“, die als einzige Möglichkeit für den Weiterbestand Jugoslawiens bezeichnet 
wurde. UJDI verstand sich dabei nicht als eine politische Partei. Die Vereinigung wollte vielmehr eine 
„Bewegung für die demokratische Transformation in Jugoslawien“ schaffen. Nur so könne angesichts 
der tiefen Krise eine „Rückkehr zum Aufbau eines authentischen Sozialismus“ gelingen.442 Die 
Notwendigkeit der Gründung von UJDI wurde damit begründet, dass es in Jugoslawien keine 
politische Kraft gebe, die „jugoslawisch und demokratisch“ sei.443 (Herv. im Original) 
Weder Ante Marković noch UJDI konnten sich aber als dauerhafte politische Organisationen mit einer 
Massenbasis verankern. Dennoch hat vor allem UJDI eine langfristige politische Bedeutung. Denn aus 
dem Umkreis von UJDI entwickelte sich eine Reihe von Gruppen, Netzwerken und Initiativen, die seit 
Beginn der neunziger Jahre Ansatzpunkte einer politischen Alternativströmung darstellen. Ein Teil 
dieser Strömung gründete kleine Parteien.444 Der zweite Teil setzte seine Aktivitäten in Form von 
Kampagnen fort oder gründete Nichtregierungsorganisationen. 
Im Mittelpunkt dieser Alternativströmungen steht bis heute das Engagement gegen Krieg, 
Nationalismus und die Retraditionalisierung der Gesellschaft. Der Anti-Kriegsbewegung gelang es 
während der 1990er Jahre zumindest ansatzweise ein gesamtjugoslawisches Netzwerk zu erhalten.445 

                                                
439 So setzte Marković in seiner Funktion als jugoslawischer Bundespremierminister die ersten Gesetze durch, 
welche die Privatisierung staatlicher Unternehmen zuließen. Vgl. Gagnon, Valère Philip Jr. (2004): The myth of 
ethnic war. Serbia and Croatia in the 1990s. Ithaca: Cornell University Press, S. 91. Im Oktober 1989 
entwickelte Marković unter der Ägide des Internationalen Währungsfonds (IWF) ein neoliberales 
wirtschaftliches Reformprogramm. Vgl. Boughton, James M. (2001): Silent Revolution: The International 
Monetary Fund, 1979-89. Washington: International Monetary Fund, S. 578.  
440 Siehe dazu: Stojaković, Krunoslav (2009): Prešućena povijest. UJDI i antiratna opozicija u Jugoslaviji. In: 
Tomić, Đorđe; Atanacković, Petar (Hg.): Društvo u pokretu. Novi društveni pokreti u Jugoslaviji od 1968. do 
danas. Cenzura: Novi Sad, S. 169–182.   
441 Die Liste aller Mitglieder findet sich in: Horvat, Branko (2003): The association for Yugoslav democratic 
initiative. In: Đokić, Dejan (Hg.): Yugoslavism. Histories of a Failed Idea 1918-1992. London: Hurst, S. 302f.  
442 Ebd., S. 298ff. 
443 Ebd., S. 300f. 
444 In Serbien entstand in diesem Kontext Anfang der neunziger Jahre die Bürgerallianz (Gradjanski savez). 
Außerdem sind die Sozialdemokratische Union (SDU) sowie die Regionalpartei Liga der Sozialdemokraten der 
Vojvodina (LSV) zu nennen. Vgl. Milošević, S. 70ff. In Kroatien gab es eine ähnliche Entwicklung. Neben der 
1997 gegründeten Sozialistischen Arbeiterpartei Kroatiens (SRP) können zu tendenziell linken Parteien etwa die 
Aktion der Sozialdemokraten Kroatiens (ASH) und die im Jahr 2007 durch die Vereinigung mehrerer linker 
Parteien entstandene Linke Kroatiens (Ljevica Hrvatske) gezählt werden. Allerdings konnte sich keine dieser 
Parteien als wahlpolitische Alternative etablieren.  
445 Besonders hervorzuheben sind das Zentrum für Antikriegsaktion (CAA) aus Serbien, die 
Antikriegskampagne (ARK) aus Kroatien, das Internationale Zentrum für Frieden Sarajevo, und der 
Bürgerfriedensrat Titograd aus Montenegro, die seit 1993 im Rahmen des ZaMir-Netzwerks (Für den Frieden) 
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Dabei spielten vor allem feministische Frauenorganisationen eine entscheidende Rolle. Ein gutes 
Beispiel ist die 1991 in Belgrad gegründete Organisation Frauen in Schwarz (Žene u crnom). Diese 
präsentiert sich als anti-militaristische und feministische Friedensorganisation, die sich seit mittler-
weile fast zwei Jahrzehnten gegen Krieg, Nationalismus, Patriarchat und jede andere Form von 
Repression engagiert.446 
In den vergangenen Jahren spielen auch Organisationen, die sich für die Gleichberechtigung sexueller 
Minderheiten einsetzen, eine zunehmend wichtige Rolle im Spektrum der antinationalistischen Alter-
nativströmung.447 Verschiedene Gay-Prides in Ljubljana und Zagreb zeigen die Mobilisierungskraft 
dieser Initiativen. Überall im ehemaligen Jugoslawien stoßen die Initiativen aber auf erbitterte 
Feindschaft nationalistischer, klerikaler und rechtsorientierter Kräfte. In Sarajevo musste im Septem-
ber 2008 eine Gay-Pride abgebrochen werden, nachdem fundamentalistische Islamisten die Demon-
stration angegriffen hatten. In Belgrad wurde 2002 eine Gay-Pride von hunderten klerikal-faschisti-
scher Hooligans angegriffen. Im Sommer 2009 scheiterte der zweite Versuch eine Gay-Pride in der 
serbischen Hauptstadt abzuhalten erneut an den Gewaltdrohungen von Hooligans, Klerikern und 
rechtspopulistischen Politikern.448 
Bei der aktuellen politischen Bewertung des Spektrums der antinationalistischen Strömung müssen 
zwei Tendenzen deutlich unterschieden werden. Ein Segment dieser Strömung identifiziert sich selbst 
mit einer linksorientierten Perspektive. Dazu zählt einerseits eine Generation älterer Intellektueller in 
den großen Städten, die ihren Ausgangspunkt entweder in den auf eine Demokratisierung des 
Sozialismus drängenden linksorientierten Oppositionsströmungen aus der SFRJ oder den 
Parteistrukturen des BdKJ hat. Zu diesem Kreis zählt eine Reihe von UJDI-Gründern, die nach wie 
vor an einer linksorientierten Alternativendiskussion teilnehmen. Als Beispiele sind hier die Zeitschrift 
Republika in Serbien oder das Mirovni Institut (Friedensinstitut) in der slowenischen Hauptstadt 
Ljubljana zu nennen.449 Zu diesem Segment zählt auch eine neue Generation junger Linker, deren 
politische Sozialisation erst nach dem Ende des Sozialismus einsetzte. Die Themen dieser jungen 
Linken sind vor allem Antifaschismus, Feminismus und sozialer Protest.450 
Die zweite Tendenz der antinationalistischen Strömung kann heute nicht (mehr) als linksorientiert 
bezeichnet werden. In diesem Segment haben sich seit Beginn der 1990er Jahre vielmehr Diskurse 
durchgesetzt, die eine schnelle und bedingungslose Integration der post-jugoslawische Staaten in die 
„euroatlantischen Strukturen“ und die Durchsetzung „westlicher Werte“ umfassen. Diese Diskurse 
verbinden Forderungen nach politischer Demokratisierung und Respektierung der Menschenrechte mit 
Forderungen nach der Etablierung einer liberalen kapitalistischen Marktwirtschaft und 
Weltmarktintegration. Repräsentiert wird das (neo-)liberale Segment der antinationalistischen 
Strömung beispielsweise durch die Helsinki-Komitees in Serbien und Kroatien oder die 
Liberaldemokratische Partei (LDP) in Serbien. 

                                                                                                                                                   
agierten und eine Reihe von verschiedenen Projekten, Publikationen und Initiativen hervorbrachten wie Arkzin, 
ZaMir Women, ZaMirZine, etc. Vgl. Unija 47 / Antiratna kampanja Hrvatske: Povijest ARKa. URL:  
http://www.zamirnet.hr/unija47/ark_unija47.html, letzter Zugriff: 12.01.2010.  
Für eine umfassende Dokumentation der Anti-Kriegsaktionen im gesamten ehemaligen Jugoslawien siehe: 
Rosandić, Ružica u.a. (2005): Teži put. Mirovne akcije na tlu bivše Jugoslavije. Beograd: Centar za antiratnu 
akciju.  
446 Žene u crnom Beograd. Ženska mirovna grupa feminističko-antimilitarističke orijentacije: O nama.  
URL: http://www.zeneucrnom.org/index.php?option=com_content&task=blogcategory&id=2&Itemid=4, letzter 
Zugriff: 12.01.2010. 
447 Bereits seit Beginn der neunziger Jahren wurden Organisationen für die Gleichberechtigung von Lesben und 
Schwulen gegründet. Vgl. Živković, Ljiljana (Hg.) (2005): First there was a letter. Fifteen Years of Lesbian and 
Gay Activism in Serbia and Montenegro. 1990-2005. Beograd: Labris - Lesbian Human Rights Organization; 
Sagasta, Sanja (2001): Lesbians in Croatia. In: European Journal of Women's Studies, Jg. 8. H. 3, 357–372. 
448 Dabei ist zu bemerken, dass es gerade einige Gallionsfiguren der im Westen gefeierten „demokratischen 
Opposition“ sind, die sich durch ein besonders aggressives Ausmaß von Homophobie profilieren. 
449 Republika wurde als Zeitschrift von UJDI gegründet und wird vom Soziologen und ehemaligen Praxis-
Mitarbeiter Nebojša Popov geleitet.  
450 Einige Beispiele sind das alternative Jugendzentrum CK13 in Novi Sad (Serbien), die verschiedene 
künstlerische aber auch kritische theoretische Projekte durchführt, die Gruppe Pokret za slobodu (Belgrad), die 
sich an der Mobilisierung von Arbeiterproteste beteiligt, die Jugendgruppe Lenka (Skopje), sowie die Gruppe 
um die linkskritische Zeitschrift Novi Plamen (Zagreb).  
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Vereint werden die linken und (neo-)liberalen Strömungen der antinationalistischen 
Oppositionsströmungen durch ihre soziale Basis. Allen Strömungen der „Zivilgesellschaft“ misslingt 
bisher der Aufbau einer Massenbasis in der Bevölkerung. Bei den Protagonisten dieser Strömungen 
handelt es sich meist um Angehörige einer Bildungselite. Von Kritikern wird diese „Zivilgesellschaft“ 
als eine „NGO-Industrie“ beschrieben. Professionalisierung und Institutionalisierung der Beschäf-
tigten der Nichtregierungsorganisationen ersetzen darin oft die direkte Partizipation der „Zielgruppen“. 
Das „Lobbying“ der NGOs bei nationalen und multinationalen Regierungsorga-nisationen ersetzt oft 
die politische Mobilisierung der Betroffenen.451 

 
Gewerkschaften und sozialer Protest 
Ein kaum betrachteter aber dennoch wichtiger Aspekt der Gesellschaftskrise im Jugoslawien der 
1980er Jahre war das Anwachsen einer sozialen Protestbewegung der Arbeiter. Arbeiterstreiks und -
demonstrationen prägten vor allem die zweite Hälfte der 1980er Jahre. Die Forderungen zielten meist 
auf den Erhalt sozialer Standards und der Arbeitsplätze, sowie die Auszahlung von Löhnen. Die 
Mobilisierung der Arbeiter richtete sich nicht frontal gegen das politische System, sondern forderte die 
Umsetzung der Versprechungen des BdKJ ein. Nationalistische Akzente kamen zunächst nicht zum 
Tragen. Erst durch die nationalistische Wendung der Spitzenfunktionäre des BdKJ wurden auch die 
Arbeiterproteste in das Fahrwasser nationaler Forderungen geleitet. Eine gesamtjugoslawische 
unabhängige Arbeiterbewegung konnte sich am Ende der achtziger Jahre daher nicht konstituieren.452 

Aus heutiger Perspektive zählen die Arbeiter im ehemaligen Jugoslawien zu den größten 
Verlierern der Zerstörung der SFRJ. Mehrere Inflationswellen haben zu enormen Kaufkraftverlusten 
geführt. Gleichzeitig führten Wirtschaftskrise, Kriegszerstörungen und neoliberale Umstrukturierung 
zu einem Kollaps der industriellen Basis und einer regelrechten Deindustrialisierung. Langzeitfolgen 
sind die Erosion sozialer Standards, eine hohe Arbeitslosigkeit und die Ausbreitung des informellen 
Sektors. Gesicherte Beschäftigungsverhältnisse sind im ehemaligen Jugoslawien heute das Privileg 
einer Minderheit.453 

Die Durchsetzung von Beschäftigteninteressen ist vor diesem Hintergrund außerordentlich schwer. 
Die drohende Arbeitslosigkeit und ungesicherte Arbeitsverhältnisse hemmen die Mobilisierungs-
bereitschaft der Beschäftigten. Gleichzeitig bleibt die Gewerkschaftsbewegung auch aus organisa-
tionspolitischen Gründen schwach. Erstens konkurrieren verschiedene Gewerkschaftsdachorga-
nisationen und blockieren sich dabei nicht selten gegenseitig. Zweitens herrscht in den gewerkschaft-

                                                
451 Anhand einer 2004 durchgeführten Studie stellte der Belgrader Soziologe Mladen Lazić fest, dass der 
Großteil der NGO-Aktiven in Serbien weiblich (60%) und im Alter von 30-50 Jahren (45,6%) ist sowie über 
einen hohen Bildungsgrad (Hochschule, Fachhochschule) verfügt (63,7 %). Über die Hälfte der Befragten NGO-
Mitglieder sind als wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeitert beschäftigt (53,2%) und viele studieren 
noch (21,4%). 47% stammen aus akademischen Elternhäusern. Dabei hebt sich bei der Selbstbestimmung der 
Klassenzugehörigkeit der Befragten die Gruppe, die sich zur „mittleren Klasse“ zählt (52,8%) hervor. Politisch 
verortet sich die Mehrheit der Befragten (45,6%) in der Mitte des politischen Spektrums, 26% glauben der linken 
Mitte nahe zu stehen und lediglich 10,5% sehen sich als („extreme“) Linke. Vgl. Lazić, Mladen (2005): Promene 
i otpori. Srbija u transformacijskim procesima. Belgrad: Filip Višnjić, S. 83ff.  
452 Diese Entwicklung wird gut beschrieben in: Vladisavljević, Nebojša (2008): Serbia’s Antibureaucratic 
Revolution. Milošević, the Fall of Communism and Nationalist Mobilization, New York: Palgrave Macmillan. 
453 So ist im Laufe der 1990er Jahre ein dramatischer Anstieg der Arbeitslosenquote in allen postjugoslawischen 
Staaten  zu beobachten: War diese im ehemaligen Jugoslawien im Jahr 1989 noch 14,9%, liegt sie heute in 
keinem der Nachfolgestaaten unter dieser Marke. Besonders gravierend ist die Arbeitslosigkeit im Kosovo, wo 
die offizielle Quote 2007 46,3% aufweist. Vgl. International Labour Organization Geneva: LABORSTA Labour 
Statistics Database, (Datenbanken: Labour force survey und Employment office records).  
URL: http://laborsta.ilo.org/, letzter Zugriff: 25.01.2010;  
Republika Srbija – Republički zavod za statistiku: Anketa o radnoj snazi. Stopa nezaposlenosti.  
URL: http://webrzs.stat.gov.rs/axd/drugastrana.php?Sifra=0018&izbor=odel&tab=152,  
letzter Zugriff: 25.01.2010;  
Republika Hrvatska – Državni zavod za statistiku: Stopa registrirane nezaposlenosti.  
URL: http://www.dzs.hr/, letzter Zugriff: 25.01.2010. 
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lichen Organisationen oft eine Dominanz von Betriebsinteressen. Branchengewerk-schaften und 
Dachverbände sind dagegen schwach.454 

Dennoch kommt es zur Mobilisierung von gewerkschaftlichem Protest. Bereits in den 1990er 
Jahren kam es immer wieder zu Protesten gegen soziale Folgen der wirtschaftlichen Transformation. 
Vor dem Hintergrund des Krieges blieben die Effekte dieser Proteste aber gering. Eine neue Welle von 
Arbeiterprotesten setzte in den vergangenen Jahren ein. Die Proteste gruppieren sich dabei vor allem 
um drei Konfliktlagen. Erstens fordern Belegschaften die Auszahlung von Löhnen, die ihnen oft 
monatelang und manchmal jahrelang vorenthalten werden. Zweitens artikulieren sich Proteste gegen 
Entlassungen. Drittens protestieren Belegschaften gegen die Form der Privatisierung der Betriebe. Die 
meisten dieser drei Formen von Protesten reagieren defensiv auf Angriffe gegen Belegschafts-
interessen. Eine offensive Vertretung gewerkschaftlicher Interessen findet dagegen kaum statt. Nur in 
Ausnahmefällen zeigen Arbeiterproteste eine politische Ausrichtung, die Ansatzpunkte für eine 
linksorientierte Alternativendiskussion bietet.455 

Neben den Arbeitern artikulieren in den vergangenen Jahren in zunehmendem Maße auch 
Studierende sozialen Protest. In diesem Bereich sind deutlich positive Entwicklungen zu verzeichnen. 
Zum ersten Mal nach Ende der Kriege zeigen sich Ansätze einer neuen gesellschaftskritischen 
studentischen Bewegung, welche soziale Fragen in den Vordergrund stellt. Während die Studenten- 
und Jugendproteste der neunziger Jahre oft einen ausgesprochen antikommunistischen Charakter 
getragen haben, artikuliert sich sei 2007 wieder eine linksorientierte Studentenbewegung. Themen 
dieser Proteste sind Studiengebühren, Studienbedingungen und die neoliberale Reform des Univer-
sitätswesens. Im Protest an den Universitäten beginnen sich die Jugendlichen in Kroatien, Serbien und 
Mazedonien und Bosnien-Herzegowina über die neuen Grenzen hinweg wieder positiv aufeinander zu 
beziehen.456 
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Weiterführende Links 
 
Sozialdemokratische Parteien 
Bosnien-Herzegowina 

• Socijaldemokratska partija Bosne i Hercegovine (SDP) [Sozialdemokratische Partei Bosnien-
Herzegowinas] 
http://www.sdp.ba/ 

• Savez nezavisnih socijaldemokrata (SNSD) [Bund unabhängiger Sozialdemokraten] 
http://www.snsd.org/ 

Kroatien 
• Socijaldemokratska partija Hrvatske (SDP) [Sozialdemokratische Partei Kroatiens] 

http://www.sdp.hr/ 
Mazedonien 
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• Socijaldemokratski sojuz na Makedonija (SDSM) [Sozialdemokratischer Bund Mazadoniens] 
http://www.sdsm.org.mk/  

Montenegro 
• Demokratska partija socijalista (DPS) [Demokratische Partei der Sozialisten] 

http://www.dpscg.org/ (Link inaktiv) 
• Socijaldemokratska partija Crne Gore (SDP) [Sozialdemokratische Partei Montenegros] 

http://www.sdp.co.me/ 
Serbien 

• Demokratska stranka (DS) [Demokratische Partei] 
http://www.ds.org.rs/ 

• Socijaldemokratska partija (SDP) [Sozialdemokratische Partei] 
http://www.sdp.org.rs/ 

• Socijaldemokratska partija Srbije (SDP)457 [Sozialdemokratische Partei Serbiens] 
http://www.sdpsrbije.org.rs/  

• Socijalistička partija Srbije (SPS) [Sozialistische Partei Serbiens] 
http://www.sps.org.rs/ 

• Socijaldemokratska Unija (SDU) [Sozialdemokratische Union] 
http://www.sdu.org.rs/ 
 

Slowenien 
• Socialni demokrati (SD) [Soziale Demokraten] 

http://www.socialnidemokrati.si/ 
 
Weitere linke Parteien 
Kroatien 

• Socijalistička radnička partija Hrvatske (SRP) [Sozialistische Arbeiterpartei Kroatiens] 
http://www.srp.hr/ 

Serbien 
• Socijaldemokratska unija (SDU) [Sozialdemokratische Union] 

http://www.sdu.org.rs/ 
• Liga socijaldemokrata Vojvodine (LSV) [Liga der Sozialdemokraten der Vojvodina] 

http://www.lsv.org.rs/ 
Leftist Parties of the World, Eastern Europe and the Former USSR  
(Umfangreiche Liste linker Parteien in Osteuropa)  
http://www.broadleft.org/easteuro.htm 
 
Friedensinitiativen 

• Centar za kulturnu dekontaminaciju [Zentrum für kulturelle Dekontaminierung, Belgrad] 
http://www.czkd.org/ 

• Centar za mir i razvoj demokratije / (ex) Centar za antiratnu akciju [Zentrum für Frieden und 
Demokratieentwicklung, (ex) Zentrum für Anti-Kriegs-Aktion, Belgrad] 
http://www.caa.org.yu/ 

• Centar za mirovne studije [Zentrum für Friedensstudien, Zagreb] 
http://www.cms.hr/  

• Unija 47 / Antiratna kampanja Hrvatske [Union 47 / Anti-Kriegs-Kampagne Kroatiens, Zagreb] 
http://www.zamirnet.hr/unija47/unija47.html/ 

• Mirovni inštitut - inštitut za sodobne družbene in politične študije [Friedensinstitut – Institut für 
gegenwärtige soziale und politische Studien, Ljubljana] 
http://www.mirovni-institut.si/  

 
Feministische Initiative 

• Autonomni ženski centar [Autonomes Frauenzentrum, Belgrad] 
http://www.womenngo.org.rs/ 

• Žene u crnom [Frauen in Schwarz, Belgrad] 
http://www.zeneucrnom.org/ 

• Žene ženama [Frauen an/für Frauen, Sarajevo] 

                                                
457 Die Partei wurde im Jahr 2009 gegründet. Die Abkürzung ist dieselbe wie im Fall der Sozialdemokratischen 
Partei von Nebojša Čović, die Mitglied der Sozialistischen Internationale ist, es handelt sich jedoch um eine 
andere Partei. 
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http://www.zenezenama.org/ 
• Ženska mreža Hrvatske [Frauennetzwerk Kroatiens] 

http://www.zenska-mreza.hr/  
• Ženske grupe BiH [Liste von Frauengruppen in Bosnien-Herzegowina] 

http://zenskegrupebih.fondacijacure.org/ 
• Ženski informaciono-dokumentacioni centar [Fraueninformations- und –dokumentationszentrum, 

Belgrad] 
http://www.zindokcentar.org/ 

• Centar za ženske studije Beograd [Zentrum für Frauenstudien, Belgrad] 
http://www.zenskestudie.edu.rs/ 

• Centar za ženske studije Zagreb [Zentrum für Frauenstudien, Zagreb] 
http://www.zenstud.hr/  

• Ženske studije i istraživanja [Frauenstudien und -forschungen, Novi Sad] 
http://www.zenskestudije.org.rs/ 

 
LGBT-Gruppen 

• Labris Beograd 
http://www.labris.org.rs/ 

• Queer Beograd 
http://www.queerbeograd.org/ 

• SiQRD – Slovenian Queer Recource Directory  
http://www.ljudmila.org/siqrd/ 

• Udruženje Q [Vereinigung Q, Sarajevo] 
http://www.queer.ba/  

• Ženska alijansa [Frauenallianz, Skopje] 
http://www.womensalliance.mk/ 

• Belgrade Pride 
http://belgradepride.rs/ 

• Zagreb Pride  
http://www.zagreb-pride.net/ 

 
Linke Jugendgruppen 

• Alternativna kulturna organizacija (AKO) [Alternative Kulturorganisation, Novi Sad] 
http://www.ako.rs/ 

• Crna kuća 13 [Schwarzes Haus 13, Novi Sad] 
http://www.ck13.org/;  

• Delavsko-punkerska univerza [Arbeiter-Punker-Universität, Ljubljana] 
http://dpu.mirovni-institut.si/ 

• KSSD „Diskrepancija“ [Klub der Soziologiestudenten „Diskrepancija“, Zagreb] 
http://www.diskrepancija.org/;  

• Lenka – dviženje za socijalna pravda [Lenka – Bewegung für soziale Gerechtigkeit, Skopje] 
http://lenka.blog.com.mk/ 

Studentische Proteste  

Bosnien-Herzegowina 
• Studierendenplenum der Universität in Tuzla: 

http://studentskiplenum.blogger.ba/  

Kroatien 
• Slobodni filozofski (Freie Philosophische (Fakultät)), Studierendenplenum der Philosophischen 

Fakultät in Zagreb: http://www.slobodnifilozofski.com/  
http://slobodnifilozofski.org/ (englischsprachige Seite) 

• autonomni studenti (Autonome Studenten), Philosophische Fakultät in Rijeka: 
http://blog.autonomnistudenti.com/  

• Nezavisna studentska inicijativa Split, Universität in Split: http://nsist.blog.hr/  
• inicijativa za besplatno visoko obrazovanje – OS. i dalje smo tu :) i borimo se! (Initiative für kostenlose 

Hochschulbildung – Osijek. Wir sind immer noch da :) und wir kämpfen!), Universität Osijek: 
http://www.osjecki.studenti.bloger.hr/  
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Mazedonien 
• Sloboden indeks 

http://slobodenindeks.blog.com.mk/  

Serbien 
• Borba za znanje (Kampf um Wissen), Seite der Studentischen Proteste von 2005 bis 2008: 

http://protest.zbrka.net/  
• Studenti za studente (Studenten für Studenten), Universität in Belgrad: 

http://studentskiprotest08.blogspot.com/ (Seite von 2008) 
http://www.studentizastudente.net/ (aktuelle Seite) 

Linke und kritische Medien 
• Arkzin (Zagreb) 

http://arkzin.net 
• Belgrade Circle Journal (Belgrad) 

http://www.usm.maine.edu/bcj/  
• Diskrepancija (Zagreb) 

http://diskrepancija.org/casopis/ 
• Nova Iskra (Skopje) 

http://www.novaiskra.mk/ 
• Novi Plamen (Zagreb) 

http://www.noviplamen.org/ 
• Peščanik 

http://www.pescanik.net/ 
• Prelom (Belgrad) 

http://www.prelomkolektiv.org/srp/casopis.htm 
• Republika (Belgrad) 

http://www.republika.co.rs/ 
• ZaMirZine (Zagreb) 

http://www.zamirzine.net/ 
• Zarez (Zagreb) 

http://www.zarez.hr/ 
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Dorothée de Nève, Tina Olteanu 
Rumänien: Die Suche nach einer (neuen) linken Identität 
 
Rumänien galt lange Jahre als Sonderfall: In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelte 
sich ein sultanistisches Herrschaftssystem, das sich von jenen der Nachbarländer unterschied. Der 
Machtwechsel 1989/90 war gewalttätig und blutig, und anders als in Mittelosteuropa waren linke 
Kräfte bereits Anfang der 1990er Jahre die wichtigsten politischen Akteure in der Parteienlandschaft. 
Im Folgenden wird gezeigt, wie sich die linke Parteienlandschaft und das linke WählerInnenpotential 
in den vergangenen zwanzig Jahren entwickelten. Außerdem werden die linken programmatischen 
Positionen in unterschiedlichen Politikfeldern analysiert und u. a. der Bezug zur Europäischen Union 
und deren Politik hergestellt. Ziel des Beitrages ist es, anhand dieser Betrachtungen die komplexe 
Suche nach einer neuen politischen Identität der Linken darzustellen. 

Neuorientierung in der Transformation  

Anfang des Jahres 2010 war nur noch eine Partei im rumänischen Parlament vertreten, die sich selbst 
der politischen Linken zuordnet. Obwohl insbesondere Anfang der 1990er Jahre eine Vielzahl 
sozialistischer und sozialdemokratischer Parteien gegründet wurde, vollzog sich, nachdem das 
Herrschaftssystem der Rumänischen Kommunistischen Partei (PCR – Partidul Comunist Român) 
zerbrach, in den vergangenen zwanzig Jahren eine weitreichende Transformation der politischen 
Parteienlandschaft.Im Herbst 1989 trat die sogenannte Front der Nationalen Rettung (FSN – Frontul 
Salvării Naţionale) erstmals in Erscheinung, indem sie einen anonymen Appell an die Delegierten des 
14. Parteitages der PCR richtete. Bis heute sind die genauen Umstände der Machtergreifung durch die 
FSN während der »Revolution« im Dezember 1989 nicht hinreichend aufgeklärt.458 Nicolae und 
Elena Ceauşescu wurden am 25. Dezember 1989 in einem Schnellverfahren von einem Sondergericht 
verurteilt und anschließend hingerichtet. Die PCR wurde formal nie aufgelöst beziehungsweise 
verboten, sondern hörte schlicht auf, in der bisherigen Form zu existieren. Die Front der Nationalen 
Rettung, die sich später als revolutionäre Bewegung verstand, deklarierte sich selbst zur neuen Macht 
im Staat. Aus ihr ging letztlich eine Vielzahl linker Parteien hervor, die den politischen 
Transformationsprozess entscheidend prägten. Für die Entwicklung linker Parteien nach 1989 waren 
die Erfahrungen der Zwischenkriegszeit und das nationalkommunistische Regime von Nicolae 
Ceauşescu (1967 – 1989) prägend. Das Regime in Rumänien unterschied sich durch den sulta-
nistischen Führungsstils Ceauşescus und seiner Familie stark von anderen (ostmitteleuropäischen) 
sozialistischen Herrschaftssystemen. Politisch-ideologisch waren einerseits der Nationalkommunis-
mus, andererseits der Personenkult prägend. Im Gegensatz zu den Entwicklungen in Ostmitteleuropa 
waren im Vorfeld der Wandlungsprozesse keinerlei politische, wirtschaftliche und/oder kulturelle 
Liberalisierungstendenzen zu verzeichnen. Die Sozialistische Republik Rumänien verfolgte vielmehr 
eine autarke Wirtschaftspolitik sowie eine weitreichende Loslösung von der Sowjetunion beziehungs-
weise dem Warschauer Pakt. Diese Wirtschaftspolitik, inklusive des megalomanischen Regierungsstils 
Ceauşescus, bewirkte eine tiefgreifende Versorgungs- und Wirtschaftskrise, die sich im Lauf der 
1980er Jahre zuspitzte. In dieser Phase des politischen Umbruchs existierten in Rumänien also keine 
DissidentInnenbewegung und keine oppositionellen Strukturen mehr, die einen Neuanfang politisch 
hätten mitgestalten können. Insofern boten die Mystifizierung der Revolution sowie die Glorifizierung 
der Zwischenkriegszeit Ansatzpunkte für die Identifikation neuer Parteien. Die Wiedergründung der 
historischen Parteien (PSDR – Partidul Social Democrat Român, PNL – Partidul Naţional Liberal und 
PNŢCD – Partidul Naţional Ţărănesc Creştin şi Democrat), an der teilweise noch alte Aktivisten 
dieser Parteien beteiligt waren, erwies sich allerdings letztlich als wenig erfolgreich. Obwohl nicht nur 
bei den historischen Parteien, sondern auch bei den linken und nationalistischen Parteien personelle 
Kontinuitäten aus der Zwischenkriegszeit und dem kommunistischen Regime zu beobachten waren, 
hat sich in Rumänien – im Gegensatz zu anderen Ländern der Region – das Spannungsverhältnis 
zwischen Post- und Antikommunisten nicht als prägendes Element des Parteienwettbewerbs etabliert. 
Spätestens 1996 – 2000 scheiterte die Idee, aus diesem vermeintlichen Antagonismus politisches 
Kapital zu schlagen, endgültig. 

                                                
458 Siani-Davies 2007. 
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Trotz dieser problematischen Ausgangsbedingungen ist die rumänische Parteienlandschaft einerseits 
als sehr stabil zu bezeichnen, da es seit Beginn der Transformation niemals zu vorgezogenen Wahlen 
kam und die Sozialdemokratische Partei Rumäniens (PSD – Partidul Social Democrat) im Laufe der 
Zeit zwar mehrfach den Namen änderte,459 jedoch stets eine der wichtigsten politischen Parteien war. 
Andererseits ist der Parteienwettbewerb sehr fluide, da Parteien in wechselnden Koalitionen agierten, 
es zu zahlreichen Parteiabspaltungen und Neugründungen kam und die ParteianhängerInnen und 
MandatsträgerInnen selbst auch oft ihre parteipolitische Zugehörigkeit änderten. Insofern ist auch das 
Vertrauen der BürgerInnen in die politischen Parteien insgesamt gering. Patronage, politische 
Skandale und Korruption haben das Vertrauen der BürgerInnen – auch in linke Parteien – zusätzlich 
erschüttert. All dies hat zu einer eher skeptischen Haltung gegenüber dem rumänischen Parlamen-
tarismus inklusive seiner Parteien geführt: Umfragen belegen, dass seit Jahren die Zahl der 
BürgerInnen steigt, die sich einen »starken Führer« wünschen. Im Jahre 2005 stimmten 78,3 Prozent 
der Befragten der Aussage zu: »Man sollte einen starken Führer haben, der sich nicht um das 
Parlament und um Wahlen kümmern muss«. Im Jahr 1997 waren es noch 47,3 Prozent, 2000 schon 
66,6 Prozent.460 Dennoch ist die offensichtliche Skepsis gegenüber den Parteien und dem Parlament 
nicht Ausdruck einer allgemeinen Demokratieverdrossenheit. 95 Prozent der Befragten antworteten im 
Jahr 2005, dass es gut sei, eine Demokratie als Regierungsform zu haben. Die demokratische Praxis 
des rumänischen Systems im Jahr 2005 wurde hingegen etwas skeptischer bewertet: 55,8 Prozent der 
Befragten bewerteten die demokratische Performanz  in Rumänien als eher positiv beziehungsweise 
sehr positiv.461 Dieser Trend war im Jahr 1999 noch wesentlich problematischer, als 20,9 Prozent der 
Befragten antworteten, dass sie eher zufrieden bzw. sehr zufrieden mit der demokratischen 
Entwicklung ihres Landes sind.462 
Festzustellen ist, dass 20 Jahre nach dem Regimewechsel eine kritische Haltung gegenüber Parteien 
und der spezifischen Qualität der rumänischen Demokratie recht weit verbreitet ist. Dennoch, und das 
ist überraschend, löst dies in Rumänien keine Impulse aus wie in anderen Transformationsländern, wo 
über Nacht neue politische Gruppierungen463 in das Parlament Einzug hielten und Regierungsver-
antwortung übernahmen. Auch das außerparlamentarische Spektrum an politischen Bewegungen ist 
sehr marginalisiert und die Bereitschaft zur politischen Partizipation äußerst schwach ausgeprägt. Von 
all diesen Prozessen sind das gesamte politische Spektrum und damit auch die Linke betroffen.  

Die Linke in Rumänien 
 
Das politisch linke Spektrum zeichnet sich heute durch drei unterschiedliche Strömungen aus: (i) die 
etablierte, parlamentarische Linke sozialdemokratischer Prägung, (ii) die marginalisierte 
außerparlamentarische radikale Linke und (iii) die linke nicht parteiförmig organisierte Szene.  
 
(i) Das Erbe, das die sogenannten Nachfolgeparteien der ehemaligen Staatsparteien in Ost- und 
Südosteuropa antrat, war erstens das Erbe der linken und nationalkommunistischen Ideen als familles 
spirituelles, zweitens die personelle Kontinuität und drittens die Übernahme der parteieigenen 
Infrastruktur, insbesondere der Immobilien. Die etablierte, gemäßigte Linke im Parlament hat 
interessanterweise dieses Erbe in all den hier genannten Dimensionen weitestgehend angetreten, 
obwohl sie sich explizit nicht als Nachfolgepartei der PCR versteht. Vielmehr definierte sich die FSN 
1990 als politischer Verband, der aus dem Sieg der Revolution hervorgegangen sei. In ihrem 
Selbstverständnis wandte sich die Front der Nationalen Rettung (FSN – Frontul Salvării Naţionale) gar 

                                                
459 Die Partei firmierte unter den Namen Front der Nationalen Rettung (FSN – Frontul Salvării Naţionale),  
Demokratische Front der Nationalen Rettung (FDSN – Frontul Democrat al Salvării Naţionale), Partei der 
Sozialen Demokratie Rumäniens (PDSR – Partidul Democraţiei Sociale din România) und aktuell 
Sozialdemokratische Partei Rumäniens (PSD – Partidul Social Democrat). 
460 European Values Survey Romania (wave 3–5); eigene Berechnungen. 
461 Hier wurde die Frage ausgewählt: Wie demokratisch wird Ihrer Einschätzung nach Rumänien heute regiert? 
Die Skala ging von 1 (= überhaupt nicht demokratisch bis 10 (= total demokratisch). Der hier angegebene Wert 
ergibt sich aus der positiven Tendenz (6-10 auf der Skala). European Values Survey Romania (5th wave) 2005. 
462 European Values Survey (4th wave) 1999.  
463 Zumeist sind diese allerdings populistisch bis extremistisch, wie z.B. in Polen, Ungarn und Bulgarien.  
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radikal gegen das kommunistische System und dessen Ideologie.464 In ihrer späteren Entwicklung 
bezog sich die Partei dann auf die historische Sozialdemokratie.  
Die etablierte parlamentarische Linke wird seit 2004 exklusiv von der Sozialdemokratischen Partei 
Rumäniens (PSD – Partidul Social Democrat) vertreten, einer Partei der linken Mitte.  Es handelt sich 
um die politisch erfolgreichste Partei Rumäniens, mit der in den vergangenen zwanzig Jahren 
zahlreiche kleinere Parteien, u. a. auch die historische Sozialdemokratische Partei Rumäniens (PSDR 
– Partidul Social Democrat Român), fusionierten.  
In der öffentlichen Wahrnehmung war sie insbesondere in den 1990er Jahren – ganz im Widerspruch 
zum Selbstverständnis der Partei – die zentrale postkommunistische Nachfolgepartei. Diese 
Wahrnehmung wurde nicht zuletzt durch die personelle Kontinuität an ihrer Spitze bestärkt. Ion 
Iliescu war seit 1990 ihr erfolgreicher Parteivorsitzender, bis er 2005 überraschend in einer 
Kampfabstimmung auf dem Parteitag der Sozialdemokratischen Partei (PSD – Partidul Social 
Democrat) gegen seinen ehemaligen Ziehsohn Mircea Geoană unterlag. Ion Iliescu (geb. 1930) 
verfolgte einst eine steile Karriere in der Kommunistischen Partei (PCR – Partidul Comunist Român) 
bis er zu Beginn der 1970er Jahre von seinen Parteiämtern zurücktreten musste. Dies geschah in der 
sogenannten rumänischen Kulturrevolution. Allerdings war er weiterhin Vizepräsident der PCR im 
Kreis Timiş und später Direktor eines Verlagshauses. Er prägte die Linke wie kein anderer Politiker 
seit Beginn der Demokratisierung. Er amtierte außerdem von 1990 – 1996 und 2000 – 2004 als 
rumänischer Staatspräsident. Am Ende seiner zweiten Amtszeit genoss er weiterhin große Popularität 
in der rumänischen Bevölkerung; aufgrund der rumänischen Verfassung war jedoch eine weitere 
Wiederwahl formal nicht möglich.  
Unter den Bedingungen eines polarisierten Parteienwettbewerbs, der mit zahlreichen Abspaltungen 
und Parteifusionen einherging, war die PSD unter der Führung Ion Iliescus in unterschiedlichen 
Koalitionskonstellationen in Regierungsverantwortung und hat somit die Phase der Verfassungs-
gebung, der politischen und wirtschaftlichen Transformation sowie die Annäherung bis hin zur 
Mitgliedschaft in die Europäische Union maßgeblich mitgestaltet. Als mitgliederstärkste Partei weist 
die PSD im Gegensatz zu anderen Parteien des fragmentierten rumänischen Parteiensystems eine 
flächendeckende Organisationsstruktur sowie etablierte Frauen-, Senioren- und Jugendorganisationen 
auf, die auf parteiinterne Entscheidungsprozesse eine begrenzte Einflussmöglichkeit haben. Die PSD 
pflegt enge Bindungen zu Gewerkschaften. Im Vorfeld der Lokalwahlen 2008 wurde beispielsweise 
ein Pakt zwischen der nationalen Konföderation der freien Gewerkschaften (CNSLR – Confederaţia 
Naţională a Sindicatelor Libere din România – Frăţia) und der PSD erneuert, welcher eine engere 
Zusammenarbeit vorsieht. Neben der Anhebung des Mindestlohns ist darin auch eine Beteiligung an 
einer zukünftigen Regierung vereinbart worden. Die PSD kooperiert international als Mitglied der 
Sozialistischen Internationalen (SI) und der Europäischen Sozialdemokratischen Partei (PES). In den 
vergangenen Jahren galt auch eine zweite Partei, die aus der Front der Nationalen Rettung 
hervorgegangen war, die sogenannte Demokratische Partei (PD – Partidul Democrat 465) als eine Partei 
der linken Mitte. Sie vollzog jedoch spätestens im Kontext der Wahlen 2004 einen programmatischen 
Wandel und definiert sich nun als Volkspartei der rechten Mitte, die sich zudem mit einem 
abgespaltenen Flügel der National-Liberalen Partei (PNL – Partidul Naţional Liberal) zur Demokra-
tisch-Liberalen Partei (PD-L – Partidul Democrat-Liberal) zusammenschloss.  
(ii) Die radikale Linke agiert inzwischen ausschließlich im außerparlamentarischen Raum, da die ihr 
zugehörigen Parteien bei Wahlen nicht genügend WählerInnenstimmen gewinnen, um die Sperrklausel 
zu überwinden, bzw. keine geeigneten Partner finden, um in Wahlbündnissen anzutreten. Die 
Sozialistische Partei der Arbeit (PSM – Partidul Socialist al Muncii) formulierte den Anspruch, die 
legitime Nachfolgepartei der Rumänischen Kommunistischen Partei (PCR) zu sein, allerdings wurde 
ihr 2002 gerichtlich untersagt, den Namen der ehemaligen Staatspartei zu tragen. Die Partei der 
Sozialistischen Allianz (PAS – Partidul Alianţa Socialistă) ist eine linke Abspaltung dieser Sozialisti-
schen Partei der Arbeit (PSM), welche 2003 die Fusion mit der PSD ablehnte. Die PAS gehört zu den 
Gründungsmitgliedern der Europäischen Linkspartei. Zum Lager der radikalen Linken gehören 
außerdem die Neue Kommunistische Partei (nPCR – Noul Partid Comunist Român), die ebenfalls 

                                                
464 de Nève 2002, 65. 
465 Die Partei hieß früher Front der Nationalen Rettung (FSN) bzw. Sozialdemokratische Union (USD) bzw. 
Demokratische Partei (PD) und aktuell Demokratisch-Liberale Partei (PD-L). 
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2003 gegründet wurde, sowie die Volkspartei der sozialen Sicherung (PPPS – Partidul Popular şi al 
Protecţiei Sociale). Die radikale Linke Rumäniens steht im Gegensatz zur linken Mitte in erster Linie 
in der Tradition der nationalkommunistischen Vergangenheit und des demokratischen Sozialismus. 
Nach wiederholten Parteiumbenennungen, Fusionen und Abspaltungen ist die außerparlamentarische 
Linke nunmehr marginalisiert, stark fragmentiert und teils politisch radikalisiert sowie zuweilen auch 
nationalistisch. 
(iii) Hinzu kommt schließlich auch eine äußerst schwach ausgeprägte linke alternative Szene. Sie 
besteht derzeit aus kleinen politischen Gruppierungen, die von EinzelaktivistInnen gegründet wurden 
und die sich in der Zivilgesellschaft engagieren, wie das Romanian Social Forum oder Attac Romania 
sowie vereinzelten single-issue-Aktionen, z. B. der Verhinderung einer Goldmine in Roşia Montană. 
So fehlen der Linken gesellschaftspolitische Bündnispartner, insbesondere etwa im Bereich der 
Umwelt- und Frauenorganisationen. Die relative Schwäche dieser Organisationen hängt mit deren 
mangelnder Vernetzung, dem geringen Rückhalt in der Bevölkerung sowie der allgemeinen 
Ressourcenknappheit zivilgesellschaftlicher Akteure zusammen. Insofern konnte sich in Rumänien in 
den vergangenen Jahren kaum eine linke alternative Protestkultur entwickeln, die politischen 
Widerstand zu organisieren vermochte. Auch in Zeiten der Wirtschaftskrise, die auch in Rumänien 
vielfältige und sehr negative Konsequenzen hat, ist linker Protest nicht vorhanden. Selbst die 
Gewerkschaften schaffen es nicht, Protest zu artikulieren. 
 
Die Verortung der Linken im Parteiensystem hat sich seit Beginn der Demokratisierung nachhaltig 
verändert. Im Kontext der founding elections 1990 entstand ein neues kompetitives Parteiensystem, 
das prädominante Strukturmerkmale aufwies. Nach dem langsamen Machtzerfall der Front der 
Nationalen Rettung (FSN) bzw. der Partei der Sozialen Demokratie Rumäniens (PDSR – Partidul 
Democraţiei Sociale din România)466 entstand ein »polarisiertes pluralistisches Parteiensystem« mit 
einer triangulären Interaktionsstruktur, in dem die Parteien in einem Wettstreit um die politische Mitte 
agieren. In diesem Parteienwettbewerb kann vermutlich auch künftig keine der konkurrierenden 
Parteien mehr eine absolute Stimmenmehrheit gewinnen. Gleichzeitig bleibt die etablierte 
Sozialdemokratie eine der wichtigsten politischen Parteien im Parteienwettbewerb und die stärkste 
Kraft im linken Lager. Eine Vernetzung des linken Parteienspektrums, insbesondere zwischen den 
etablierten Parlamentsparteien und der außerparlamentarischen Linken findet de facto nicht statt.  

Linkes Wählerpotential 
 
In Bezug auf das soziale Milieu und die Struktur der Mitglieder der linken Parteien in Rumänien sind 
leider keine verlässlichen Angaben erhältlich, dies gilt selbst für die PDS als lange etablierte 
Parlamentspartei. Diese Informationslücke ist jedoch im rumänischen (eventuell sogar 
osteuropäischen) Kontext wenig verwunderlich, denn derlei Daten sind für keine Partei zugänglich. 
Dies liegt unter anderem daran, dass Parteien generell jenseits der FunktionsträgerInnen eine sehr 
schwache Mitgliederbasis aufweisen und Mitgliedsbeiträge sowie deren regelmäßige Einzahlung eher 
einen symbolischen Wert haben. Zudem ist eine Kultur des innerparteilichen Dialogs mit den 
Mitgliedern über verschiedene lokale und regionale Ebenen nicht etabliert. Als eine Hinterlassenschaft 
des kommunistischen Regimes unter Ceauşescu mag in dieser Hinsicht auch die »Freiheit« von 
politischer Partizipation, die nicht selten einen formalen, theatralischen Zug durch perfekte 
Inszenierungen hatte. Die Kommunistische Partei Rumäniens (PCR) war im Vergleich zu den 
Schwesterparteien in anderen Ländern immer eine starke Mitgliederpartei, zuletzt hatte die Partei ca. 4 
Millionen Mitglieder.467 Nach einer aus dieser Sicht nutzlosen Parteimitgliedschaft in der PCR ist die 
Nicht-Mitgliedschaft eine Errungenschaft. Die geringe Zahl der Parteimitglieder hat in Rumänien 
letztlich ähnlichen Entwicklungstendenzen Vorschub geleistet, wie sie auch in anderen west- und 
osteuropäischen Ländern zu beobachten sind: Eine abnehmende beziehungsweise geringe Bedeutung 
der Parteimitglieder geht mit einem Prozess der Professionalisierung der Parteieliten einher. Die 
Parteien entwickeln Organisationsstrukturen, die auch ohne Mitglieder funktionieren. Durch die 
Kommerzialisierung der Parteien gewinnen andere Interessengruppen und Unternehmen an Einfluss 

                                                
466 Siehe Fußnote 2. 
467 Stoica 2006, 457 f. 
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auf die Parteien. Die Tatsache, dass die gesellschaftliche Verankerung der Parteien nicht über die 
Mitglieder entwickelt werden kann, führt letztlich dazu, dass die Parteieliten selbst – insbesondere in 
der Phase des Wahlkampfes – an die Wählerschaft heranrücken.468 Wahlkampfgeschenke und die 
Bereitstellung von Kompensationsleistungen und Clubgütern werden dann für die Parteien zu 
erfolgreichen Strategien, dieses Kommunikationsdefizit zu überbrücken.  
 
Dennoch können anhand verfügbarer Umfragedaten Aussagen zum WählerInnenpotential der linken 
Parteien gemacht werden: Die Wahlergebnisse seit Beginn der 1990er Jahre und Umfragen belegen, 
dass einerseits die Zustimmung für linke Positionen bei BürgerInnen gering, andererseits das 
WählerInnenpotential für die linke Mitte vergleichsweise hoch und stabil ist.  
 
Tab. 1: Selbstpositionierung der BürgerInnen 

 links 2 3 4 5 6 7 8 9 rechts  
Frauen 4,3 2,7 4,7 3,5 36,8 19 7,4 8,9 3,1 9,7 100% 
Männer 6,4 3,2 5 5,6 26,8 18,3 10,9 10,3 5 8,5 100% 
total 5,5 3 4,9 4,7 30,9 18,6 9,4 9,8 4,3 9 100% 
Quelle: European Values Survey Romania (1999–2004); eigene Berechnungen. N = 635. Angaben in 
Prozent. 
 
Lediglich 5,5 Prozent der BürgerInnen in Rumänien verorten sich selbst als links im politischen 
Spektrum, wobei der Anteil der Männer etwas größer ist als der der Frauen. Rund ein Drittel der 
Befragten ordnen sich der linken Mitte zu, wobei hier der Anteil der Frauen bei 36,8 Prozent liegt, 
jener der Männer bei 26,8 Prozent (siehe Tab. 1). Insgesamt betrachtet ist also davon auszugehen, dass 
rund die Hälfte der WählerInnen mit linken bzw. sozialdemokratischen Positionen sympathisiert.  
Während bei Wahlen die Koalitionen der linken Mitte tatsächlich oft den höchsten Stimmenanteil aller 
Parteien erzielten, konnten linke Parteien wie die Partei der Sozialistischen Allianz (PAS) und die 
Volkspartei der sozialen Sicherung (PPPS) allerdings nur sehr wenige Stimmen auf sich vereinigen 
(Abb. 1),469 Seit den founding elections 1990 ist zwar ein kontinuierlicher Rückgang des linken 
Wählerspektrums zu verzeichnen, dennoch fand die politische Linke stets die Zustimmung bei > 30 
Prozent der WählerInnen. Die artikulierten politischen Präferenzen der BürgerInnen spiegeln sich 
insofern in den Wahlergebnissen wider, in denen die linke Mitte eine dominante Rolle spielt. Der 
Linken hingegen gelingt es bislang nicht, ihr politisches Mobilisierungspotential auszuschöpfen. Die 
parteipolitisch organisierte Linke in Rumänien ist durch die Zeit vor 1989 stark diskreditiert. Das führt 
zu dem Paradox, dass die Selbstpositionierung als »links« zwar schwach ausgeprägt ist, teilweise aber 
linke Politiken großen Zuspruch erfahren. Dies wird beispielsweise in den politischen Einstellungen 
der BürgerInnen zu Einkommensunterschieden erkennbar: Die Privatisierung und wirtschaftliche 
Transformation führte auch in Rumänien zu einer dramatischen Vergrößerung der Einkommensunter-
schiede. Die große Mehrheit der BürgerInnen erachtet diese Einkommensunterschiede als ungerecht 
und vertritt die Meinung, dass der Staat in der Pflicht sei, Kontrolle auf Firmen auszuüben, die Renten 
zu sichern sowie die Bildungschancen zu erhöhen (Tab. 2). 
 
Tab. 2.: Aufhebung der großen Einkommensunterschiede 

 sehr wichtig (1) 2 3 4 überhaupt 
nicht wichtig 

Frauen 43,1 43,1 8,1 3,8 1,9 
Männer 45,7 38 8,5 4,7 3,2 
total 44,4 40,5 8,3 4,3 2,6 
Quelle: European Values Survey Romania (1999–2004); eigene Berechnungen. N = 1052. Angaben in 
Prozent. 
 

                                                
468 de Nève 2008, 288 f. 
469 Bei den Parlamentswahlen 2008 gewann die PAS 585 gültige Stimmen (0,008 %), die PPPS 8388 gültige 
Stimmen (0,12 %) von 6886794 gültigen Stimmen für das Unterhaus. Vgl.  
http://www.becparlamentare2008.ro/rezul/COMUNICAT_PRAG.pdf, Zugriff am 3.3.2010.  
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Abb. 1: Wahlergebnisse linker Parteien bei Parlamentswahlen seit 1990 

 
 
Quelle: Autengruber 2006, 169-180; Olteanu 2008: 165. 
 
Die Wahlerfolge der Sozialdemokratischen Partei Rumäniens (PSD) beruhen zum einen auf den 
überdurchschnittlich hohen Stimmenanteilen im Osten und Südosten des Landes (Moldova, Muntenia, 
Oltenia und Dobrogea). Zum anderen gelingt es ihr, WählerInnen aller Generationen anzusprechen: 
Ein Viertel der JungwählerInnen (18 bis 29 Jahre) wählt die PSD (25,2 Prozent), der Anteil der älteren 
Generation (> 60 Jahre) liegt bei 39,2 Prozent.470 Bei anderen linken Parteien, insbesondere der Neuen 
Kommunistischen Partei (nPCR), ist hingegen eine deutliche Überalterung der Anhängerschaft zu 
verzeichnen. 
 
Die letzten Parlamentswahlen fanden im November 2008 statt. Die PSD trat, wie schon 2004471 in 
einer Wahlallianz mit der Konservativen Partei (PC – Partidul Conservator) zur Wahl an. Diese power 
seeking coalition, die programmatisch extrem heterogen ist, wird nicht zuletzt durch die Tatsache 
erklärt, dass der Parteigründer der PC, Dan Voiculescu, zahlreiche Fernsehsender besitzt. Die 
konservative Partei (PC) war zwar die einzige Partei mit einer weiblichen Parteivorsitzenden (bis zum 
1. 3. 2010), diese agiert jedoch voll und ganz im Auftrag Voiculescus. Dass es sich hierbei um ein 
Bündnis zweier sehr ungleicher Partner handelt, wird auch daran erkennbar, dass die PSD 110 von 114 
Mandaten in der Abgeordnetenkammer und 48 von 49 Mandaten im Senat gewann. Der 
Sozialistischen Partei blieb hingegen bei dieser Wahl erneut ein Erfolg versagt, was zweifellos nicht 
nur mit ihrer organisatorischen Schwäche, sondern auch mit ihren programmatischen Angeboten 
zusammenhängt. Zudem wurde das Wahlrecht geändert und das Mehrheitswahlrecht mit einigen 
Komponenten des Verhältniswahlrechts eingeführt. Die Kandidaten der PAS dürften den meisten 
WählerInnen eher weniger bekannt gewesen sein.  

                                                
470 Biroul de Cercetări Sociale: Sondaj de opinie publică, 10–14 noiembrie 2008.  
471 Für einen Überblick über die Wahlergebnisse der Parlamentswahlen 2008 vgl.  Biroul Electoral Central, 
http://www.becparlamentare2008.ro/, Zugriff am 2.3.2010. Bei den Wahlen 2004 wurde im Vorfeld zwischen 
der PSD und der PC ausgehandelt, dass die PC 30 Sitze im Parlament erhalten wird, unabhängig vom 
Wahlausgang. Sie wechselte daraufhin nach den Wahlen die Seiten und schloss sich einer Regierung mit den 
anderen Parteien an. Vgl. Olteanu 2008, 157. 
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Im Laufe der Legislaturperioden kommt es in Rumänien zu relativ starken Veränderungen der 
parlamentarischen Fraktionen, nicht nur weil einzelne Abgeordnete ihr Mandat aufgeben, sondern 
auch weil häufige Wechsel zu anderen Fraktionen beziehungsweise Parteien stattfinden.472 So war 
rund zwei Jahre nach den letzten Parlamentswahlen die Fraktion der PSD+PC Allianz auf nur mehr 
101 Mandate geschrumpft, davon 2 Vertreter der PC und 99 der PSD, im gesamten Parlament von 163 
auf 145 (davon 3 PC). 
Eine erfrischende Abwechslung brachten die Präsidentschaftswahlen im Herbst 2009 mit sich, als die 
Partei der Grünen (PV – Partidul Verde) einen eigenen, sehr unkonventionellen Präsidentschaftskan-
didaten in das Rennen schickte. Remus Cernea zeichnete sich durch lange Haare und Alltagskleidung 
aus und passte daher nicht in das sehr einheitliche Bild eines rumänischen Politikers mit Schlips und 
Anzug. Zudem stellte er damit einen Kontrast zum in der öffentlichen Wahrnehmung weit verbreiteten 
Bild des auf eigenen Profit ausgerichteten Politikers dar. Er forderte das politische System heraus, 
indem er die formalen Partizipationswege stark für sich nutzte und immer wieder versuchte, in 
geschlossenen Debatten der aussichtsreichen Präsidentschaftsanwärter Gehör zu finden. Dies brachte 
ihm eine relativ hohe mediale Wahrnehmung, wenn auch nur einen geringen Wahlerfolg (0,62 
Prozent).473 Seine Partei vertritt klassische ökologische Themen, ist in wirtschaftspolitischer Hinsicht 
konservativ (Privatisierung, wenig staatliche Wirtschaftsbeteiligung), wenn auch mit ökologischem 
Anspruch. Mit der sozialpolitischen Forderung nach Mindestlohn (350 Euro) und einer Mindestrente 
(200 Euro) werden recht hohe Maßstäbe für Rumänien angelegt, die klar einer linken Ausrichtung 
zugeschrieben werden können. Diese werden aber parallel mit der Forderung nach »Kontrolle« zum 
Schutz vor Sozialmissbrauch verknüpft. Ein weiterer linker Präsidentschaftskandidat war Sorin 
Oprescu, ehemaliges Mitglied der PSD, der aus der Partei austrat, da diese ihm nicht die Unterstützung 
für seine Kandidatur als Bürgermeister von Bukarest gewährte. Als unabhängiger Kandidat wurde er 
jedoch zum Bürgermeister gewählt. Bei den Präsidentschaftswahlen konnte er allerdings immerhin 
3,18 Prozent474 der Stimmen auf sich vereinen. Der Kandidat der PAS, Constantin Rotaru, wurde 
öffentlich kaum wahrgenommen und erreichte 0,44 Prozent475 der Stimmen. Ein weiterer Kandidat 
einer grünen Partei (PER – Partidul Ecologist Român), erhielt 0,23 Prozent476 der Stimmen. Diese Par-
tei kann jedoch nicht als links gewertet werden. Ihr Programm ist sehr widersprüchlich, jedoch stark 
wirtschaftsliberal. Der erfolgreichste linke Kandidat, Mircea Geoană, verlor im zweiten Wahlgang nur 
knapp gegen den amtierenden Präsidenten Traian Băsescu. 

Koalitionsverhalten der PSD 
 
Die linken Parteien im rumänischen Parlament weisen ein pragmatisches bis opportunistisches 
Koalitionsverhalten auf, insbesondere die starke Position der Sozialdemokratischen Partei Rumäniens 
(PSD – Partidul Social Democrat) ermöglichte es in den vergangenen Jahren, vielfältige Koalitions-
optionen zu nutzen. So koalierte sie etwa von 1992 – 1996 mit rechtspopulistischen-radikalen 
Parteien477 und ging 2004 und 2008 Wahlbündnisse mit der Humanistischen Partei Rumäniens (PUR – 
Partidul Umanist Român)478 ein, die als wirtschaftsliberal und wertkonservativ zu bezeichnen ist. Im 
Jahre 2000 schaffte es die PSD, eine Minderheitenregierung zu bilden. Zwar erhielt sie nur 36,6 
Prozent der Stimmen, jedoch 44,9 Prozent der Sitze. Die fehlenden Sitze zur Mehrheit rekrutierten 
sich nach und nach aus Abgeordneten anderer Parteien, die sich der PSD anschlossen. Während der 
Legislaturperiode 2004 – 2008 unterstützte sie nach dem Bruch der Mitte-Rechts-Koalition die 
Minderheitenregierung der Nationalliberalen Partei. Ein Bündnis mit der Demokratischen Partei (PD), 
welche der PSD am nächsten lag, kam allerdings aufgrund der personellen Rivalitäten nicht zustande. 
Erst 2008 und nach dem erwähnten programmatischen Wandel der PD regierte ein Bündnis aus der 

                                                
472 Roth, de Nève 2002, 192. 
473 http://www.bec2009p.ro/Documente%20PDF/Rezultate/.pdf, Zugriff am 3.3.2010. 
474 Ebenda. 
475 Ebenda. 
476 Ebenda. 
477 Die Partei hieß damals noch Demokratische Front der Nationalen Rettung (FDSN). Koalitionspartner auf 
exekutiver und legislativer Ebene waren u. a. die Partei der Nationalen Rumänischen Einheit (PUNR) und die 
Großrumänienpartei (PRM). 
478 Heute Konservative Partei (PC), vergleiche auch FN 14. 
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Sozialdemokratischen Partei Rumäniens (PSD) und Liberaldemokratischen Partei (PD-L – Partidul 
Democrat-Liberal) 479, das allerdings vor den Präsidentschaftswahlen im Dezember 2009 zerbrach. 
Dieses neue Bündnis der politischen Mitte war der Beweis dafür, dass das über die letzten zwei 
Jahrzehnte konstruierte und instrumentalisierte cleavage von Post- und Antikommunisten an Wir-
kungsmacht verloren hat. Denn in personeller Hinsicht rekrutierten sämtliche Parteien des rumä-
nischen Parteiensystems eine Mischung aus neuen Eliten und ehemaligen Mitgliedern der Kommu-
nistischen Partei. Das zuweilen opportunistische Koalitions-verhalten der vergangenen Jahre ist 
außerdem ein Indiz dafür, dass bei diesen Bündnissen eher die Bildung von Mehrheiten (office 
seeking coalitions), weniger jedoch programmatische Ziele von vordergründiger Bedeutung waren. 
Aktuell befindet sich die PSD wieder in der Opposition. Ihr Präsidentschaftskandidat Mircea Geoană 
wurde im zweiten Wahlgang von der Nationalliberalen Partei unterstützt und lag um nicht einmal 
einen Prozentpunkt hinter dem Amtsinhaber Traian Băsescu (50,34 Prozent zu 49,66 Prozent).480 
Bei dieser Wahl zeichnete sich allerdings ein interessantes Wahlverhalten ab, und zwar in Bezug auf 
die Wahlkreise im Ausland bzw. Inland. Während der aktuelle Präsident Traian Băsescu über-
durchschnittlich gut im Ausland abschnitt, konnte der sozialdemokratische Kandidat Mircea Geoană 
bei den inländischen Wahlkreisen eine Mehrheit auf sich vereinen.481 Dieser Unterschied war letzt-
endlich wahlentscheidend.  
Der außerparlamentarischen Linken gelingt es aufgrund der schon erwähnten organisatorischen 
Schwäche und der mangelnden Unterstützung seitens der BürgerInnen nicht, auf die relevanten 
politischen Entscheidungsprozesse Einfluss zu nehmen.  

Die programmatische Ausrichtung der Linken  

Die programmatische Ausrichtung der politischen Linken in Rumänien ist jenseits der traditionell 
nationalen Orientierung sämtlicher Parteien im Wesentlichen von einigen thematischen Schwerpunk-
ten geprägt, die zuweilen auch zu Konflikten innerhalb des eigenen politischen Lagers führen: (i) 
Privatisierung und Arbeitsmarktpolitik, (ii) Europäische Union, (iii) Gleichstellungspolitik (iv) 
advocacy für spezifische Gruppen sowie (v) Religion 
 
(i)Privatisierung und Arbeitsmarkt  
Während sich die Sozialdemokratische Partei Rumäniens (PSD – Partidul Social Democrat)482 
Anfang der 1990er Jahre noch für einen graduellen Weg einsetzte und lediglich eine Teilprivatisierung 
der Staatsbetriebe anstrebte, steht die Partei heute für soziale Marktwirtschaft und lehnt eine 
Regulierung des Arbeitsmarktes weitestgehend ab. Dennoch, und dies wurde bereits beim 
Koalitionsverhalten der PSD deutlich, muss eine große Diskrepanz zwischen Programmatik und 
Agieren konstatiert werden. Die PSD hat ab 2000 maßgeblich eine neoliberale Wirtschaftspolitik, auch 
als Minderheitenregierung, durchgesetzt. Gegen viele der hohen Parteifunktionäre und ehemaligen 
Minister werden (noch nicht finalisierte) gerichtliche Untersuchungen oder Prozesse wegen 
Korruption geführt. Die PSD gilt nicht selten als korrupteste Partei, welche zudem in den Regionen 
ihre »lokalen Barone« installiert hat.483 Andere Parteien sind natürlich nicht von diesem Phänomen 
ausgenommen, dennoch steht dies in einem besonderen Gegensatz zu der ursprünglich 
kapitalismuskritischen Haltung der Partei. Die außerparlamentarische Linke fordert die Kontrolle bzw. 
Abschaffung der freien Marktwirtschaft sowie den Ausbau der staatlichen Beschäftigungspolitik.  
 
(ii) Europäische Union  
Die Sozialdemokratische Partei Rumäniens (PSD) hat ihre ursprünglichen Bedenken bezüglich einer 
EU-Mitgliedschaft überwunden und in der Zeit ihrer Regierungsverantwortung den Integrations-

                                                
479 Die Partei hieß früher Front der Nationalen Rettung (FSN) bzw. Sozialdemokratische Union (USD) bzw. 
Demokratische Partei (PD). 
480http://www.bec2009p.ro/Documente%20PDF/Rezultate/Rezultate%20finale%20turul%20II/PV%20BEC%20
Turul%20II. pdf, Zugriff am 3.3.2010. 
481Eigene Berechnungen nach Angaben auf http://www.bec2009p.ro/Procese%20verbale%20Presedinte-
Turul%20II.html, Zugriff am 3.3.2010. 
482 Damals noch Front der Nationalen Rettung (FSN) bzw. Demokratische Front der Nationalen Rettung (FDSN). 
483 Olteanu 2007. 
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prozess wesentlich vorangetrieben. Für die außerparlamentarische Linke ist die Debatte um die 
Europäische Union entweder kein Gegenstand (nPCR) oder sie betont, dass die Verwirklichung der 
programmatischen Ziele in Zusammenarbeit und im Einklang mit den anderen europäischen Ländern 
erfolgen soll. Lediglich die Partei der Sozialistischen Allianz (PAS) verweist darauf, dass sie ein 
Europa der Nationen anstrebt und artikuliert damit indirekt auch Kritik an der Europäischen Union als 
Institution. Insbesondere in diesen zwei Politikfeldern werden also die programmatischen 
Unterschiede und Ähnlichkeiten zwischen der etablierten Sozialdemokratie einerseits und der 
außerparlamentarischen Linken andererseits erkennbar. 
 
(iii) Gleichstellungspolitik  
Darüber hinaus ist es das Verdienst der sozialdemokratischen Linken, dass sie sich für 
Gleichstellungspolitik einsetzt. Während das politische System in Rumänien weiterhin stark von 
Männern dominiert wird, hat die Sozialdemokratische Partei Rumäniens (PSD) in ihren Statuten eine 
proportionale Beteiligung der Frauen in politischen Ämtern festgeschrieben, die mindestens 25 
Prozent betragen soll. Allerdings bleibt die Partei derzeit noch hinter ihren eigenen Zielvorgaben, denn 
lediglich zwei der 14 Vizepräsidenten der Parteileitung sind weiblich. Die PSD ist in den beiden 
Kammern des rumänischen Parlaments mit einem überdurchschnittlich hohen Frauenanteil vertreten, 
der in absoluten Zahlen dennoch sehr gering ist: Aktuell sind im Abgeordnetenhaus 14 Prozent der 
PSD-Abgeordneten (Durchschnitt 11,4 Prozent), im Senat acht Prozent (Durchschnitt 5,8 Prozent) 
Frauen. Auf Bestreben einer Parlamentarierin der PSD wurde 2000 erstmalig eine parlamentarische 
Kommission für die Chancengleichheit von Frauen und Männern eingerichtet. Bei der letzten 
Regierungsbeteiligung (2008 – 2009) besetzte die PSD allerdings nur einen ihrer neun Ministerposten 
mit einer Frau. Der Regierungspartner, die PD-L, besetze ebenso lediglich zwei der insgesamt 11 
Posten mit Frauen. In der aktuellen PD-L/UDMR484-Regierung ist nur noch eine Ministerin vertreten. 
Diese zögerliche Haltung gegenüber Frauen in der Politik spiegelt sich auch in Umfragen wider. So 
stimmten der Aussage »Männer sind die besseren politischen Führer« 55 Prozent der Befragten (sehr) 
zu485. Gesellschaftlicher Wertekonservatismus ist, wie man hier exemplarisch sieht, recht stark 
ausgeprägt.  
 
(iv) advocacy für spezifische Gruppen 
Jenseits der Geschlechterpolitik besteht insbesondere für die Linke die Chance darin, künftig die 
Interessen politisch, wirtschaftlich und sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen zu artikulieren. So 
fordert etwa die Volkspartei der sozialen Sicherung (PPPS – Partidul Popular şi al Protecţiei Sociale) 
den »Stopp des Genozids an den RentnerInnen« und verlangt weitreichende Maßnahmen zu deren 
sozialer Sicherung. Dies deckt sich sehr schön mit dem Parteilogo, einem aufgespannten Regenschirm. 
Auffällig ist zudem, dass neben der deklarierten Ablehnung jeglicher Form von Diskriminierung eine 
nationalistische Tendenz mitschwingt, wenn etwa über die autochthone Wirtschaft oder den 
potenziellen Kontrollverlust in Transsilvanien gesprochen wird sowie Sanktionen gegen Personen 
ethnischer Minderheiten und Rumänen gefordert werden, welche das Land beleidigen, bzw. das 
Singen von Nationalhymnen und das Anbringen von (nicht rumänischen) nationalen Symbolen 
verboten werden soll. Kooperationen mit der Demokratischen Partei der Ungarn sind weder für linke 
noch für rechte Parlamentsparteien problematisch, ausgenommen für die extremistische Partei 
Großrumänien (PRM – Partidul România Mare), die aktuell aber nicht mehr im Parlament vertreten 
ist. Eine weitere rumänische Besonderheit ist, dass anerkannte ethnische Gruppen einen erleichterten 
Zugang zum Parlament in Form eines Vertreters haben. Zurzeit sind 18 Abgeordnete von 
Minderheiten im Parlament vertreten, die traditionell mit der Regierungsmehrheit stimmen. Die 
Integration von MigrantInnen oder AsylbewerberInnen spielt in Rumänien (noch) eine untergeordnete 
Rolle, denn bisher war Rumänien vor allem von extremer Emigration (und brain drain) nach 
Westeuropa betroffen. Die sehr große und heterogene Gruppe der AuslandsrumänInnen wurde als 
Wählerklientel bisher von keiner Partei besonders angesprochen und stellte erst bei den Präsident-

                                                
484 Demokratische Union der Ungarn. Diese Partei steht der ungarischen Minderheit nahe und hat daher ein breit 
gefasstes politisches Programm. 
485 European values Survey Romania (5th wave 2005). 
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schaftswahlen 2009, wie erwähnt, eine wahlentscheidende kritische Masse zugunsten der Mitte-
Rechts-Parteien.  
Andere Themen werden in Rumänien von linken (und rechten) Parteien schlicht ausgeblendet. Die 
Diskriminierung von Roma, Behinderten sowie die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Partner-
schaften sind mehr oder minder komplett tabuisiert.  
 
(v) Religion 
Sehr überraschend und daher erwähnenswert ist der Zugang zu Religion von linken Parteien.  
So setzt sich die PPPS für ein friedliches Miteinander der (etablierten) christlichen Religionen und 
gegen die Verbreitung von Sekten ein. Sie sieht sich ebenso in der Rolle eines Mediators zwischen der 
orthodoxen und katholischen Kirche.486 Auch die PAS thematisiert die Kirche nicht nur als Teil des 
sozialen Dialogs, sondern betont in einem besonderen Absatz ihre Rolle bei der Bewahrung der 
»kulturellen Identität« und »nationalen Spiritualität«. Sie schreibt ihr eine systemerhaltende Rolle 
durch moralische Ideen und patriotische Gefühle zu, die sie bei den Gläubigen stärkt.487 Die PSD geht 
in ihrem Programm weniger blumig auf die Rolle der Kirche ein, bekräftigt aber die Integration von 
Kirche in das Bildungs- und Forschungswesen.  
Diese Bedeutung von Religion bei der extremen und sozialdemokratischen Linken ist eine Beson-
derheit, die sich aus der nationalstaatlich organisierten Orthodoxie ableitet, welche traditionell enge 
Kontakte zur politischen Elite unterhält (egal zu welcher Zeit und unter welcher Regierungsform). 
Hier verschmelzen religiöse und nationale Komponenten sehr stark. Zudem spielt die Institution 
Kirche sowie Religiosität eine zentrale Rolle für einen Großteil der Bevölkerung. In dieser Hinsicht 
war der erwähnte grüne Präsidentschaftsanwärter Remus Cernea ein Novum, da er die strikte 
Trennung zwischen Kirche und Staat forderte und auf flächendeckendes Unverständnis traf.  
 
Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass insbesondere die Sozialdemokratische Partei Rumäniens 
(PSD) immer wieder durchaus relevante Reformprozesse anstößt, beispielsweise zum Dialog mit 
gesellschaftlichen linken Kräften488 und zur Gleichstellungspolitik auffordert. Dies unterscheidet sie 
grundlegend von den anderen etablierten Parteien. Diesen Reformprozessen stehen allerdings zuweilen 
der gesellschaftliche Wertkonservatismus sowie der Widerstand in der eigenen Partei entgegen. Dies 
führt unter anderem dazu, dass die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften, die 
Diskriminierung der Roma und andere gesellschaftspolitisch relevante Fragen von der Linken nicht 
thematisiert werden.  
 
Innerparteiliche Demokratie  
 
Die PSD war bisher der einzige Impulsgeber bezüglich der innerparteilichen Demokratie.489 Auch in 
der PD-L gab es von Seiten der Intellektuellen der Partei (Monica Macovei und Cristian Preda, beides 
Parlamentarier im Europäischen Parlament) den Versuch eines öffentlichen Diskurses über 
Ausrichtung, Zielsetzung und Nominierungsverfahren, der aber schnell abgeschmettert wurde. Das 
neue Mehrheitswahlgesetz änderte etwas die Logik der Nominierungen, da ein/e KandidatIn pro Partei 
in einem Stimmbezirk antritt. Die vorherigen Wahllisten sind damit abgeschafft. Nach den ersten 
Wahlen, die nach diesem neuen Gesetz durchgeführt wurden, ist die Kritik laut, sodass eine 
Überarbeitung vor den nächsten Wahlen recht wahrscheinlich ist. Die innerparteiliche Diskussion, 
nicht nur in Bezug auf Postenbesetzungen, bleibt in vieler Hinsicht lediglich ein Vorhaben innerhalb 
de PSD. Dies zeigte sich im Vorfeld des letzten Parteikongresses. So stand der Parteivorsitzende 
Geoană nach dem knappen Wahlverlust bei den Präsidentschaftswahlen erheblich unter Druck, und 
potenzielle Nachfolger brachten sich in Position. Auffällig ist zum einen auch hier die ausschließlich 
männliche Dominanz der Kandidaten um den Parteivorsitz. Sehr problematisch ist und medial zudem 
stark thematisiert, dass im Vorfeld eine Selektion der potenziellen Delegierten stattfand. Insgesamt 
                                                
486 http://www.ppps.ro/program.html, Zugriff am 3.3.2010. 
487 http://www.pasro.ro/index.php/program, Zugriff am 3.3.2010. 
488 2008 trat die PSD in einen neuen gesellschaftlichen Dialog mit linken Kräften, um die Partizipation der 
BürgerInnen jenseits der Wahlen anzuregen. 
489 Im Kontext der Parlamentswahlen 2004 etablierte die PSD ein neues innerparteiliches Auswahlverfahren zur 
Nominierung der KandidatInnen. Leider wurde es nicht strikt durchgehalten. 
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wurden von allen Seiten innerhalb der PSD Varianten diskutiert, welche den Selektionsprozess gefähr-
deten und die Wahl damit manipulierbar wirkte. Dies ist ein besonders verhängnisvolles öffentliches 
Signal, nicht zuletzt, weil Wahlbetrug ein Vorwurf war, den die PSD im Rahmen der Präsident-
schaftswahlen formulierte. Weiterhin ist extrem problematisch, dass die unterschiedlichen Kandidaten 
keine programmatischen Gegensätze herausarbeiteten. Programmatische Aushandlungs- und Verstän-
digungsprozesse werden weit hinter das Personalkarussell zurückgestellt. Die Personen, die zur Wahl 
standen, zeichneten sich eher durch verschiedene Verbindungen zu und Verpflichtungen gegenüber 
regionalen Parteiklientelen aus. Am 20. Februar 2010 wurde überraschend Victor Ponta, 38 Jahre alt, 
mit knapper Mehrheit zum neuen Präsidenten der Partei gewählt, während die meisten Parteiämter mit 
Vertrauten des ehemaligen PSD-Präsidenten Geoană besetzt sind. Er kündigte frischen Wind und eine 
stärkere Orientierung an der Parteibasis sowie der regionalen Strukturen an. Man darf gespannt sein. 
Eine Person, Cristian Diaconescu, trat zehn Minuten vor der Abstimmung von seiner Kandidatur 
zurück. Es stellte sich heraus, dass er im Vorfeld beschattet wurde und man kompromittierendes 
Material zusammengetragen hatte. Er ist inzwischen aus der Partei ausgetreten und hat sich im Parla-
ment dem Pool der unabhängigen Kandidaten angeschlossen, der überwiegend aus früheren PSD-
Mitgliedern besteht. Einige BeobachterInnen vermuten, dass sich eine neue linke Partei bilden könnte. 
Dies bleibt abzuwarten. Letztendlich haben in den letzen Jahren die Versuche von Parteineugrün-
dungen lediglich zur Absorption dieser Gruppen (oder zentraler Personen) in bestehende parlamen-
tarische Parteien geführt.  

Die Linke und die EU  
 
Von der Sozialdemokratie gehen wichtige Impulse für die europäische Nachbarschaftspolitik aus. So 
tritt sie speziell für ein stärkeres europäisches Engagement in der Republik Moldau ein, insbesondere 
mit dem Ziel, den Prozess einer EU-Mitgliedschaft des Nachbarlandes zu unterstützen. Ebenso zentral 
sind die Beziehungen zu Ländern der europäischen Peripherie, insbesondere zur Ukraine und 
Georgien, sowie die Beziehungen zur Schwarzmeerregion. Diese Prozesse regionaler Integration und 
Kooperation haben allerdings an besonderer Dynamik gewonnen und werden sich in Zukunft prioritär 
auf der Agenda der Europäischen Union finden, wie etwa die neue Donauraumstrategie vermuten 
lässt. Die EU wird sich hier verstärkt engagieren müssen, und Rumäniens Linke könnte vermittelnd 
agieren.  
 
Allerdings, und dies gilt wiederum für das gesamte rumänische Parteienspektrum, hat Rumänien noch 
keine proaktive Europapolitik aufzuweisen. Mitunter fehlen auch die Impulse für eine eigene 
Europapolitik aus den Parteien. Darüber hinaus sind die Parlamentarier, die ins europäische Parlament 
gewählt werden, innenpolitisch recht umstritten.490 Nach dem langen Warten auf die Mitgliedschaft, 
verbunden mit der bestehenden halbjährlichen Evaluation Rumäniens durch die Europäische 
Kommission, reagiert man empfindlich auf Anforderungen, die an das Land herangetragen werden. 
Die Linke muss sich hier also noch deutlich emanzipieren.  

Fazit 
 
In Rumänien hat sich nach dem Sturz des Ceauşescu-Regimes ein grundlegender Wandel des 
politischen Systems vollzogen, der auch eine Neuorientierung der Linken erforderlich macht. Die 
Suche nach einer neuen Identität gestaltet sich aufgrund der spezifischen Strukturen des alten 
Herrschaftssystems auch für die Linke problematisch, da sozialistische beziehungsweise kommu-
nistische Ideale im sultanistischen Regime Nicolae Ceauşescus lediglich eine nachrangige Rolle 

                                                
490 Hier ist vor allem hervorzuheben, dass die politisch eher unerfahrene Tochter des Präsidenten durch massive 
Unterstützung der Parteiorganisationen der PD-L als unabhängige Kandidatin in das europäische Parlament 
einzog und sich dann der Fraktion der europäischen Volksparteien anschloss. Dies führte zu einiger 
Verstimmung innerhalb der eigenen Partei. Die rechtsextreme Partei Großrumänien hat 2008 zwar den Einzug 
ins nationale Parlament verpasst, hat aber 3 Abgeordnete im europäischen Parlament. Neben Corneliu Vadim 
Tudor, dem Parteivorsitzenden, kam über diesen Weg auch George Gigi Becali (Partei Neue Generation – 
Christlich-Orthodox in das Parlament.), der für seine ultrakonservativen und fundamentalistischen Positionen 
bekannt ist. Die sozialdemokratische Fraktion stellt im europäischen Parlament einen guten Querschnitt dar.  
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spielten. Insofern verlief die Auseinandersetzung mit dem Erbe des alten Regimes in Rumänien, 
übrigens auch in Bezug auf die Aktivitäten der Securitate, anders als in anderen Ländern der Region. 
Die Strategie der Front der Nationalen Rettung (FSN), sich nicht als Nachfolgepartei, sondern als 
revolutionäre Bewegung zu definieren, war politisch sehr erfolgreich – selbst wenn die BürgerInnen 
und die parteipolitische Konkurrenz diesen selbstinszenierten Revolutionsmythos nicht teilten. 
Linke Parteien gehörten zu den zentralen Akteuren der politischen Transformation. Die Front der 
Nationalen Rettung (FSN) war die zentrale Kraft, welche die politischen und wirtschaftlichen 
Transformationsprozesse maßgeblich mitgestaltete und die Konsolidierung des demokratischen 
Systems in Rumänien förderte. Aufgrund der historischen Tatsache, dass sich Rumänien bereits relativ 
früh aus den engen Banden des Warschauer Paktes gelöst hatte, und aufgrund des schnellen Prozesses 
der Sozialdemokratisierung der Partei war die Zustimmung für den Integrationsprozess in die 
Europäische Union sowohl für die Linke als auch für die BürgerInnen weit größer und 
unproblematischer als in anderen Beitrittsländern.  
Auch wenn die Sozialdemokratische Partei (PSD) heute nicht mehr als prädominanter Akteur des 
Parteiensystems auftritt und die Fragmentierung der Linken sich auch im außerparlamentarischen 
Bereich fortsetzt, ist sie dennoch eine der wichtigsten Parteien in der tripolaren Wettbewerbsstruktur 
und zweifellos jene Partei, die über die stärksten parteiinternen Organisationsstrukturen verfügt. Trotz 
dieser politischen Erfolge befindet sich die Linke nach wie vor in einer strukturellen Krise, die zum 
Teil mit den spezifischen Ausprägungen des rumänischen Parteiensystems zusammenhängt, etwa mit 
der programmatisch-ideologischen Schwäche aller Parteien, dem opportunistischen Bündnisverhalten 
und den ständig wechselnden Regierungen. Zum Teil liegt die Schwäche im gesellschaftlichen Desin-
teresse an (politischer) Partizipation, sodass alternative linke Parteien und Bewegungen leider als ab-
solut bedeutungslos anzusehen sind. Die Linke wird in ihrer Gesamtheit von der sozialdemokratischen 
PSD im Parlament vertreten. Zum aktuellen Zeitpunkt ist nicht zu erwarten, dass sich eine andere 
Konkurrenz im linken Spektrum etablieren wird, obwohl bestimmte linke Themen durchaus auf 
breitere Zustimmung der BürgerInnen treffen.  
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Cem Sey 
Auf der Suche nach Einheit – Linke in der Türkei 
 
Einleitung 
 
Die politische Linke in der Türkei wurde nach dem Militärputsch im Jahre 1980 zerschlagen. 
Versuche, sich nach 1989 neu zu organisieren, führten zur Gründung einer großen Zahl von kleinen 
Gruppen und Parteien, die sich untereinander nicht vertragen konnten. Immer wieder wurden die 
ohnehin kleinen Gruppen weiter gespalten. Es entstand eine extrem fraktionierte linke Szene. Die 
Linken, die sich dieser Fraktionierung immer bewusst waren, waren stets bestrebt, die immer kleiner 
werdenden Gruppen wieder zusammenzuführen und somit die Linke wieder erstarken zu lassen. 
Dennoch spitzte sich die Lage zu, und im Jahr 2009 scheiterte schließlich die Partei der Freiheit und 
Demokratie (ÖDP – Özgürlük ve Demokrasi Partisi), das bis dahin erfolgreichste Beispiel linker 
Fusionsprojekte. Im selben Jahr erfolgte auch das Verbot der kurdischen Partei der Demokratischen 
Gesellschaft (DTP – Demokratik Toplum Partisi). Somit wurde 2009 zu einem Jahr des Scheiterns und 
der Niederlagen. Aber das Jahr 2009 gab vielen linken Akteuren, die den Moment der Krise positiv zu 
nutzen suchten, auch Gelegenheiten zu Neuorganisation und neuen Gruppierungen.  
Die ÖDP spaltete sich im Sommer 2009 nach innerparteilichen Auseinandersetzungen. Auf der einen 
Seite stand eine Gruppe von Parteimitgliedern, die sich um den ehemaligen Parteivorsitzenden und 
den einzigen sozialistischen Abgeordneten im türkischen Parlament, Ufuk Uras, gesammelt hatte. In 
Opposition zu ihr stand die neue Parteiführung, vor allem die Gruppe Revolutionäre Solidarität. 
Zuvor, Anfang 2009, war Ufuk Uras bei einem außerordentlichen Parteitag abgewählt worden. 
Während Uras und die Mitglieder der Freiheitlichen Linken (Özgürlükcü Sol) kurz darauf aus der Par-
tei austraten und die Gruppe Bewegung der Freiheitlichen Linken (ÖSH – Özgürlükcü Sol Hareket) 
gründeten, organisierte sich die Rest-ÖDP in Juni 2009 bei ihrem ordentlichen Parteitag neu. 
Eine weitere problematische Entwicklung im Jahre 2009 war das Verbot der kurdischen DTP durch 
das türkische Verfassungsgericht am 11. Dezember. Damit wurde die gut organisierte und in Grund-
zügen links orientierte kurdische Bewegung zunächst einmal aus dem Parlament hinausge-drängt. 
Die Sozialdemokratie ist bereits seit Jahren gespalten. Die größere Republikanische Volkspartei (CHP 
– Cumhuriyet Halk Partisi), die sich nach wie vor als sozialdemokratisch beschreibt und in ihrer 
Eigenschaft als einziges Mitglied der Sozialistischen Internationale aus der Türkei auch international 
als eine sozialdemokratische Partei angesehen wird, orientierte ihre politische Ausrichtung immer 
mehr in Richtung einer nationalistisch-staatsautoritären Politik. 
Die kleinere Sozialdemokratische Volkspartei (SHP – Sosyal Demokrat Halk Partisi) dagegen entwic-
kelte sich politisch weiter nach links und beteiligte sich an der Gründung einer neuen Linkspartei 
zusammen mit ÖSH und anderen linken Gruppen und Persönlichkeiten. 
 
Die ÖDP bricht auseinander 
 
Schon seit Jahren hatten heftige Debatten um die politische Richtung und Strategie die ÖDP erschüt-
tert, die Mitglied der Europäischen Linken ist. 2008 schließlich spitzte sich der Richtungsstreit zu. 
Ufuk Uras, der bis zum außerordentlichen Parteitag Vorsitzender der Partei war, beklagte sich 
öffentlich über die »Nationalisten in der Partei«491. Die Fraktion Revolutionäre Solidarität hingegen 
kritisierte ihn vor den Mitgliedern des außerordentlichen Parteitages mehrmals wegen der Sondie-
rungsgespräche mit anderen linken und kurdischen Gruppen. Ufuk Uras strebte mit diesen Gesprächen 
die Gründung einer Dachpartei an, in der diese Gruppen zusammengeführt werden sollten. 
Auch der Fall Ergenekon stellte die Partei vor eine schwierige Aufgabe. Bei diesem Fall geht es um 
eine Geheimorganisation, die mehrere Putschversuche unternommen hat und für mehrere ungeklärte 
politische Morde verantwortlich sein soll. Dutzende Offiziere der türkischen Armee sowie Polizisten, 
Intellektuelle, Juristen und Journalisten wurden bereits verhaftet.492  

                                                
491 Tehdit altinda olan cumhuriyet degil, 12 Eylül rejimi [Übersetzung: "Bedroht wird nicht die Republik, 
sondern das Regime des 12. Septembers"], Interview mit Nuriye Akman, ZAMAN, 13. Juli 2008. 
492 Für ausführlichere Information zum Thema Ergenekon vgl. Cem Sey: ÖDP – Eine türkische Linkspartei 
zwischen Patriotismus und Liberalismus, in: Birgit Daiber/Cornelia Hildebrandt (Hg.): Die Linke in Europa. 
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Die Fraktion Freiheitliche Linke in der ÖDP um Ufuk Uras forderte eine kompromisslose Aufklärung. 
Sie unterstützte die Aktionen der Sicherheitskräfte gegen Ergenekon. Die Revolutionäre Solidarität 
hingegen weigerte sich, in diesem Fall Partei zu ergreifen. Sie sah den Prozess um Ergenekon als 
einen »Kampf der Herrschenden untereinander« und lehnte es ab, sich zu einem Teil »dieses Kampfes 
der systeminternen Kräfte« zu machen.  
Mit der globalen Finanzkrise, die seit September 2008 auch die Türkei in Mitleidenschaft gezogen 
hatte, verschärfte sich zudem die Debatte darum, ob Demokratisierung oder Anti-Kapitalismus im 
Vordergrund der Parteiarbeit stehen sollten.  
Der ehemalige stellvetretende Vorsitzende der ÖDP, Saruhan Oluc, betonte, dass es eine Linke gebe, 
die den Kampf »sowohl gegen den allgemeinen Nationalismus in der Gesellschaft als auch gegen 
nationalistische Tendenzen unter den Linken«493 für wichtig halte, und eine andere Linke, die diesen 
Kampf »für unwichtig hält, und unter den aktuellen Bedingungen die Bekämpfung der Regierungs-
partei AKP mit allen Mitteln in den Vordergrund« stelle.494 Oluc kritisierte seine ehemaligen Partei-
freunde, weil sie, seiner Meinung nach, »keinen Unterschied sehen zwischen der gewählten Regierung 
und den Kreisen, die diese Regierung durch einen Militärputsch zum Sturz bringen wollen«495. 
Der Streit zwischen der Freiheitlichen Linken und der Revolutionären Solidarität endete zunächst am 
1. Februar 2009 mit der bereits erwähnten Entmachtung Ufuk Uras’ anlässlich des außerordentlichen 
Parteitages, an dem die Gruppe Revolutionäre Solidarität die Unterstützung einer knappen Mehrheit 
der Delegierten sichern konnte. An Stelle von Ufuk Uras wurde sein Vorgänger Hayri Kozanoglu 
erneut zum Vorsitzenden gewählt und beauftragt, die Partei bis zum ordentlichen Parteitag zu führen. 
Kurz vor diesem ordentlichen Parteitag traten Ufuk Uras und die ÖSH-Mitglieder aus der ÖDP aus. 
Uras erklärte den Austritt während einer Pressekonferenz im türkischen Parlament. »Wir weisen auf 
die Dringlichkeit einer historischen Zusammenkunft aller gesellschaftlichen Schichten und betroffenen 
Bürger hin, die von allen Unterdrückungs-, Unterwerfungs- und Ausbeutungsformen der herrschenden 
Ordnung benachteiligt werden«, sagte er und wies darauf hin, dass im Bewusstsein dieses 
Bedürfnisses verschiedene Initiativen gestartet wurden, die jedoch erfolglos blieben. »Wir konnten mit 
vielen unserer Freunde, mit denen wir lange Jahre zusammenstanden und Schulter an Schulter 
gekämpft haben, keine gemeinsamen Lösungsansätze entwickeln«. Das habe dazu geführt, dass sich 
die ÖDP entlang der Sollbruchstellen unterschiedlicher Analyseansätze und Lösungsstrategien spalte-
te. »Wir haben gesehen, dass es aus diesem Dilemma keinen Ausweg gab, und beschlossen, anstatt 
den innerparteilichen Wettbewerb weiterzuführen, ihn zu beenden«, gab Uras bekannt.496 
Bedingt durch die Abspaltung verließen 28 Vorstandsmitglieder die ÖDP, nahezu die Hälfte des 
Parteivorstandes. Es bleibt unklar, welche Auswirkungen die Spaltung innerhalb der Parteibasis hatte. 
Deutlich wurde nur, dass auch große Teile der Basis die ÖDP verließen. Es ist anzunehmen, dass 
sowohl die Parteiorganisation als auch die Parteibasis ungefähr zur Hälfte auseinanderbrachen, was die 
Rest-ÖDP zunächst vor große organisatorische Herausforderungen stellte. 
Die ÖDP nutzte schließlich den ohnehin bevorstehenden ordentlichen 6. Parteitag vom 21. bis 22. Juni 
2009 für den Startschuss zur Neuorganisation der Partei. Dieser Prozess dauert gegenwärtig noch an.  
 
Revolutionäre Rhetorik 
 
Nach der Spaltung der ÖDP waren zwischen Rest-ÖDP und zwei weiteren linken Parteien, der 
Kommunistischen Partei der Türkei (TKP – Türkiye Komünist Partisi) und der Partei der Arbeit 
(EMEP – Emek Partisi), entspanntere Beziehungen auszumachen. Ausschlaggebend für diese neue 
Harmonie schienen Ähnlichkeiten der Methoden bei der Analyse der Probleme des Landes zu sein. 
Alle drei Parteien räumen in ihren Analysen zu Entwicklungen in der Türkei sowohl sozio-
ökonomischen Faktoren als auch dem Klassenkampf eine entscheidende Rolle ein. Revolutionäre 
Klassenkampfrhetorik steht daher bei allen drei Parteien im Vordergrund. Laut Erklärungen und 
Aktionen der Parteien präsentiert sich folgendes noch recht unscharfe Bild: 
                                                                                                                                                   
Analysen linker Parteien und Parteiallianzen. Aufsätze zur politischen Bildung, Reihe rls papers, Berlin 2009, S. 
165-166. 
493 Im Interview mit dem Autor am 27. Oktober 2009 in Istanbul. 
494 Ebenda. 
495 Ebenda. 
496 Presseerklärung des Abgeordneten Ufuk Uras am 17. Juni 2009 im türkischen Parlament. 



 
 

271 

Die linken Gruppierungen, die in der ÖDP verblieben, stehen der TKP und der EMEP ideologisch 
näher. Der ÖSH, die sich im Juni 2009 von der ÖDP getrennt hatte, standen sie nie so nah. Deshalb 
kommen diese drei linken Parteien mittlerweile bei Aktionen öfter zusammen, als das in der 
Vergangenheit der Fall war. So riefen sie im September 2009 gemeinsam zu Demonstrationen gegen 
die Tagung des Internationalen Währungsfonds IWF in Istanbul auf.497 Ende November 2009 veröf-
fentlichten sie gemeinsam mit zwei weiteren kleinen revolutionären Parteien eine gemeinsame 
Erklärung, mit der sie einen Streik im öffentlichen Dienst gegen nahezu jedwede soziale 
Ungerechtigkeit unterstützten.498 
In der sich einmütig als »revolutionär« beschreibenden linken türkischen Szene gibt es demnach 
augenscheinlich Bedarf nach einer solchen Annäherung. Als Ausdruck dieses neuen Kooperations-
bedürfnisses kann die Facebook-Seite »tkp,emep,ödp,dsıp,ıkp,dıp,sdp,esp,ehp birleşsin«499 gewertet 
werden. Auf dieser Seite des sozialen Netzwerkes rufen Revolutionäre verschiedener Gruppen zur 
»Vereinigung« auf, und zwar nicht nur von Mitgliedern der ÖDP, der TKP und der EMEP, sondern sie 
appellieren auch an sechs weitere revolutionäre, gleichgesinnte Parteien. 
 
Das DTP-Verbot 
 
Kurz vor Jahresende, am 11. Dezember 2009, wurde, wie in der jüngeren türkischen Geschichte schon 
reihenweise geschehen, eine linke Partei verboten. Diesmal traf es die kurdische DTP, die durch ein 
einstimmiges Urteil des türkischen Verfassungsgerichts verboten wurde. 37 Aktivistinnen und 
Aktivisten der Partei, darunter auch der Vorsitzende der Partei, Ahmet Türk, wurde von den Behörden 
für eine Dauer von fünf Jahren jegliche politische Betätigung untersagt.500 
Das Urteil stellte nicht nur für die kurdische Minderheit und ihre politischen Vertreter einen schweren 
Schlag dar, sondern für den gesamten Demokratisierungsprozess der Türkei. Bis dahin war die zuvor 
legal operierende DTP von der in der Türkei illegalen Arbeiterpartei Kurdistans (PKK – Partiya 
Karkeren Kurdistan) dominiert worden. Die DTP hatte sich in den letzten Jahren mehr und mehr zur 
parlamentarischen Vertreterin der Mehrheit der kurdischen Bevölkerung in der Türkei entwickelt. Sie 
war im türkischen Parlament mit 21 Abgeordneten in Fraktionsstärke vertreten. Politisch trat die DTP 
vorrangig für die Beendigung des Krieges zwischen der türkischen Armee und der PKK sowie für 
gleiche Rechte für die Kurdinnen und Kurden in der Türkei ein. Das Verbot durch das Verfas-
sungsgericht, so wurde vielfach gedeutet, sei der Versuch, die kurdische Politik aus dem legalen 
Rahmen der Türkei zu verdrängen.  
Türkische Linke hatten die DTP in der Vergangenheit selbst oft kritisiert. Sie warfen ihr vor, dass sich 
ihre Mitglieder nur um kurdische Belange kümmerten und andere Probleme des Landes, allen voran 
gemeinsame Probleme von Türken und Kurden wie zum Beispiel Arbeitslosigkeit, zu vernachlässigen. 
Die DTP-Führung bestritt diese Vorwürfe stets und erklärte sich demonstrativ zur Kooperation in 
diesen Fragen bereit, wobei sie darauf beharrte, dass diese landesweite Problematik ohne die Lösung 
der Kurdenfrage unlösbar bleiben werde.501 
Bis zum Militärputsch 1980 hatten die Kurdinnen und Kurden in der Türkei fast ausschließlich linke 
türkische Parteien unterstützt. Nach dem Putsch trennten sich jedoch die Wege der türkischen und 
kurdischen Linken. Nach mehr als 25 Jahren Krieg war in den letzten Jahren zu beobachten, dass die 
Linken beider Bevölkerungsgruppen wieder aufeinander zu gehen.  
Doch der Annäherungsprozess der ethnisch gespaltenen Lager ist langsam und schwierig. Die 
Vorurteile auf beiden Seiten sind groß und doch gleichartig. So unterstellen beide Seiten, dass die 
andere Seite jeweils »nationalistisch« motiviert sei. Fakt ist, dass es in der Tat auf beiden Seiten Natio-
nalisten gibt. Ein weiterer Stolperstein der Annäherung ist zudem die zahlenmäßige Überlegenheit der 
kurdischen Linken gegenüber der schwindenden Anzahl der türkischen Linken. Dies verursacht Miss-
                                                
497 Vgl. http://english.sol.org.tr/news/turkey/tkp-odp-and-emep-were-taksim-protesting-imf-874; abgerufen am 
20.12.2009. 
498 Vgl. http://www.odp.org.tr/genel/bizden_detay.php?kod=1505&tipi=2&sube=0; abgerufen am 20.12. 2009. 
499 http://www.facebook.com/group.php?gid=30657906018&v=wall; abgerufen am 20.12.2009. 
500 Der gesamte Text zur Begründung des Verbots, vorgetragen vom Vorsitzenden des türkischen Verfassungs-
gerichts, auf Türkisch:  
http://www.haberform.com/haber/flas-dtp-kapatildi-38175.htm; abgerufen am 20.12.2009. 
501 Ahmet Türk, im Interview mit dem Autor am 4. November 2009 in Istanbul. 
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trauen unter den türkischen Linken. Gleichzeitig demotiviert nach Meinung des ehemaligen Vorsit-
zenden der DTP, Ahmet Türk, die Erfolglosigkeit der türkischen Linken die kurdischen Linken 
bezüglich eines organisatorischen Zusammengehens.502 
So widersprüchlich es auch erscheint: Das Verbot der DTP könnte neue Chancen eröffnen, um die 
Trennung der Linken beider Bevölkerungsgruppen zu überwinden. Das zumindest hoffen Akteure 
beider Seiten. Ahmet Türk, der auf richterlichen Beschluss hin aus der aktiven Politik verbannt wurde, 
erklärte, dass die übrigen Abgeordneten seiner Partei, einer anderen Partei, der Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP – Baris ve Demokrasi Partisi), nach dem Verbot beigetreten seien und dort 
weiterhin aktiv seien.503 Auch der ehemalige ÖDP-Abgeordnete Ufuk Uras erklärte, dass er der BDP 
beigetreten sei, um dieser Partei zu ermöglichen, Fraktionsstärke zu erreichen, da durch das Verbot der 
politischen Betätigung für zwei Abgeordnete die Fraktionsgründung gefährdet worden war.504 
Bei den Versuchen zur Überwindung der Trennung türkischer und kurdischer Linker könnte die 
Haltung der BDP insbesondere in der Gewaltfrage eine Schlüsselrolle spielen. Denn nach Meinung 
von Beobachtern würde ein Zusammengehen türkischer Linkspolitiker mit kurdischen Linken erst 
dann praktikabel sein, wenn die BDP den lang gehegten Forderungen zahlreicher türkischer Linker 
und Intellektueller nachkommt: nämlich der Gewalt als Mittel der Problemlösung im politischen 
Leben abzuschwören und eine Partei für alle Bürgerinnen und Bürger zu werden, nicht nur der 
Kurdinnen und Kurden.505 In einer Erklärung zum Verbot der DTP von 24 türkischen Intellektuellen, 
die in der türkischen und kurdischen Öffentlichkeit positive Resonanz hervorrief, wurde dies erneut 
deutlich.506 Nachdem diese Erklärung auch von ehemaligen kurdischen DTP-Abgeordneten öffentlich 
positiv bewertet wurde, besteht nun Grund zur Annahme, dass der Annäherungsprozess in der Zukunft 
intensiviert werden könnte. 
 
Krise der Sozialdemokratie 
 
Die Sozialdemokratie in der Türkei entsprach nie dem, was in Europa gemeinhin unter 
Sozialdemokratie verstanden wurde und wird. Als Sozialdemokraten wurden in der Türkei 
jahrzehntelang vornehmlich Mitglieder der von Staatsgründer Mustafa Kemal Atatürk 1923 
gegründeten Republikanischen Volkspartei (CHP) bezeichnet, die sich in den 60er Jahren selbst zu 
einer sozialdemokratischen Partei zusammengefunden hatten. Ab diesem Moment nahm sich die CHP, 
die ursprünglich nationalistisch-autoritär orientiert gewesen war, die nach dem Zweiten Weltkrieg im 
Westen erstarkte Sozialdemokratie zum Vorbild. Die CHP und ihr damaliger Arbeitsminister Bülent 
Ecevit haben bei der Erweiterung des gesetzlichen Rahmens der Arbeiterbewegung und der Gewerk-
schaften in der Türkei eine entscheidende Rolle gespielt. Das Gesetz, das 1963 zur Anerkennung des 
Streikrechtes führte, trägt die Unterschrift von Ecevit. 
Doch mit Beginn der 70er Jahre, vor allem aber nach der Erstarkung weiterer sozialistischer 
Bewegungen im Lande, wandte sich die Partei allmählich von der bewährten sozialdemokratischen 
Linie ab und rekurrierte wieder auf die alten nationalistisch-autoritären Denkstrukturen. Insbesondere 
nachdem die Türkei unter der Führung der islamistischen Regierung der Partei der Gerechtigkeit und 
Entwicklung (AKP – Adalet ve Klakinma Partisi) Beitrittsverhandlungen mit der EU aufnahm und in 
schwindelerregendem Tempo demokratische Reformen durchführte, begann die CHP damit, die alten 
Staatsstrukturen und den Status quo im Land gegen die von Brüssel angeregten Reformen zu vertei-
digen. 

                                                
502 Ebenda. 
503 Vgl. http://www.superpoligon.com/haber/14385; abgerufen am 20.12.2009. 
504 Vgl. http://haber.mynet.com/detay/politika/ufuk-uras-bdpye-katiliyor/485802; abgerufen am 20.12.2009. 
505 Vgl. BDP Türkiye partisi olabilir mi? (1) [Übersetzung: "Kann die BDP eine Partei der Gesamttürkei 
werden?"], Delil Karakocan, Günlük, 26. Januar 2009, http://www.gunlukgazetesi.net/haber.asp?haberid=87086; 
Kapatilmamali, yeniden kurulmali ["Sie sollte nicht verboten, sondern neugegründet werden"], Yasemin Congar, 
Taraf, 10. Dezember 2009, http://taraf.com.tr/makale/8954.htm, Sen Dogru Bildigini Söyle, Yaz, Yap ["Du sollst 
sagen, schreiben, tun, was du für richtig hälst"], Aydin Engin, t24, 15. Dezember 2009, http://t24.com.tr/content/ 
authors.aspx?article=1325&author=13.  
506 Çözümün adresi TBMM'dir [Übersetzung: "Die Lösung liegt bei der Großen Nationalversammlung der 
Türkei"], Gemeinsame Erklärung von 24 türkischen Intellektuellen, Dezember 2009. 
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Diese rückwärtsgewandte Entwicklung, die einherging mit einem auf den Parteichef Deniz Baykal 
fixierten Führungsstil, befremdete eine Vielzahl von Parteimitgliedern, die von den sozialdemokra-
tischen Ideen nach wie vor überzeugt waren. Es setzte ein Zersetzungsprozess ein. 
Heute geriert sich die CHP oft als lockere Verbündete der faschistischen Partei der Nationalistischen 
Bewegung (MHP – Milliyetci Hareket Partisi). Sie erstickt jeglichen Versuch im Keim, die Kurden-
frage friedlich zu lösen und der kurdischen Bevölkerung gleiche Rechte zu gewähren. Die CHP 
unterstützt die türkische Militärführung und sieht in ihr einen Garanten des Staates und des laizis-
tischen Systems. Zudem lehnt sie eine Armeereform ab. Zuletzt setzte sich der CHP-Abgeordnete und 
ehemalige türkische Botschafter in Deutschland, Onur Öymen, sogar offen für Gewalt gegen die 
kurdische Bevölkerung ein, mit dem Hinweis, dass auch in den 30er Jahren der Staat gegen alewitisch-
kurdische Aufständische mit Gewalt vorgegangen sei, und damals »niemand auf die Tränen der 
Mütter« achtgegeben habe.507 Diese Äußerungen lösten in der CHP eine weitere breite Unmutswelle 
aus. Viele, vor allem alewitische Mitglieder, verließen aus Protest die CHP. 
Eine weitere sozialdemokratische Partei, die Sozialdemokratische Volkspartei (SHP) schlug 
unterdessen den entgegengesetzten Weg ein und entwickelte sich zu einer linken sozialdemokratischen 
Partei. Frei wurde der Weg dafür, nachdem der ehemalige Vizepremier und Vorsitzende der Partei, 
Murat Karayalcin, aus der SHP austrat. Karayalcin kandidierte als CHP-Bürgermeisterkandidat in der 
Hauptstadt Ankara. Nachdem die ÖSH die ÖDP verlassen hatte, beteiligte sich die SHP-Führung auch 
bei der Gründung einer neuen Linkspartei. 
 
Die neue linke Partei: Partei der Gleichheit und Demokratie (EDP) 
 
Nach dem Verlassen der ÖDP warb Ufuk Uras Anfang Juli 2009 bei einem Treffen von Sozialisten, 
linken Sozialdemokraten und linken Aktivisten um die Gründung einer neuen linken Partei. Bei 
diesem Treffen wurde eine Kontaktgruppe gegründet, die andere linke Gruppen ansprach, um die 
Gründung einer neuen linken Partei vorzubereiten, weitere Treffen in anatolischen Städten zu organ-
isieren und die Idee einer neuen Linkspartei zu diskutieren. 
Drei Mal wurde die Kontaktgruppe erweitert, um die Initiativen während der Vorbereitungsphase auf 
möglichst breiter Basis anlegen zu können. Die Gruppe verfasste einen Rahmentext, der die 
Grundlagen einer neuen linken Partei festlegte. 
Die Initiatoren dieser Bewegung waren neben der ÖSH die SHP und die sogenannte Bewegung des 
10. Dezember, die eine Ansammlung linker Persönlichkeiten und Gewerkschafter darstellt. Eine 
wichtige Gruppierung unter den Initiatoren war zudem eine Gruppe unabhängiger linker 
Intellektueller. Die neue linke Partei wurde offiziell am 9. März 2010 unter dem Namen Partei der 
Gleichheit und Demokratie (EDP – Esitlik ve Demokrasi Partisi) gegründet. 
Dieser Parteigründungsprozess stieß zwar vor allem in linksintellektuellen Kreisen auf Interesse, aber 
frei von Spannungen blieb er dennoch nicht. Vor allem eine Debatte loderte immer wieder auf:  
Manche Initiatoren sprachen sich dafür aus, dass die Vertreter der drei Gruppen in der Kontaktgruppe 
– also ÖSH, Bewegung des 10. Dezember und SHP – die neue Partei in einem schnellen Prozess 
aufbauen sollten. Ihrer Meinung nach sollten diese Gruppen in den Parteigremien gleichberechtigt 
vertreten werden. Andere Initiatoren dagegen – vor allem die als Einzelpersonen beteiligten Intellek-
tuellen – wollten, dass zunächst die Ergebnisse einer landesweiten Debatte abgewartet werden. Sie 
lehnten die Bildung von Parteigremien durch die beteiligten Gruppen mit dem Argument ab, unter 
diesen Umständen könne man von keiner »neuen« Partei sprechen. In der Gründungsphase wurde stets 
zugunsten der letzteren Vorgehensweise entschieden. 
In den türkischen Medien wurde die neue Initiative überwiegend positiv bewertet, was von 
Beobachtern als diffuse gesellschaftliche Erwartungshaltung interpretiert wurde. Die ÖDP allerdings 
kritisierte den Prozess der Parteigründung – insbesondere die Rolle der ÖSH in diesem Prozess. Der 
gegenwärtige Vorsitzende der ÖDP, Alper Tas, verlieh dieser Kritik in einer Rede vor Delegierten des 
6. Parteitages Ausdruck: »Es mag sein, dass dieses Land eine sozialdemokratische Partei benötigt. 

                                                
507 Rede von Onur Öymen vor dem türkischen Parlament anlässlich der Debatte über die von der Regierung 
geplanten Reformen zur Lösung der Kurdenfrage, 10. November 2009, Ankara, http://www.tbmm.gov.tr/ 
tutanak/ donem23/yil4/bas/b015m.htm. 
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Aber kann es wirklich die Aufgabe der Sozialisten sein, diese Partei zu gründen?«508 Kritik gab es 
jedoch auch von anderen linken Gruppierungen. So warfen deren Aktivisten der neuen Initiative vor, 
den Sozialismus zu verraten, weil sie sich mit den Sozialdemokraten zusammengeschlossen hatte. So 
wies z. B. der bekannte trotzkistische Autor Sungur Savran darauf hin, dass er den Linksliberalismus, 
der seiner Lesart nach die ÖSH prägte, bereits früher als bürgerlichen Sozialismus angeprangert habe. 
Savran kritisierte das neue Projekt als ein »Zusammentreffen der Sozialdemokraten«509. 
Doch die Gründung der neuen Partei war nicht aufzuhalten. Ziya Halis, der vom 18. Juni 1995 bis 5. 
Oktober 1995 Arbeitsminister war, übernahm den Vorsitz der Partei. 
 
Differenzen in der Analyse 
 
Nach den jüngsten Umwälzungen in der linken Parteienlandschaft der Türkei muss von drei 
unterschiedlichen Herangehensweisen innerhalb dieser ausgegangen werden. Diese sind wie folgt zu 
unterteilen: 
Einerseits gibt es den Block der »anti-imperialistischen und anti-kapitalistischen Gruppen«, dessen 
Strategie von einer notwendigen Verschärfung des anti-imperialistischen Kampfes ausgeht und dessen 
wichtigste Aufgabe die Organisation einer internationalistischen Partei der Werktätigen im Dienste 
des Klassenkampfes ist. 
Andererseits gibt es die EDP. Die neue Partei möchte »ein neues linkes politisches Zentrum« werden, 
das »wahrhafte soziale Gerechtigkeit« zum Hauptziel hat sowie Nationalismus und Konservatismus 
konsequent ablehnt, außerdem Demokratie für alle fordert und für »ein vielfältiges, freies und 
demokratisches Land« kämpft.510 
Zudem gibt es die starke, sich aber – teilweise unverschuldet – immer noch am Rande der Legalität 
befindende kurdische Bewegung. Sie stellt unbeirrt den Kampf um gleiche Rechte für Kurden in der 
Türkei in den Vordergrund ihrer politischen Zielsetzungen. 
 
Der antikapitalistische Block 
 
Die bekanntesten und einflussreichsten Vertreter des antikapitalistischen Blocks sind ÖDP, TKP und 
EMEP. Darüber hinaus gibt es eine große Anzahl von Parteien und Gruppen, die auch zu diesem 
Block gezählt werden können. Die Akteurinnen und Akteure dieser Richtung sehen ihre vornehmliche 
Aufgabe zumeist darin, den Kampf der Werktätigen gegen die kapitalistische Ordnung zu organi-
sieren. Sie bezeichnen ihre Haltung in dieser Frage generell als »revolutionär«. Vor allem ÖDP, TKP 
und EMEP stellen sich in den allgemeinen Wahlen der demokratischen Abstimmung, obgleich sie den 
Urnengang der Bürger sowie die parlamentarische Arbeit als nicht entscheidend ansehen. Vielmehr 
betonen diese Parteien den demokratischen Charakter der außerparlamentarischen Opposition, die 
ihrer Auffassung nach der eigentliche Schauplatz des antikapitalistischen Kampfes sei.511  
Der Kampf um Demokratie, um gleiche Rechte für die kurdische Bevölkerung und gegen Putschisten 
und staatliche Unterdrückung wird zwar als wichtiger Bestandteil dieses Kampfes angesehen, er wird 
aber dem Kampf gegen das kapitalistische System untergeordnet.512 Die ÖDP verkündet in ihrem 

                                                
508 http://www.tumgazeteler.com/?a=5230065; abgerufen am 20.12.2009. 
509http://incebay.blogcu.com/yeni-odp-nin-turnusol-kagidi-ab-ile-muzakere-mi-mucadele-mi/5803928 
[Übersetzung: "Sind Verhandlungen oder der Kampf gegen die EU der Lackmustest der neuen ÖDP"]; abgerufen 
am 20.12.2009. 
510 Yeni bir sol merkez icin önemli bir adim [Übersetzung: "Ein wichtiger Schritt für ein neues linkes Zentrum"], 
Rahmentext der Kontaktgruppe, 25. September 2009. 
511 Vgl. Biz toplumun vicdaniyiz [Übersetzung: "Wir sind das Gewissen der Gesellschaft"], Interview mit dem 
Vorsitzenden der ÖDP Alper Tas, 6. Juli 2009, 
http://www.odp.org.tr/genel/bizden_detay.php?kod=986&tipi=5 &sube=0. 
512 "Kürt Sorunu"na dair [Übersetzung: "Zur 'Kurdenfrage'"], Presserklärung der TKP anlässlich des Verbots der 
DTP am 11. Dezember 2009 und Durun... Durdurun! Kardesligimize asla zarar vermeyin, verdirtmeyin! 
[Übersetzung: "Aufhören... Stoppen! Schadet nicht unserer Bruderschaft, lasst andere unsere Bruderschaft nicht 
beschädigen!"], Presserklärung der TKP anlässlich des Verbots der DTP am 15. Dezember 2009. 
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Schlussdokument des 6. Parteitages, dass sie »den Kampf um Gerechtigkeit und Demokratie für die 
Armen konsequent unterstützt«513. 
Zahlreiche Akteure innerhalb dieses »Blocks« erkennen beispielsweise in dem die türkische 
Öffentlichkeit erschütternden Ergenekon-Prozess gegen Offiziere der türkischen Armee einen »Kampf 
unter Herrschenden«, wie die ÖDP-nahe Tageszeitung Birgün vor zwei Jahren titelte.514 Die führenden 
Akteure bekennen sich generell zwar zur Demokratie, lehnen es aber ab, in der aktuellen Diskussion 
um die Demokratie in der Türkei Stellung zu beziehen. 
Manche Organisationen wie die TKP gehen in ihrer gesellschaftlichen Analyse sogar so weit zu 
meinen, dass der Kampf der »reaktionären Regierung« (gemeint ist die AKP-Regierung) gegen die 
Macht der Armee ein »Plan des US-Imperialismus« sei.515  
Auch die ÖDP scheint sich nach der Spaltung in dieser Frage anders positioniert zu haben. Hatten die 
heutigen ÖDP-Vertreter früher strikte Neutralität in der Demokratiefrage befürwortet, so äußerte sich 
der Vorsitzende der Partei, Alper Tas, in einem Interview mit der Tageszeitung Cumhuriyet eher 
gegen die Regierung. »Die herkömmlichen Traditionen der staatlichen Institutionen bewegten sich 
zwar auch außerhalb des Gesetzes«, sagte er, »aber die AKP-Regierung strukturiert den Staat neu, um 
ein noch raffinierteres Unterdrückungsregime einzurichten.« Tas spricht hier von einem AKP-Staat.516 
Für Vertreter der neuen ÖDP stellt grundsätzlich die Beseitigung der AKP-Regierung die drängendste 
Aufgabe dar. In aktuellen Debatten um Demokratie in der Türkei sehen ihre Vertreter hingegen Fallen, 
die die AKP bewusst stelle: »Sobald die Opposition der Werktätigen und der Unterdrückten gegen die 
AKP erstarkt, wird entweder ein Gerichtsprozess gegen die AKP angestrebt, mit dem Ziel, sie zu 
verbieten, oder es werden neue Dokumente aufgetischt [die die Militärs belasten]. Solche anti-
demokratische Taten nutzen der AKP. Der demokratische Kampf der Werktätigen und der 
Unterdrückten wird die AKP zum Sturz bringen.«517 
 
Die Partei der Gleichheit und Demokratie (EDP) 
 
Die Initiatoren dieser neuen linken Partei haben ihre programmatischen Vorstellungen in einem 
Rahmentext zusammengefasst. Demnach könne die Türkei »nur eine egalitäre und freiheitliche 
Bewegung, die den Status-quo-bewahrenden, nationalistischen, militaristischen, konservativen und 
marktorientierten Kräften widersteht und mit einer breiten gesellschaftlichen Unterstützung gegen die 
die Gesellschaft erwürgenden dunklen Kräfte kämpft«, zu einer Demokratie führen, »in der niemand 
an Hunger oder Obdachlosigkeit leidet, in der niemand seine religiöse oder ethnische Zugehörigkeit 
verheimlichen muss, in der niemandem Identitäten aufgezwungen werden, in der Gerechtigkeit und 
Freiheit tatsächlich geatmet und Probleme frei diskutiert werden, in der das Land in Frieden mit seiner 
Geschichte und allen seinen Nachbarn lebt«518. 
Die Akteure dieser Gruppe erklären, dass liberale oder etatistische Versionen des Kapitalismus »nicht 
als Schicksal der Menschheit hingenommen werden können«. Aus dieser ausweglosen Situation 
»können wir uns aber durch eine neue Alternative befreien, die auf Beteiligung, Partnerschaft und 
Freiwilligkeit basiert«519. 
EDP-Anhänger betrachten den Kampf um Demokratie und soziale Gerechtigkeit durchaus als gleich-
wertig mit der Aufgabe, die aktuelle türkische Verfassung, ein Überbleibsel des Militärputsches im 
Jahre 1980, durch eine neue, demokratische Verfassung zu ersetzen. 

                                                
513 Schlusskommunique des 6. ordentlichen Parteitages, 27. Juni 2009, 
http://www.odp.org.tr/ genel/bizden_detay.php?kod=968&tipi=2& sube=0; abgerufen am 20.12.2009. 
514 Birgün, 22. März 2008. 
515 Halkimiza ve Türkiye soluna cagrimizdir [Übersetzung: "Wir appelieren an unser Volk und an die Linke in 
der Türkei"], Presseerklärung der TKP, 8. Januar 2009. 
516 Baskı rejimine doğru [Übersetzung: "In Richtung eines Unterdrückungsregimes"], Alper Tas im Interview mit 
Tarkan Temur, Cumhuriyet, 19. November 2009. 
517 Halkımızın Geleceğiyle Oynamayın [Übersetzung: "Spielt nicht mit der Zukunft unseres Volkes"], 
Presseerklärung von Alper Tas am 6. November 2009 in Isparta; abgerufen am 20.12.2009.  
518 Yeni bir sol merkez için önemli adım ... [Übersetzung: "Ein wichtiger Schritt für ein neues linkes Zentrum"]; 
vgl. FN 20, Rahmentext der Kontaktgruppe, Istanbul, 25. September 2009. 
519 Ebenda. 
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Sie befürworten die Gleichstellung der Kurden sowie die Normalisierung der Beziehungen zwischen 
der Türkei und Armenien und treten konsequent gegen die Dominanz der Militärs im gesellschaft-
lichen und politischen Leben ein. Aber allein die Tatsache, dass im Rahmentext diese Probleme nicht 
explizit genannt werden, könnte ein Hinweis darauf sein, dass dessen Autoren entweder eine 
Ablehnung von weiten Teilen der Bevölkerung befürchten oder untereinander uneinig waren. 
Hingegen recht deutlich erklärt die neue linke Partei ihr Ziel der »Gründung einer sozialen und 
demokratischen Republik«520. 
 
DTP, BDP und die kurdische Bewegung 
 
Seit dem Beitritt der ehemaligen DTP-Abgeordneten in die BPD wird von türkischen Kommentatoren 
oft die Frage gestellt, ob die BDP eine Partei mit Relevanz für das gesamte Land sein könne. Damit 
wird implizit die Kritik formuliert, dass die DTP keine Partei war, die sich um die Probleme des 
ganzen Landes gekümmert habe, sondern lediglich um die Probleme der kurdischen Bevölkerung. 
Zweitens wollen die Fragesteller solchermaßen von den BDP-Vertretern erfahren, ob sie bereit sind, 
sich auch für die Belange der Türken zu öffnen. Die BDP geht in ihrem Programm auf diese Frage 
nicht direkt ein. Dort wird aber ausdrücklich erwähnt, dass die Partei »daran glaubt«, dass »in einer 
demokratischen Republik, in einem demokratischen gemeinsamen Land«, trotz aller Unterschiede, 
zusammengelebt werden könne.521 Sie sieht aber die Demokratisierung der Türkei als Voraussetzung 
für die Lösung anderer Probleme an: »Die Türkei [...] bedarf dringend einer umfassenden und wahren 
Demokratisierung. [...] Erst dann wird die Türkei ein modernes und ehrenvolles Land der Erde werden 
können.«522 
Bislang geben vor allem Erklärungen von Ahmet Türk Hinweise auf eine mögliche Orientierung der 
Partei.523 Auf die Frage, ob linke kurdische Politik auch gemeinsame Probleme der Türken und 
Kurden thematisiert, antwortet Türk, »wir denken an die Brüderschaft der Völker, an ein 
gleichberechtigtes und freies Leben«, und führt weiter aus: »Die Kurdenfrage ist ein Problem der 
Türkei. Sie ist das wichtigste Problem.« Selbstverständlich existierten auch andere Probleme, die auf 
Lösung warteten, doch die Realität sei, »dass die Kurdenfrage das bedeutendste Hindernis des 
Wandels und der Transformation des Landes ist. Ohne die Lösung der Kurdenfrage wird es weder 
Wandel geben noch werden Transformation gelingen.« Nach Türk könne die Kurdenfrage nur im 
Schulterschluss beider Völker gelöst werden. Längst werde die Existenz der Kurden in der türkischen 
Öffentlichkeit nicht mehr verleugnet, wie es bis Mitte der 90er Jahre offiziell geschah. »Jetzt sind wir 
in der Phase der Lösung dieses Problems angelangt. Um sowohl die Forderungen der Kurden zu 
erfüllen als auch die Türkei zu verwandeln, ist der gemeinsame Kampf aller demokratischen Kräfte 
notwendig. Wir befürchten, dass der Nationalismus und ethnische Konflikte zunehmen würden, wenn 
die Kurden allein gelassen werden.« 
Vor dem offiziellen Verbot der DTP hatte Ahmet Türk noch vorgeschlagen, türkische und kurdische 
Linke in der DTP zusammenzubringen. Damals sagte er, »die DTP ist bereit, die türkischen Linken 
einzugemeinden. Vielleicht können wir diese Partei, die mittlerweile eine erfahrene Partei ist, die auch 
die parlamentarische Arbeit kennt, zu einer Partei machen, in der die Linke zusammenkommt. Das ist 
realistischer, als darauf zu warten, dass die türkischen Linken sich untereinander einigen.« 
Ahmet Türk wies gleichzeitig auf den grundlegenden Vertrauensmangel zwischen den Linken beider 
Volksgruppen hin. »Manche werfen uns vor, wir seien Nationalisten, nur weil wir die Kurdenfrage, 
also die berechtigten Forderungen der Kurden, betonen. Während in Anatolien ein Nationalstaat 
geschaffen wurde, wurden die Kurden und andere Völker als potentielle Gefahr betrachtet. Seien wir 
realistisch: Diese Mentalität hat auch die Linke zutiefst geprägt. Auch wenn sie nicht augenscheinlich 
ist, ist sie tief in den Köpfen verankert«, sagt Türk und fügt hinzu: »Wenn die türkischen Linken sich 
von den Kurden distanzieren und nicht bereit sind mit ihnen für die Lösung des wichtigsten Problems 
der Türkei zu kämpfen, dann kommen wir nicht zusammen. Nur ein gemeinsames Vorgehen rettet uns 

                                                
520 Ebenda. 
521 Programm der Partei für Frieden und Demokratie, http://www.bdp.org.tr/hakkimizda/program.html. 
522 Ebenda. 
523 Alle Zitate von Ahmet Türk sind aus einem Interview mit dem Autor, das am 4. November 2009 in Istanbul 
geführt wurde. 
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vor unserer eigenen Engstirnigkeit, vor einer Haltung, die in Nationalismus abgleitet. Denn Isolierung 
führt zu Emotionalität. Dann entsteht eine kurdische Bewegung, die sich alleingelassen fühlt. Auch sie 
fängt an, sich von dem revolutionären und demokratischen Potential in der Türkei zu distanzieren.«  
 
Die Struktur der Basis 
 
Bis zum Militärputsch im Jahr 1980 existierten in der Türkei klar strukturierte linke Organisationen. 
Viele dieser Zusammenschlüsse waren vornehmlich im studentischen Milieu türkischer Hochschulen 
verankert. Allerdings genossen prosowjetische Parteien, wie die Kommunistische Partei der Türkei 
(TKP), starken Rückhalt auch unter Arbeiterinnen und Arbeitern. Mit Verbänden wie dem linken 
Polizistenverband POL-DER und dem ebenfalls linken Lehrerverband TÖB-DER waren sozialistisch-
revolutionäre Linke sogar in Kreisen der Sicherheitskräfte bzw. von Pädagogen und Lehrenden 
organisiert. 
Aufgrund dieser gesellschaftlichen Omnipräsenz organisierter Linker setzten sich die an die Macht 
gekommenen Militärs vor allem die Zerstörung der linken Strukturen zum Ziel. Tatsächlich gelang 
den neuen Machthabern in Ankara innerhalb weniger Jahre deren Zerschlagung. Mit Hinrichtungen, 
Morden, massenhaften Verhaftungen sowie Folter und Einschüchterung gelang es ihnen, die türkische 
Linke weitgehend zu vernichten oder ins Exil zu treiben. Eine Reorganisation linker Aktivisten wurde 
in den Jahren nach dem Putsch vor allem durch Medienzensur, Verleumdungskampagnen, 
Desinformation und gesteuerte Islamisierung verhindert. 
Die türkischen Linken sahen sich zunehmend auf verlorenem Posten, nachdem im Jahr 1984 der Krieg 
gegen die Kurden begonnen wurde. Dies beschleunigte den Rückzug der verfolgten Kurden, 
insbesondere der kurdischen Linken. Sie gründeten eigene Organisationen und wandten sich mehr und 
mehr von den türkischen Linken ab.  
Erst nach 1990, nach dem Fall der Berliner Mauer, lockerte der türkische Staat die Kontrolle über die 
linken Gruppierungen des Landes. Ganz aufgegeben wurde sie bis heute nicht. Diese jahrzehntelange 
Verfolgung und Unterdrückung erklärt in Teilen, warum linken Gruppen in der Türkei ein 
organisatorischer Neustart bis in die Gegenwart hinein schwerfällt. Der Bewegung mangelt es schlicht 
an umsetzbaren Perspektiven.  
 
Die Mitgliederstruktur 
 
Die bisher wiederentstandenen Parteien und Gruppen konstituieren sich im Wesentlichen aus zwei 
gesellschaftlichen Schichten: Alt-Linken, die in der Ära vor 1980 sozialisiert wurden, und politisierten 
Jugendlichen. 
Einen Prototyp gegenwärtiger linker Akteure zu erstellen misslingt vorerst, denn die Organisationen 
selbst verweigern sich aus nachvollziehbaren Sicherheitsbedenken heraus einer tiefergehenden Offen-
legung ihrer Strukturen und Mitglieder. Verlässliche Angaben selbst zu Mitgliederzahlen, sei es auf 
lokaler Ebene oder landesweit, fehlen meist gänzlich. Zu erfahren war in Gesprächen, die der Autor 
mit führenden Aktivistinnen und Aktivisten führte, zunächst nur Folgendes:  
Der antikapitalistische Block um ÖDP, TKP und EMEP konstituiert sich vornehmlich aus Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen. Erwähnenswert ist, dass in den letzten Jahren in diesen genannten 
Organisationen vornehmlich sehr junge Kader, die die linke Bewegung vor 1980 nicht miterlebt 
haben, die Führung übernahmen. Anders bei der EDP: Ihre Akteure rekrutieren sich aus der 
Mittelschicht und deren urbanen intellektuellen Kreisen. 
Eine Anbindung an die Gewerkschaften ist generell zwar gegeben, das bedeutet jedoch nicht, dass es 
den linken Organisationen gelingt, in nennenswerter Weise die Arbeiterschaft anzusprechen. In den 
Jahren der Diktatur und darauf folgenden autoritären Regierungen gelang es vielmehr nationalisti-
schen, religiösen und/oder rechtskonservativen Gewerkschaften, sich unter den Arbeitenden zu etab-
lieren. 
Lediglich die im Jahr 1995 gegründete Gewerkschaft der Angestellten im Öffentlichen Dienst (KESK 
– Kamu Emekcileri Sendikasi), die von Anfang an von sozialistisch-revolutionären Gruppen unter-
stützt wurde, ließe sich als Gewerkschaft mit vornehmlich linker Orientierung kategorisieren. Die vor 
der Militärdiktatur legendäre Konföderation der Revolutionären Arbeitergewerkschaften (DISK – 
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Devrimci Isci Sebdikalari Konfederaszonu) leidet hingegen noch heute unter den Spätfolgen der 
Zumutungen der 80er und 90er Jahre.524 
 
Das Potential der Linken in der Türkei 
 
Die Schwäche der Linken in der Türkei entspricht streng genommen nicht den wirtschaftlichen und 
sozialen Bedingungen des Landes, die unter anderen politischen Umständen linke Parteien bevorteilen 
und erstarken lassen würden. 
Bei den Parlamentswahlen am 22. Juli 2007 sind linke Kandidaten zumeist als parteilose Politiker 
angetreten, um als Direktkandidaten die Zehn-Prozent-Klausel unterlaufen zu können. Das Ergebnis 
war für linke türkische Verhältnisse ein großer Erfolg: Zum ersten Mal seit den 60er Jahren konnte 
wieder ein Sozialist in das Parlament gewählt werden. Mit Unterstützung der DTP gewann Ufuk Uras, 
der damalige Noch-Parteivorsitzender der ÖDP, seinen Wahlkreis als Direktkandidat. 
Auch andere DTP-Kandidaten waren als Parteilose angetreten, da auch sie die Zehn-Prozent-Hürde für 
Parteien sonst nicht genommen hätten. 22 von ihnen gelang am Ende der Einzug ins Parlament. 
Sobald sie gewählt worden waren, traten sie wieder in die DTP ein, so dass die Partei zudem 
Fraktionsstärke erreichte. 
Da die erfolgreichsten Kandidaten parteilos angetreten waren, aber in der Regel die Unterstützung 
linker Gruppen und Parteien erhalten hatten, ist es unmöglich, die exakte Unterstützung einzelner 
linker Parteien zu extrahieren. Dennoch können die Stimmen, die die Parteien als solche bekamen, als 
Richtgröße fungieren: Demnach erhielt die ÖDP 52.195 Stimmen, die 0,15 Prozent ausmachten. Die 
TKP erhielt 80.092 Stimmen (0,23 Prozent), die EMEP 26.556 Stimmen (0,08 Prozent). Wahlforscher 
gehen davon aus, dass die meisten Stimmen für unabhängige Kandidaten auf die DTP entfielen. 
Demnach müsste ihr Stimmanteil um die fünf Prozent gelegen haben.525 
Ufuk Uras, damals Vorsitzender der ÖDP, erhielt allein in seinem Wahlkreis mit 81.486 Stimmen 
mehr Stimmen als seine Partei insgesamt.526  
Um die Wählerunterstützung deutlicher festzustellen, sind die Ergebnisse, die die Parteien bei den 
Kommunalwahlen am 29. März 2009 für die Stadtparlamente bekommen haben, besser geeignet. 
Demnach hat die ÖDP 0,16 Prozent, die TKP 0,18 Prozent und die EMEP 0,11 Prozent erreicht.527 Der 
einzige sozialistische Bürgermeister, der in diesen Wahlen gewählt wurde, ist Mithat Nehir. Er hat die 
Kommunalwahlen im Kreis Samandag im Süden des Landes, an der syrischen Grenze, für sich 
entscheiden können. 
Die DTP hat einen flächendeckenden Erfolg im kurdisch dominierten Südosten des Landes erzielt. Sie 
hat 5,68 Prozent der Stimmen erreicht und damit acht Provinzbürgermeisterämter und 50 Kreisbür-
germeisterämter gewonnen.528 
Die aktuellsten Umfragen zeigen, dass ÖDP, TKP und EMEP, die drei türkischen Linksparteien im 
antikapitalistischen Block, auch heute keine nennenswerte Unterstützung genießen. Nach den 
Ergebnissen einer Sonntagsfrage im Rahmen der Meinungsumfrage »Forschung Gesellschaft – Politik 
– Türkei 2009 – 4. Quartal« von Dezember 2009 kommt die Regierungspartei AKP auf 36,5 Prozent, 
die CHP auf 22,9 Prozent und die faschistische MHP auf 18,8 Prozent der Stimmen. Ihnen folgt die 
neue kurdische Partei BDP mit 7,1 Prozent der Stimmen. Da die drei schon genannten türkischen 
Linksparteien sehr wenig Unterstützung haben, werden sie in der Umfrage lediglich der Spalte 
»Sonstige« zugeordnet. »Sonstige« bekommen demnach 4,9 Prozent der Stimmen, wobei in dieser 
Spalte nicht nur die linken Parteien zusammengefasst wurden.529 

                                                
524 Die Mehrheit der DISK-Aktivisten wurde 1980 festgenommen. Zwischen 1981 und 1991 standen 1.477 
Aktivisten vor Gericht. Für 78 von ihnen plädierte der Staatsanwalt für die Todesstrafe. Der Prozess endete erst 
am 16. Juli 1991, nach zehn Jahren und zehn Monaten, mit Freispruch. 
525 Vgl. http://www.turkiyesecimleri.com/secim-sonuclari.php. 
526 Vgl. http://www.ysk.gov.tr/ysk/Sonuc/istanbul1.htm. 
527 Vgl. http://www.hurriyet.com.tr/yerelsecim2009. 
528 Vgl. http://www.hurriyet.com.tr/yerelsecim2009. 
529 Vgl. http://www.genar.com.tr/files/2009 TURKIYE TOPLUM VE SIYASET 4. CEYREK VE ENLER 
ARASTIRMASI.pdf, GENAR [Übersetzung: "Umfrage zu Gesellschaft und Politik der Türkei und die 
Superlativen, 2009 4. Quartal"], Istanbul, Dezember 2009, S. 5. 
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Ahmet Türk, der mit Politikverbot belegte ehemalige Vorsitzender der DTP, rangiert auf der 
Beliebtheitsskala der Politiker mit 5,4 Prozent an fünfter Stelle. Ufuk Uras schneidet hier besser ab als 
die ÖDP insgesamt, die er bis Ende 2008 führte. Er kommt mit 1,6 Prozent auf die neunte Stelle.530 
In derselben Umfrage bezeichnen sich 3,8 Prozent der Befragten als Sozialdemokraten, 3,5 Prozent als 
Sozialisten und 0,2 Prozent als Kommunisten.531 
Die Umfrage macht deutlich, dass die türkische Bevölkerung vor allem an der Verbesserung der 
wirtschaftlichen Situation des Landes interessiert ist. 34,4 Prozent der Befragten gaben an, dass die 
Wirtschaftskrise das wichtigste Thema im Jahr 2009 gewesen sei. 14,6 Prozent meinten, es sei die 
»demokratische Öffnung«, mit der die Erdogan-Regierung die Kurdenfrage lösen wollte, und 14,5 
Prozent meinten, dass das DTP-Verbot das Thema des Jahres 2009 gewesen sei.532 
Eine ältere Umfrage vom September 2009, die »Umfrage zu den politischen Tendenzen und Erwar-
tungen in der Türkei« veranschaulichte zuvor, welche Probleme die Türken am meisten beschäftigen. 
Demnach empfanden 66,7 Prozent der Befragten die Arbeitslosigkeit als das drängendste Problem. 
Wirtschaftliche Sorgen und niedrige Kaufkraft folgten mit 50,2 Prozent. Sicherheitsprobleme rangier-
ten an dritter Stelle mit 24,8 Prozent.533 
Diese Zahlen belegen, dass klassische linke Themen in der Türkei weiterhin wichtig sind. 
Wirtschaftliche und soziale Gerechtigkeit scheinen die Anliegen zu sein, die die Bürger des Landes 
zuvorderst formulieren. Dennoch gelingt es linken Parteien nicht, von dieser Stimmung zu profitieren. 
Dabei spielt die erfolgreich erachtete AKP-Politik offenbar eine erhebliche Rolle. Denn eben jene 
genannten Umfragen zeigten deutlich, dass gerade in der Sozialpolitik die islamistische AKP große 
Zustimmung in der Bevölkerung genießt. 
In der »Umfrage zu den politischen Tendenzen und Erwartungen in der Türkei« blieb die Prozentzahl 
derjenigen, die denken, dass die wirtschaftliche Lage des Landes sich verschlechtern werde, bei 20,6 
Prozent. Hingegen glaubten 30,8 Prozent, dass sich die Lage verbessern werde.534 
In der GENAR-Umfrage vom Dezember 2009 schnitt die AKP bei der Sozialpolitik unangefochten am 
besten ab. Dort gaben 52,2 Prozent der Befragten an, dass die Sozialpolitik der AKP-Regierung 
erfolgreich sei. Sozialpolitik wäre demnach nicht nur das Feld, auf dem die islamische Regierung am 
besten abschneidet, sondern auch das einzige, bei dem mehr als die Hälfte der Befragten der 
Regierungspolitik gute Noten erteilt.535 
 
Ist eine Fusion die Lösung? 
 
Die meisten Linken in der Türkei kennen und akzeptieren ihre politischen Schwächen. Längst ist der 
Pessimismus vergangener Jahre jedoch einer verstärkten Suche nach Überwindungsstrategien dieser 
Schwächen gewichen. Dabei gehen namhafte Linke nach wie vor davon aus, dass nur eine 
organisatorische Fusionierung der Linken die Wende bringen könne.536 Auffallend ist, dass die 
Akteure dabei auf die Bundesrepublik Deutschland und die Fusion der deutschen Linken in DIE 
LINKE sowie das Wahlergebnis dieser Partei schauen. Häufig suchen sie danach, die Strategien und 
die Politik der Linken in Deutschland, die am Bosporus als Erfolgsmodell gelten, zu kopieren. 

                                                
530 Ebenda, S. 29. 
531 Ebenda, S. 18. 
532 Ebenda, S. 15. 
533 Vgl. Türkiye Siyasi Egilimler ve Beklentiler Arastirmasi [Übersetzung: "Umfrage zu politischen Tendenzen 
und Erwartungen in der Türkei"], SONAR, September 2009, Istanbul,  
http://www.sonararastirma.com/rapor/Siyasi Egilimler Eylül 2009-SONAR.pdf, S. 23. 
534 Ebenda, S. 25 
535 Vgl. http://www.genar.com.tr/files/2009 TURKIYE TOPLUM VE SIYASET 4. CEYREK VE ENLER 
ARASTIRMASI.pdf, GENAR, Istanbul, Dezember 2009, S. 25. [Übersetzung: "Umfrage zu Gesellschaft und 
Politik der Türkei und die Superlativen, 2009 4. Quartal"] 
536 Vgl. Solun birligi üzerine, Erol Katircioglu, Radikal [Übersetzung: "Über die Einheit der Linken"], 17. März 
2007,  
http://www.radikal.com.tr/Default.aspx?aType=RadikalYazarYazisi&ArticleID=808819; 'Cagdas Demokratik 
Yeni Bir Sola' Dogru.  
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Doch ein Blick in die jüngste Vergangenheit der Türkei lehrt, dass zahlreiche Versuche, verschiedene 
linke Gruppen und Parteien zu verschmelzen, bisher zuverlässig scheiterten. Gegenwärtige Anläufe 
versprechen keineswegs erfolgreicher zu werden. 
Tanil Bora, linker Verleger und Kenner der Szene, glaubt längst, dass das Streben nach einer 
Einheitspartei ein Fehler ist. Er bezweifelt, dass es Alt-Linke »jemals schaffen werden, in einer einzi-
gen Organisation zusammenzuarbeiten«. Auch junge Linke, meint Bora, orientierten sich zu sehr an 
alten Einheitsidealen, seien es prosowjetische Parteien oder Bewegungen der außerparlamentarischen 
Opposition, als dass sie erfolgreich zusammenfinden könnten. Bora empfiehlt schließlich: »Vielleicht 
sollte man diese Unfähigkeit zunächst einfach akzeptieren und versuchen, nur anlässlich einzelner 
Themen und Aktionen zusammenkommen.«537  

                                                
537 Im Gespräch mit dem Autor am 3. November 2009 in Ankara. 
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Julian Marioulas 
Die AKEL in Zypern 
 
Einführung – Sozialstruktur und Milieu der Partei 
 
Die Fortschrittspartei des werktätigen Volkes (AKEL – Anorthotiko Komma Ergazomenou Laou) ist 
Zyperns größte Partei, sowohl an ihrer Mitgliederzahl als auch an ihren Wahlergebnissen gemessen. 
Der berufliche Hintergrund ihrer Aktivisten konzentriert sich auf Arbeiter und Angestellte. 850 der 
1.336 Delegierten des letzten Parteitages im November 2005 entstammten dieser Gruppe; 26 waren 
Bauern, 201 Selbstständige, 190 Rentner, 11 Studenten, 57 Hausfrauen und nur einer war arbeitslos. 
Frauen sind in der Partei und ihren Gremien unterrepräsentiert. Sie machten mit 204 Delegierten 
weniger als 20 Prozent aus und stellen gerade einmal 15 der 105 Mitglieder im Zentralkomitee. 
Erstmalig wurde 2005 eine Frau in das Politbüro gewählt. In der Gesamtmitgliedschaft ist ihr Anteil 
höher, da in vielen linken Familien jede Generation in die Partei eintritt. Aufgrund traditioneller 
Rollenverteilungen sind aber vor allem Männer politisch aktiv. Dieser Umstand wird von 
Funktionären kritisch gesehen, da die AKEL seit ihrer Gründung im Jahr 1941 Frauenrechte 
propagiert. Mit dem Frauenverband POGO, der seit 1996 organisatorisch eigenständig ist, bestehen 
Strukturen, um eine größere Einbindung zu erreichen. Der Verband hat über 10.000 Mitglieder, von 
denen nur ein geringer Teil auch in der Partei aktiv ist. Frauenquoten stehen für die AKEL nicht zur 
Debatte. 
Menschen nicht-zyprischer Nationalität treten nur vereinzelt in die AKEL ein. Zwar weist Zypern eine 
hohe Zahl von Arbeitsmigranten auf, doch bleiben viele von ihnen nur für einige Jahre, zumal ihre 
Aufenthaltsgenehmigungen befristet sind. Versuche zur Integration in die Gesellschaft finden nicht 
statt, und eine zweite Generation von Einwanderern existiert noch nicht. Die Anstrengungen der 
AKEL in Bezug auf Migranten liegen im Bereich der gewerkschaftlichen Organisation. 
Mitgliedschaften in der Partei halten in der Regel sehr lange. Nachwuchsprobleme bestehen nicht, die 
meisten Funktionäre der Partei sind aber, wie in europäischen Parteien üblich, über 40 Jahre alt. Unter 
den Delegierten sah die Verteilung auf dem letzten Parteitag  folgendermaßen aus: 85 von ihnen waren 
bis 30 Jahre alt, 196 im Alter zwischen 31 und 40, 415 im Alter zwischen 41 und 50, 313 im Alter 
zwischen 51 und 60 und 327 über 61 Jahre alt. Der Bildungsgrad ist weit gefächert, 304 Delegierte 
hatten das Äquivalent eines Hauptschulabschlusses, 505 das eines Realschulabschlusses und 527 
Abitur oder einen Studienabschluss. 
 
Position der Partei in der Gesellschaft und dem politischen System 
 
In den letzten beiden Wahlen ist die AKEL als größte Partei ins Parlament eingezogen. Neben der 
konservativen Demokratischen Versammlung (DISY) ist sie einer der beiden politischen Blöcke, die 
das Inselleben seit der türkischen Invasion bestimmen. Ihre Verankerung auf Zypern reicht bis in die 
40er Jahre zurück, als in der AKEL eine Öffnung zur Massenpartei erfolgte. Seitdem kann sie auf die 
feste Unterstützung etwa eines Drittels der zyprischen Bevölkerung zählen. Sie ist keine Milieu- oder 
Klientelpartei; ihre Anhänger sind in allen sozialen Klassen zu finden, wenn auch ihr Einfluss am 
stärksten unter den abhängig Beschäftigten ist. 
Die zyprische Mittelschicht, in die Selbstständige, Angestellte und Wissenschaftler fallen, teilt sich 
etwa gleich zwischen den politischen Lagern auf. Unter den Selbstständigen sind es vor allem die La-
denbesitzer, die zur Kernanhängerschaft der AKEL zählen. Unter den Beschäftigten des weitrei-
chenden öffentlichen Sektors Zyperns ist die DISY stärker, was darauf zurückzuführen ist, dass Kom-
munisten dort in den 60er Jahren kaum eingestellt wurden. Diese Politik wirkt bis heute nach, da die 
offenen Stellen häufig aufgrund von Beziehungen vergeben werden. 
Unterstützung erfährt die AKEL auch von Menschen, die zwar nicht links sozialisiert wurden, aber die 
Position der Kommunisten im Zypernkonflikt befürworten. Deutlich wurde dies während der Präsi-
dentenwahl 2008, in der die Konfliktlösung im Mittelpunkt stand – Außenpolitik und Verhandlungen 
mit dem Inselnorden sind eine Domäne des Präsidenten – und Dimitris Christofias in der zweiten 
Runde mit 53,4 Prozent in das Amt gewählt wurde. Zudem ist sie die einzige Partei Zyperns, die im 
besetzen Inselnorden Anhänger hat. 
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Ein Gefälle zwischen Stadt und Land ist vorhanden, aber nicht sehr groß. In vielen Dörfern ist die 
AKEL nicht erste Partei, sie hat aber gerade im Umland der Städte eine starke Verankerung. Diese 
wurde historisch dadurch erreicht, dass viele Arbeiter tagsüber in den wenigen Industriezentren der 
Insel arbeiteten und abends zu ihren Familien in ihre Dörfer zurückkehrten. 
Innerhalb der zyprischen Linken versteht sich die Partei als der politische Wegweiser. Damit setzt sie 
Vorgaben für die sogenannte Volksbewegung (Laiko Kinima), die ihr angeschlossenen Verbände und 
Organisationen, die weite Teile der Gesellschaft erschließen. Dazu zählt an erster Stelle die 
Panzyprische Arbeiterföderation (PEO – Pankypria Ergatiki Omospondia), ein gewerkschaftlicher 
Dachverband. Er besteht unter diesem Namen seit 1941 und ist mit 80.000 Mitgliedern die größte 
Organisation der Arbeitervertretung. Zudem gibt es über die PEO hinaus in den Fachgewerkschaften 
linke Vereinigungen. 
Die der AKEL nahestehende Vereinigte demokratische Jugendorganisation (EDON) ist der mit 
Abstand größte Jugendverband seiner Art auf Zypern. Im Gegensatz zu anderen Jugendverbänden 
entspricht er in seinen Aktionen sehr viel stärker einer Massenorganisation. Die Aktionen der EDON 
zielen schon auf Kleinkinder und sind dazu gedacht, Werte wie Solidarität und Toleranz zu vermitteln. 
Die von ihr getragenen Veranstaltungen umfassen z. B. Ausflüge, Camps und Sportwettbewerbe, aber 
auch Darbietungen von Musik-, Theater- und Tanzgruppen. In den Wahlen der Schulgremien errei-
chen Vertreter der EDON stets die absolute Mehrheit, auf den Universitäten erlangen sie bei Wahlen 
über 40 Prozent. 
Weiterhin unterhält die AKEL eine Gewerkschaft für Bauern und Landwirte, EKA, die über 10.000 
Mitglieder hat, und steht dem bereits erwähnten Frauenverband POGO nahe. Nennenswerte soziale 
Bewegungen und linke Organisationen, die ihren Ursprung nicht in der AKEL haben, gibt es auf 
Zypern nicht. 
Vertretungen der Linken, entweder der AKEL oder ihr nahestehender Verbände, gibt es in fast jedem 
Dorf. Viele Einrichtungen des täglichen Lebens verstehen sich als links, ob es nun Sportvereine, Cafés 
oder ganze Betriebe sind. Aktiv sind ihre Mitglieder auch in den lokalen Kirchengremien, die für die 
Verwaltung des lokalen Kirchenvermögens zuständig sind. Bei den Wahlen zur Besetzung von 
Kirchenämtern, bei denen die Öffentlichkeit begrenzte Mitsprache hat, gibt die Partei ebenfalls 
Empfehlungen aus. Derzeit gibt es einen Ortsverband, der von einem Popen geführt wird. Insgesamt 
steht die Kirche den Konservativen trotzdem sehr viel näher. 
Die Förderung von Intellektuellen und Künstlern ist eine der Grundlagen, auf die die bestehende 
kulturelle Hegemonie der Linken auf Zypern zurückzuführen ist. Viele bekannte Namen der 
Künstlerszene sind aus einem lokalen Kulturverein der Linken hervorgegangen. In diesen lokalen 
Kulturvereinen wird vor allem Theater, Dichtung, Malerei und Musik vermittelt und gelehrt. Der 
Parteivorstand unterhält ein Büro für Kultur, das vor den Wahlen 2008 seine Nützlichkeit bewies, als 
es unter den Künstlern viel Unterstützung für Dimitris Christofias organisieren konnte. Das Verhältnis 
zwischen Partei und Intellektuellen wird deshalb als für beide Seiten vorteilhaft angesehen. 
 
Die strategische Ausrichtung der Partei 
 
Um die Situation zu verstehen, dass eine kommunistische Partei an der Spitze der Regierung Zyperns 
steht, bedarf es eines Blickes in die Inselgeschichte. Die AKEL verstand sich seit ihrer Gründung 1941 
als antikolonialistisch. Die Befreiung der Insel von der britischen Herrschaft bedurfte der Zusam-
menarbeit mit anderen politischen Gruppierungen und wechselnden Bündnissen. Zwischen 1931 und 
1941 arbeiteten die zyprischen Kommunisten im Untergrund. Im Zweiten Weltkrieg rief die gerade 
zugelassene AKEL ihre Landsleute dazu auf, in die britische Armee einzutreten, um für die Befreiung 
Griechenlands zu kämpfen, in der Hoffnung, dass die Briten nach dem Krieg diese Hilfe honorieren 
würden. Als das Kolonialregime bestehen blieb, führte die AKEL den friedlichen, aber entschlossenen 
Widerstand für ein Jahrzehnt an. In dieser Zeit trat sie für ein unabhängiges Zypern und die 
Einbeziehung von Griechen und Türken in den neuen Staat ein. 1949 übernahm Ezekias Ioannou die 
Parteiführung und behielt sie bis zu seinem Tod 1988 inne. Unter ihm blieb die Partei der UdSSR und 
ihrer Sozialismuskonzeption treu. 
1955 begannen nationalistische griechische Kräfte, von Georgios Grivas in der Nationalen Orga-
nisation zypriotischer Kämpfer (EOKA) organisiert, einen bewaffneten Aufstand, um den Anschluss 
Zyperns an Griechenland zu erreichen. Die Kolonialbehörden nutzten die Destabilisierung der Lage, 
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um die AKEL zu verbieten, obwohl sie weder Mittel noch Ziele der EOKA teilte. Vier Jahre später 
wurde sie im Zuge des Zürich-Londoner Abkommens, das den Übergang in die Unabhängigkeit 
regelte, wieder zugelassen. Die Vereinbarung legte die Basis für die Unabhängigkeit, was die Kom-
munisten begrüßten. Allerdings forderten die Beibehaltung der britischen Militärbasen, ein semi-
präsidentielles Regierungssystem und Interventionsrechte für das Vereinigte Königreich, Griechenland 
und die Türkei ihren Widerspruch heraus. In den ersten Präsidentschaftswahlen bildete sich die Politik 
der AKEL heraus, den progressivsten der »bourgeoisen« Kandidaten zu unterstützen, bis 1974 war 
dies Erzbischof Makarios. Drei Jahre nach der Unabhängigkeit flammten die ethnischen Konflikte auf, 
und die Türken zogen sich aus der gemeinsamen Regierung zurück. 
Nach dem Putsch in Griechenland unterstützte das dortige Obristenregime 1967 den Aufbau einer 
zweiten paramilitärischen Organisation, der sogenannten EOKA B, auf Zypern, die dazu überging, 
Kommunisten zu ermorden. Im Norden der Insel taten nationalistische Türken das Gleiche. Die Lage 
eskalierte 1974, als die EOKA putschte und fünf Tage später die Türkei auf der Insel einfiel. Tausende 
Mitglieder der AKEL wurden durch das faschistische Regime interniert, und viele starben im Zuge der 
Kampfhandlungen. Obwohl im Inselsüden wieder eine demokratische Regierung aufgestellt wurde, 
zogen sich die türkischen Soldaten nicht zurück und vollendeten mit ihrer Besatzung die Teilung der 
Insel. 
Diese historische Entwicklung der Partei führte zur Ausprägung mehrerer Charakteristika, die bis heu-
te nachwirken: 
- Die Subkultur der Partei war von Arbeits- und Befreiungskämpfen geprägt. Von Beginn an setzte die 
Führung auf die Bildung von Klassenbewusstsein unter der arbeitenden Bevölkerung. 
- Die Verfolgung ihrer Führungskader und Parteiverbote führten dazu, dass ein strikter demokratischer 
Zentralismus bis hin zum Personenkult aufrechterhalten werden musste, um die Disziplin unter den 
Mitgliedern zu gewährleisten. 
- Der Kampf gegen den britischen Kolonialismus war ein treibender Faktor in der Partei. Ihren Anti-
Imperialismus definierte sie nach sowjetischer Terminologie, verbündete sich aber häufig mit anderen 
»progressiven« Kräften auf der Insel, um ihre Unabhängigkeit zu erreichen und später zu 
gewährleisten. Die UdSSR wiederum akzeptierte diesen Kurs, da mit einem Systemwechsel aufgrund 
der komplizierten Lage nicht zu rechnen war. 
- Auch wenn die Partei den griechischen Nationalismus der Rechten bekämpfte, durfte sie angesichts 
der Tatsache, dass die Mehrheit ihrer Wähler Griechen waren, nie zu stark von der Mehrheitsmeinung 
in dieser Frage abweichen und passte ihr eigenes Konzept eines zyprischen Nationalismus 
entsprechend an. 
Relativ spät gelang der AKEL der Einzug in die Regierung, was an Vorbehalten der anderen Parteien 
lag, aber auch an eigenen strategischen Erwägungen. 2004 machte sie ihre Unterstützung für die Präsi-
dentschaftskandidatur der gemäßigt nationalistischen Demokratischen Partei (DIKO) erstmals von 
einer Regierungsbeteiligung abhängig und war damit erfolgreich. Als Präsident Tassos Papadopoulos 
2007 ankündigte, erneut für die Wahl anzutreten und damit eine gemeinsame Vereinbarung brach, tat 
Christofias es ihm gleich und wurde der erste Präsidentschaftskandidat seiner Partei. Koalitionspartner 
war neben der DIKO bis zum Februar 2010 die Sozialdemokratische Bewegung (EDEK). Schwierig-
keiten ergeben sich in der Regierung vor allem in der Bewertung der Frage, wie die Lösung des 
Zypernkonflikts aussehen soll, was auch der Grund für das Zerwürfnis mit der EDEK darstellt. Zur 
Rechten bestehen große Differenzen aufgrund der Wirtschafts- und Sozialpolitik und der, aus Sicht der 
AKEL bestehenden, historischen Kontinuität der EOKA und Nationalisten, die von DISY vertreten 
wird. 
Unmittelbares Ziel der AKEL bleibt die friedliche Lösung des Zypernkonfliktes. Weiterhin sieht sie 
ihre Rolle darin, die Interessen der Werktätigen zu vertreten. Das Regierungsprogramm des Präsi-
denten bewegt sich im Rahmen des Kapitalismus. Die AKEL ist aber in den vergangenen fünf Jahren 
auch eine Partei geblieben, die aufgrund ihrer starken Position keine Kompromisse schließen musste, 
die ihr Selbstverständnis infrage gestellt hätten. Ein Systemwechsel wird nur in einem vereinten 
Zypern überhaupt als Möglichkeit gesehen und würde voraussetzen, dass auch andere Länder Europas 
sich vom Kapitalismus lösen. 
In der Regierung sah sich die AKEL direkt mit den Auswirkungen der weltweiten Finanzkrise 
konfrontiert. Zwar war der heimische Bankensektor kaum von der Finanzkrise betroffen, da er 
vorsichtig wirtschaftete und eine hohe Kreditdeckung aufwies. Den Einbrüchen im Tourismus und in 
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der Bauwirtschaft, beides Sektoren, die vom ausländischen Geldfluss leben, wirkte die Regierung mit 
Maßnahmen entgegen, die 300 Millionen Euro umfassen und über 1,5 Prozent des BIP entsprechen. 
Davon entfallen 51 Millionen Euro auf die Subventionierung des Touristikbereiches, während 245 
Millionen Euro für staatliche Bauprojekte, überwiegend im sozialen Wohnungsbau, und für Darlehen 
an einkommensschwache Familien vorgesehen sind. Damit wird ein doppelter Effekt erreicht: das 
Ankurbeln der Wirtschaft und die Bereitstellung günstiger Wohnungen. 
Der Lebensstandard auf der Insel ist hoch, und der finanzielle Spielraum ist groß genug, dass durch 
Erhöhung der Sozialleistungen die dringendsten Probleme gelöst werden können. Bis 2012 hat sich die 
Regierung das Ziel gesetzt, die Armut auf Zypern zu beseitigen, was bedeuten würde, dass niemand 
mit weniger als 420 Euro im Monat auskommen muss. 
Mittelfristig zieht die AKEL einen Umbau des Gesundheitssektors in Betracht, um die Qualität der 
öffentlichen Versorgung zu steigern und die gleichwertige Behandlung unabhängig vom Einkommen 
sicherzustellen. Konkrete Pläne gibt es in der Regierung jedoch noch keine. Andere dringende 
Probleme, die im ersten Regierungsjahr angegangen wurden, stellen eine Besonderheit Zyperns dar: 
der Wassermangel und die Überwindung nationalistischer Tendenzen in der Bildung. 
Als ihren Verdienst sieht die AKEL an, dass der Neoliberalismus in Zypern nie größeren Einfluss 
erringen konnte. Selbst in den 90er Jahren, als die DISY mit Glafkos Klerides den Präsidenten stellte, 
war zumindest die PEO in der Position, soziale Errungenschaften zu verteidigen. Dabei half, dass der 
konservative Gewerkschaftsbund in dieser Zeit nicht bereit war, nur als verlängerter Arm des 
Präsidenten zu agieren. 
Die AKEL veröffentlicht regelmäßig Analysen zum gegenwärtigen Zustand des Kapitalismus, übt 
scharfe Kritik vor allem an den USA und übt Solidarität mit linken Bewegungen in der Welt. Die 
kommunistische Symbolik auf Parteitagen und in der Öffentlichkeit ist im Vergleich zu den 80er 
Jahren zurückhaltender, aber noch vorhanden. 
 
Linke Ideen für die europäische Politik 
 
Ihre wechselhafte Geschichte hat die AKEL zu einer Partei gemacht, wie sie in der europäischen 
Linken einzigartig ist. Zu fragen wäre, ob dies einzig an den besonderen Umständen auf Zypern liegt 
oder ob die AKEL auch darüber hinaus allgemeingültige Erfahrungen gemacht hat, die der 
europäischen Linken in Zukunft helfen könnten, ihr eigenes Profil zu stärken. 
Der Beschluss, die Mitgliedschaft Zyperns in der EU zu unterstützen, fiel auf dem 18. Parteitag 1995 
nach einer langen internen Debatte und keineswegs einstimmig – rund ein Drittel der Delegierten 
stimmte dagegen. Vorangegangen war eine realistische Neuausrichtung der Partei, da mit dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion und dem Bedeutungsverlust der Bewegung Blockfreier Staaten 
wichtige Verbündete weggefallen waren. Das Politbüro-Mitglied Stavros Evangorou beschrieb die 
Situation rückblickend folgendermaßen: »Die EU war unser einziger potentieller Verbündeter zur 
Lösung des Zypernproblems. Einige andere kommunistische Parteien sagten uns, dass die EU das 
Europa des Kapitals ist. Okay, ich weiß, dass es das Europa des Kapitals ist. Zeigt mir etwas anderes, 
etwas Besseres. Da ist niemand – es gibt nichts Besseres.« [vgl.Dunphy/Bale, S.298] 
Diese Haltung ist in der Partei bis heute vorherrschend. Die Realität gebietet eine Zusammenarbeit mit 
der EU, und so zeigt sich die AKEL auf den meisten Politikfeldern sehr kooperativ. Den EU-
Reformvertrag griff sie scharf an und stimmte im Parlament gegen ihn, aber nur, da die Mehrheit für 
den Vertrag durch ihre Koalitionspartner und die konservative Opposition gesichert war. Zwar 
versucht die AKEL im Rahmen ihrer Möglichkeiten darauf hinzuarbeiten, das »andere Europa« zu 
gestalten. Diese Möglichkeiten sind aber sehr begrenzt, weshalb sie den Schwerpunkt ihres Handelns 
darauf legt, dass die EU sich stärker in der Lösung des Zypernkonflikts engagiert und entsprechend 
Druck auf die Türkei ausübt. 
Aufgrund der sanfteren Kapitalismuskritik, die durch die Sozialforen und Attac geübt wird, sieht man 
die altermondialistische Bewegung nicht als primären Verbündeten. Von der Europäischen Linken 
unterscheidet sich die AKEL am stärksten in der historischen Bewertung des Kommunismus und der 
staatssozialistischen Systeme. Doch auch wenn sie weiter starke Beziehungen zu traditionellen 
kommunistischen Parteien wie der griechischen KKE und der KP Kubas pflegt, steht sie in ihren 
gegenwärtigen Politikentwürfen auch abseits der Regierungsarbeit den reformierten Parteien 
wesentlich näher. 
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Selbstverständnis und Organisation 
 
Die AKEL versteht sich als Repräsentantin der arbeitenden Bevölkerung und ist innerhalb der 
europäischen Linken sicherlich die Partei, in der dieser Anspruch am weitesten erfüllt wird. 
Das grundlegende Sozialismuskonzept der Partei stammt aus dem Jahr 1990 und beinhaltet eine 
positive Wertung des Marxismus-Leninismus. Ein Teil der Parlamentarier und Mitglieder verließ 
damals die AKEL, ohne sich jedoch langfristig erfolgreich in anderen Parteien etablieren zu können.  
Seitdem hat sich für die Partei nicht die Notwendigkeit einer theoretischen Neuausrichtung ergeben. 
So hielt auch der letzte Parteitag 2005 begrifflich am Marxismus-Leninismus und wissenschaftlichen 
Sozialismus als Methode fest. Anders als im Fall der griechischen KKE wird die gegenwärtig 
Entwicklung des Kapitalismus aber nicht entsprechend der Lenin’schen Imperialismustheorie aufge-
fasst. Zudem wird von den Mitgliedern keine ideologische Schulung verlangt. Die Selbstdarstellung 
der Partei erfolgt seit den 90er Jahren vor allem unter dem Banner »AKEL – Linke – Neue Kräfte« 
und zielt darauf, Menschen anzusprechen und für die Partei zu gewinnen, die keine Kommunisten 
sind. 
Ein sektiererischer Umgang mit der Theorie war aber zu keinem Zeitpunkt in der AKEL vorherr-
schend. Das Urteil von Christopher Brewin von der Keele University trifft den Kern des Selbst-
verständnisses: Die Beibehaltung der kommunistischen Identität, die Feiern zum 1. Mai und zur 
Oktoberrevolution entspringen nicht einfach einem nostalgischen Klammern an vergangene Zeiten 
oder dienen dazu, die eigenen Wähler bei der Stange zu halten, indem der Traum an eine bessere 
Zukunft aufrechterhalten wird. Beides spielt sicher eine Rolle. Aber vor allem erfüllt das Festhalten an 
der Kontinuität des Kommunismus eine grundlegende, fast existentielle Funktion: der Partei eine 
gesamtzyprische Zielsetzung zu geben, und keine hellenozentrische.  
Die Statuten der AKEL entsprechen denen einer Kaderpartei. Wichtigstes Organ ist der Parteitag, der 
alle fünf Jahre zusammentritt und programmatische sowie personelle Entscheidungen trifft. Auf ihm 
wird das Zentralkomitee gewählt, wobei das Vorschlagsrecht für Kandidaten bei den 
Basisorganisationen liegt, eine Listenaufstellung aber durch ein separates Gremium erfolgt. Aus den 
Reihen des ZK werden das Politbüro und der Generalsekretär gewählt, die zwischen den Parteitagen 
die Geschäfte führen. Weitere Parteikongresse werden regelmäßig einberufen, wenn 
Parlamentswahlen anstehen oder Personalfragen zu klären sind, so 2008, als Dimitris Christofias 
aufgrund seiner Verpflichtungen nach 20 Jahren vom Parteivorsitz zurücktrat. 
Parteiinterne Fraktionsbildungen sind offiziell nicht erlaubt. Da die Parteimitglieder aber aus 
verschiedenen Milieus stammen, vertreten sie ein breites Feld der politischen Linken. Sowohl 
glühende Kommunisten als auch pragmatische Technokraten prägen die alltägliche Debatte in der 
Partei. Dabei spielt auch unter den Mitgliedern die Zypernfrage eine wesentlich gewichtigere Rolle als 
die Sozial- und Finanzpolitik. Die Anstrengungen der Parteispitze gelten derzeit vor allem der 
Unterstützung des nicht unumstrittenen Engagements des Präsidenten in den Verhandlungen mit der 
türkischen Seite, die auch von der Basis eingefordert wird. Für theoretische Differenzen und Kritik 
bieten eher die Zeitschriften und weiteren Publikationen der AKEL Raum. 
In der Regel wird darauf vertraut, dass zwischen den Parteitagen in den zentralen Fragen bereits ein 
Konsens gefunden wird, so dass die Delegierten nur die Vorschläge absegnen müssen, die ihnen 
vorliegen. Aber auch die höchsten Gremien sind sich nicht immer einig: Andros Kyprianou setzte sich 
mit 57 zu 48 Stimmen im Zentralkomitee recht knapp gegen den Mitbewerber Nikos Katsouridis als 
neuer Generalsekretär durch. Größere Erschütterungen sind für die AKEL in den nächsten Jahren nicht 
zu erwarten. Es ist nach der Wahl von Dervis Eroglu, einem Mitglied der rechtsgerichteten Nationalen 
Einheitspartei (UBP) unwahrscheinlich, dass der nächste Parteitag Ende 2010 in der Perspektive eines 
vereinten Zypern stattfindet und die türkische Besatzung zu einem schnellen Ende kommt. Sie selbst 
wird sich aber spätestens am Ende der jetzigen Regierung daran messen, ob ihr anti-kolonialer Kampf 
nach über 80 Jahren ein erfolgreiches Ende gefunden hat. Einen weiteren Antritt für das Amt des 
Präsidenten hat Christofias bereits davon abhängig gemacht. 
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Umfrage zu den Präsidentschaftswahlen 2008 
 
Kandidat Christofias (AKEL) Papadopoulos (DIKO) Kasoulides (DISY) 

befähigt, den 
Zypernkonflikt zu lösen 

28 Prozent 32 Prozent 24 Prozent 

ist im Ausland akzeptiert 26 Prozent 27 Prozent 31 Prozent 

ist nah am Volk 46 Prozent 23 Prozent 17 Prozent 

befähigt für 
innenpolitische Probleme 

34 Prozent 30 Prozent 24 Prozent 

befähigt für soziale 
Probleme 

35 Prozent 27 Prozent 23 Prozent 

ist dynamisch 30 Prozent 32 Prozent 21 Prozent 

befähigt für 
wirtschaftliche Probleme 

29 Prozent 31 Prozent 24 Prozent 

ist ehrlich 31 Prozent 28 Prozent 21 Prozent 

wird sein Wahlprogramm 
verfolgen 

28 Prozent 26 Prozent 20 Prozent 

versteht die Probleme der 
Jugend 

33 Prozent 23 Prozent 25 Prozent 
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- AKEL: AKEL – To Komma tou Ergazomenou laou [AKEL – Die Partei des Werktätigen Volkes], Nikosia 
1976. 
- AKEL: 17. Synedrio AKEL, Apofaseis kai alla ntokoumenta [17. Parteitag der AKEL, Beschlüsse und andere 
Dokumente], Nikosia 1990. 
- AKEL: 18. Synedrio AKEL, Apofaseis kai alla ntokoumenta, Nikosia 1995. 
- AKEL: 19. Synedrio AKEL, Apofaseis kai alla ntokoumenta, Nikosia 2001. 
- AKEL: 20. Synedrio AKEL, Apofaseis kai alla ntokoumenta, Nikosia 2006. 
- AKEL: Katastatiko tou AKEL [Satzung der AKEL], Nikosia 1990. 
- AKEL: I diki mas antilipsi gia ton sosialismo [Unsere Wahrnehmung des Sozialismus], Nikosia 1990. 
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- Informationen auf den Webseiten http://www.edon.org.cy/, http://www.peo.org.cy/ und 
http://www.pogo.org.cy/. 
 
Sekundärliteratur 
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- Brewin, Christopher: The European Union and Cyprus, Huntingdon 2000. 
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Zur aktuellen Politik 
Ausgaben der Haravgi (http://www.haravgi.com.cy/) und Cyprus Mail (http://www.cyprus-mail.com/).  
 
Interviews im Oktober 2010 
- Giannakis Colokasidis, Mitglied im Politibüro des ZK der AKEL. 
- Konstantinos Stylianou, Organisationssekretär der EDON. 
- Mitglieder des Ortsverband der AKEL Nikosia im Anschluss an eine programmatische Sitzung. 
 
Quellen für die Wahlergebnisse und Statistiken 
Zyprisches Presse- und Informationsbüro: http://www.ekloges.pio.gov.cy/ 
Meinungsforschungsinstitut Public Issue: www.publicissue.gr/wp-content/uploads/2008/02/cpcs14_12008.pdf 
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